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Seit vielen Jahren be-
reits wird in der christ-

lichen Sozialethik wie 
auch in der katholischen 
Soziallehre zu den klas-
sischen Grundprinzipien 
von Personalität, Solidari-
tät, Subsidiarität und Ge-
meinwohl noch ein fünf-
tes Prinzip hinzugezählt: 
die Nachhaltigkeit. Ge-
fordert wird damit in Pro-

duktion und Konsum ein verantworte-
ter Umgang mit den Ressourcen unserer 
Welt, christlich gesprochen: der Schöp-
fung, die allen Menschen und allen Ge-
nerationen gehört.

Daher gilt es, Wohlstand für mög-
lichst alle Menschen auf dieser Welt so 
zu vermehren, dass zugleich eine rück-
sichtslose Ausbeutung der natürlichen 
Ressourcen durch die Konsumgewohn-
heiten der reichen Länder zuunguns-
ten der Umwelt und der nachfolgen-
den Generationen vermieden wird. 
Erst müssen die Primärbedürfnisse der 
Menschen, die auf das bloße Überle-
ben bezogen sind, befriedigt werden, 
dann erst sind sie in der Lage, an mehr 
zu denken. Oder einfacher und rusti-
kaler mit Bert Brecht: Erst kommt das 
Fressen, dann die Moral … Eine Trans-
formation der Weltwirtschaft heißt in 
dieser Sicht zunächst, vornehmlich 
die besonders vergänglichen Güter zu 
schützen und den Erhalt der primären 
Ressourcen des weltweiten Überlebens 
sicherzustellen.

Aber eben das Verharren auf der 
Stufe der bloßen primären Bedürfnis-
befriedigung entfremdet den Menschen 
von seiner eigentlichen Berufung. Sie 
führt zur Haltung des ökologisch wie 
sozial höchst fragwürdigen Konsumis-
mus; dem Konsum kommt dabei die 
Funktion einer Ersatzreligion zu. Wo 
dementsprechend das rein konsumori-
entierte Überleben an die Stelle des gu-

ten und sinnvollen Lebens tritt, zerfällt 
ein ethischer Leitgedanke der christ-
lich-europäischen Geistesgeschichte: 
In Verantwortung vor Gott wird an-
erkannt, dass der Mensch mit seiner 
unantastbaren Würde vom Wesen her 
über das rein Materielle hinausragt, das 
gute und erfüllte Leben wichtiger ist 
als das reine Überleben und das Sein 
wichtiger ist als das Haben. In dieser 
zweiten Sicht entspricht die öko-sozia-
le Transformation dann einem integra-
len und wirklich humanen Verständ-
nis des Menschen, der stets mehr ist 
als bloßer Kunde und Konsument im 
System eines scheinbar funktionieren-
den Kapitalismus.

Mit dem Problem des Konsumismus 
eng verknüpft ist die Frage der Ökolo-
gie. Es gibt eine erstaunliche Schnitt-
menge der grundlegenden Überzeu-
gungen von ökologischer Bewegung 
und katholischer Soziallehre: Die Natur 
und ihre Ressourcen sind nicht einfach 
als ein beliebiges Material zur Nutzung 
technisch auszubeuten und zu verwer-
ten. Daher muss jede Technik befragt 
werden, ob sie wirklich dem umfas-
senden Wohl des Menschen dient und 
nicht nur einer Mehrheit von Men-
schen oder den hier und jetzt leben-
den Menschen. Die Welt soll schonend 
bewirtschaftet werden. Die Rede von 
der Natur als Schöpfung Gottes unter-
streicht diese Auffasssung, und nicht 
zuletzt eine franziskanisch inspirier-
te Spiritualität bezeugt diesen Zusam-
menhang von Mensch und Schöpfung. 
Umwelt ist ein hohes Gut, das erst be-
wusst fehlt, wenn es unwiederbring-
lich verschwendet ist. Es gilt daher, die 

Umwelt als „unser gemeinsames Haus“ 
(Papst Franziskus, Enzyklika Laudato 
si’ 1) zu schützen; christlich geschieht 
dies gemäß der Maxime „Bewahrung 
der Schöpfung“.

Wie diese übersetzt werden kann in 
eine öko-soziale Transformation von 
Wirtschaft und Gesellschaft, ist The-
ma der folgenden Beiträge. Vom nach-
haltigen, suffizienzorientierten Kon-
sum über die Weiterentwicklung der 
Energiewende und der Klimapolitik bis 
hin zu einer öko-sozialen Neuausrich-
tung des Finanzsystems untersuchen 
die Autorinnen und Autoren ganz un-
terschiedliche Felder hinsichtlich ihres 
jeweiligen Transformationspotenzials.

Zudem dürfen wir ein Jubiläum fei-
ern: Es handelt sich hier um die nun-
mehr 50. Ausgabe von Amosinternatio
nal; das erste Heft ist im Herbst 2006 
erschienen. Was damals ein durchaus 
waghalsiges Projekt zu sein schien, 
hat sich inzwischen als ausgewiesenes 
Fachorgan der christlichen Sozialethik 
im Feld der theologischen und sozial-
ethischen Zeitschriften etabliert. Allen 
Initiatoren, allen Autorinnen und Au-
toren, nicht zuletzt DDr. Richard Geisen 
sei daher an dieser Stelle ausdrücklich 
und von Herzen gedankt – ad multos 
annos, auf viele weitere fruchtbare und 
diskussionsbereite Jahre im Sinn des 
Namensgebers, des Propheten Amos 
und seiner Verheißung von Gerech-
tigkeit und Frieden: „An jenem Tag 
richte ich die zerfallene Hütte Davids 
wieder auf und bessere ihre Risse aus, 
ich richte ihre Trümmer auf und stelle 
alles wieder her wie in den Tagen der 
Vorzeit!“ (Amos 9, 11).

Öko-soziale 
Transformation

Peter Schallenberg
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Klimapolitik, Digitalisierung 
und soziale Kohäsion
Die große Transformation unter neuen Vorzeichen

Die Ziele für nachhaltige Entwicklung (SDGs) und das Pariser Über-
einkommen waren zwei essentielle Schritte für die große Transfor-
mation zur Nachhaltigkeit. Deren gesellschaftliche Rahmenbedin-
gungen sind damit allerdings nicht konstant. Vielmehr wandeln sich 
die kontextualen Dynamiken, in denen die große Transformation ein-
gebettet ist. Dieser Aufsatz greift drei Bereiche heraus, die für die 
Transformation zentral sind und die den Wandel der damit verbun-
denen Herausforderungen verdeutlichen: Klimapolitik, Digitalisie-
rung und soziale Kohäsion. Alle drei Aspekte betreffen Entwicklun-
gen, die zur Zeit der SDGs und des Pariser Übereinkommens zwar 
bereits ihren Anfang genommen hatten, deren Bedeutung im Laufe 
der letzten Jahre jedoch besonders deutlich geworden ist.

Die Welt braucht einen Wandel. Die 
gegenwärtige Art des Wirtschaf-

tens, die sich mit der Industrialisie-
rung herausgebildet und seither gefes-
tigt hat, hat bis Anfang des 21. Jahr-
hunderts zu Wohlstand und der breiten 
Verfügbarkeit von Gütern für etwa die 
Hälfte der Weltbevölkerung geführt, 
aber auch zu sozio-ökonomischer, po-
litischer und kultureller Ungleichheit 
sowie zu Umweltbelastungen in einem 
Ausmaß, das schon heute die Kapazi-
täten des Erdsystems an seine physi-
schen Grenzen bringt.

Diese Wirtschaftsweise ist nicht 
dauerhaft tragfähig. Sie erfolgreich 
umzugestalten erfordert tiefgreifende 
Veränderungen in allen Gesellschafts-
bereichen: eine große Transformation 
hin zu nachhaltiger wirtschaftlicher 
Entwicklung (WBGU 2011). Die enge 
internationale Verzahnung von Wirt-
schaftsprozessen und die globale Di-

mension sozialer und ökologischer 
Probleme bedeuten, dass diese Trans-
formation nur durch internationale Zu-
sammenarbeit in Gang gesetzt werden 
kann. Im Jahre 2015 gelangen dazu 
zwei Durchbrüche (WBGU 2016):
•	 So hat sich die Staatengemeinschaft 

im Rahmen der Vereinten Nationen 
eine Agenda in Form von 17 Zie-
len für nachhaltige Entwicklung 
gegeben (Sustainable Development 
Goals, SDGs). Dazu gehört zum Bei-
spiel, dass es bis 2030 weltweit kei-
ne Armut und keinen Hunger mehr 
geben soll, dass das Klima, Öko-
systeme und Ozeane geschützt wer-
den und dass alle Menschen Zugang 
zu Bildung und umweltfreundlicher 
Energie bekommen.

•	 Darüber hinaus wurde in Paris ein 
globales Übereinkommen zum Kli-
maschutz unterzeichnet, das die Er-
derwärmung auf 2 °C oder besser 

noch 1,5 °C begrenzen soll. Dass 
die Staaten dabei selbst entschei-
den, wie viel sie für den Klimaschutz 
zu tun gedenken, anstatt das von 
oben herab verbindlich festzule-
gen, hat das Übereinkommen po-
litisch möglich gemacht. Die lang-
fristige Effektivität ist so allerdings 
noch ungewiss. Nichtsdestoweniger 
war das Pariser Übereinkommen die 
wichtigste Vereinbarung zum Kli-
maschutz seit dem Kioto-Protokoll 
von 1997.

Die nachhaltigen Entwicklungsziele 
und das Pariser Übereinkommen wa-
ren zwei essentielle Schritte, weil in 
ihnen Kernelemente der Transforma-
tion zur Nachhaltigkeit festgeschrie-
ben wurden. Deren gesellschaftliche 
Rahmenbedingungen sind damit al-
lerdings nicht konstant. Vielmehr 
wandeln sich die kontextualen Dyna-

Marian Feist Dirk Messner
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miken, in denen die große Transfor-
mation eingebettet ist. In politischen 
Arenen verschieben sich Ideen, Inter-
essen und Machtverhältnisse. Techni-
sche Entwicklungen eröffnen bislang 
nicht erwogene Lösungswege, ver-
schärfen aber möglicherweise auch 
bestehende Problemlagen. So können 
gegenläufige Kräfte entstehen, die 
den Transformationsprozess verlang-
samen und gar aufhalten. Dieser Auf-
satz greift drei Bereiche heraus, die 
für die Transformation zur Nachhal-
tigkeit zentral sind und den Wandel 
der damit verbundenen Herausforde-
rungen verdeutlichen: Klimapolitik, 
Digitalisierung und soziale Kohäsion. 
Alle drei Aspekte betreffen Entwick-
lungen, die 2015 – im Jahr der SDGs 

und des Pariser Übereinkommens  – 
zwar bereits längst ihren Anfang ge-
nommen hatten, deren Bedeutung für 
die große Transformation im Laufe 
der letzten Jahre jedoch besonders 
deutlich geworden ist. Der Aufsatz 
diskutiert die neuen Kontexte der 
Transformation, zeigt Problemlagen 
und Chancen auf und skizziert den 
damit verbundenen Handlungsbedarf.

Klimapolitik: Das Überleben von Gesellschaften

Dynamik und Prioritäten in der inter-
nationalen Klimapolitik haben sich seit 
dem Pariser Übereinkommen von 2015 
gewandelt. Zwei Entwicklungen sind 
dabei entscheidend:

Erstens hat das politische Moment 
für den Klimaschutz in einigen Ländern 
nachgelassen. Deutschland und Europa 
haben nicht mehr die Vorreiterrolle inne, 
die sie früher für sich beanspruchten. 
Die Vereinigten Staaten haben sich un-
ter Präsident Trump von den internatio-
nalen Bemühungen zum Klimaschutz 
abgewandt. Das betrifft nicht nur die 
großen Klimagipfel, sondern auch nach-
geschaltete Institutionen und Mechanis-
men. Kritische Finanzierungkanäle für 
den Klimaschutz und Klimafolgenan-
passung in ärmeren Ländern stehen so 
auf dem Spiel (Feist 2018). Zudem set-
zen die Mechanismen des Pariser Über-
einkommens stark auf die Selbstver-
pflichtung der einzelnen Länder. 
Schwindet deren Engagement, droht das 
Abkommen seine Ziele zu verfehlen, 
denn es gibt keine harten Sanktionie-
rungsmechanismen. Vor dem Hinter-
grund dieser Unsicherheit, aber auch 
ganz im Sinne des Pariser Übereinkom-
mens, soll der nationalstaatlich orches-

trierte Klimaschutz durch nicht- und 
substaatliche Akteure wie Bundesstaa-
ten, Städte und Unternehmen komple-
mentiert werden (Chan et al. 2018).

Zweitens hat sich nicht nur der Kon-
text, sondern insbesondere auch der Fo-
kus internationaler Klimapolitik ver-
ändert. Standen vormals vornehmlich 
Umverteilungskonflikte im Zentrum – 
d. h. die Frage, welche Akteure die Kos-
ten für Vermeidung und Anpassung tra-

gen sollen – geht es mittlerweile in der 
Klimapolitik um nichts weniger als das 
Überleben von Gemeinschaften, Kultu-
ren und Gesellschaften (Hale et al. 2018). 
Durch den Anstieg der Meeresspiegel 
sind ganze Inselstaaten bedroht – und 
damit die Lebensgrundlage und Kultur 
ihrer Einwohner. In anderen Erdteilen 
werden schon heute und mit zuneh-
mender Erwärmung in immer höherem 
Maße ganze Regionen von Hitzewellen, 

Dürren, Wasserknappheit und Extrem-
wetterereignissen heimgesucht. Die not-
wendigen Maßnahmen zur Milderung 
solcher katastrophalen Klimafolgen 
schaffen weitere Herausforderungen. 
Sie wirken sich zum Beispiel auf Men-
schen aus, für die fossile Energieträger 
die sozioökonomische Existenzgrundla-
ge bedeuten. Die große Transformation 
erfordert unter anderem den Ausstieg 
aus der Nutzung von Kohle zur Energie-
gewinnung. Der Kohleausstieg betrifft 
wiederum die Lebensentwürfe und so-
zialen Identitäten ganzer Regionen, wie 
beispielsweise im Braunkohlerevier in 
der Lausitz. Gerechtigkeitsprobleme des 
Klimaschutzes müssen also im Hinblick 
auf die Betroffenen der globalen Erwär-
mung gelöst werden, die meistens kaum 
zum Problem des Klimawandels beige-
tragen haben; sie tauchen aber in an-
derer Form auch in den Industriestaa-
ten auf, die angesichts ihrer historischen 
Emissionen eine besondere Verantwor-
tung für den Klimawandel tragen.

Auf der 24. Vertragsstaatenkonfe-
renz der Klimarahmenkonvention (COP 
24) in Kattowitz, Polen, im Dezember 
2018 war eine gerechte Klimapolitik 
(Just Transition) zentraler Schwerpunkt 
der Verhandlungen. Der Austragungs-
ort in einer Bergbauregion war von der 
polnischen Regierung als Symbol dafür 
gewählt worden. Der Wissenschaftli-
che Beirat der Bundesregierung Globa-
le Umweltveränderungen (WBGU) plä-
dierte in einem Politikpapier, das sich 
an die Verhandler der COP 24 richte-
te, für eine zeit-gerechte Klimapolitik, 
um zu verdeutlichen, dass nur schnelles 
Handeln überhaupt noch eine Lösung 
des Klimaproblems ermöglicht (WB-
GU 2018b). Bis etwa 2050 müssen die 
Treibhausgasemissionen weltweit auf 
null reduziert werden, um noch unter 
einer Erwärmung von 2 °C zu blei-
ben. In diesem Zeitrahmen müssen Ge-
rechtigkeitsfragen für drei Betroffenen-
gruppen gelöst werden:
•	 erstens für vor allem arme und vul-

nerable Menschen, die besonders 
unter den Folgen globaler Erwär-
mung leiden;

	 Die Rahmenbedingungen 
zur Umsetzung der nach-
haltigen Entwicklungs-
ziele und des Pariser 
Übereinkommens haben 
sich seit 2015 in vielerlei 
Hinsicht verändert

	 In der Klimapolitik 
geht es mittlerweile 
um nichts weniger als 
das Überleben ganzer 
Gemeinschaften, Kulturen 
und Gesellschaften
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•	 zweitens für Menschen in den Re-
gionen, in denen die Dekarbonisie-
rung der Wirtschaft bis zur Mitte 
des Jahrhunderts gelingen muss, um 
das Pariser Übereinkommen umset-
zen zu können;

•	 drittens für alle folgenden Genera-
tionen (also Menschen, die heute 
noch keine Stimme haben), deren 
Entwicklungschancen durch Kli-
makrisen signifikant bedroht sind.

Digitalisierung: Tiefgreifenden Wandel 
in nachhaltige Bahnen lenken

Die Menschheit steht vor dem Eintritt 
in eine neue anthropologische Epo-
che. Die Digitalisierung transformiert 
gesellschaftliches Zusammenleben 
grundlegend. Zwar durchdringt digi-
tale Technik schon seit Jahrzehnten zu-
nehmend relevante Bereiche. Dennoch 
stellt die Digitalisierung in ihrer heuti-
gen Tiefe und Geschwindigkeit einen 
neuen Kontext für die Transformation 
zur Nachhaltigkeit dar. Insbesondere 
jüngere Fortschritte bei der Entwick-
lung künstlicher Intelligenz, die Erfas-
sung enormer Datenmengen und die 
zunehmende Vernetzung technischer 
Systeme verändern die Bedeutung digi-
taler Technik für den Transformations-
prozess. Auch wenn die technischen 
Grundlagen seit langem entwickelt 
werden, überschreitet die Menschheit 
gerade erst die Schwelle in das digi-
tale Zeitalter. Aus gesellschaftlicher 
Sicht ergeben sich daraus zahlreiche 
Fragen und Herausforderungen (WB-
GU, 2018a). Dazu gehören:
•	 Elektrotechnik verbraucht Energie 

und Ressourcen.
•	 Automatisierung substituiert und 

verdrängt physische und kogni-
tive menschliche Arbeit.

•	 Soziale Netze verändern demokra-
tische Debattenkultur und das Ver-
hältnis der Gesellschaft zu Privat-
heit.

•	 Die Fragilität kritischer Einrichtun-
gen und Systeme erhöht sich.

•	 Datensammlung und Überwachung 
werden in autokratischen Systemen 
für soziale Kontrolle eingesetzt.

•	 Künstliche Intelligenz und Maschi-
nenlernen werden das Selbstbild der 
Menschen verändern.

•	 Diskussionen über Human Enhance
ment (Verbesserung des Menschen 
mit technischen Mitteln) deuten an, 
dass Menschen zunehmend in der 
Lage sind, sich selbst fundamental 
zu transformieren: Hybridität zwi-
schen Menschen und Maschinen 
oder auch kognitive Aufrüstungen 
des menschlichen Gehirns durch 
technische Eingriffe sind keine Sci-
ence-Fiction mehr.

Auf der anderen Seite bietet sich 
durch die Digitalisierung eine einma-
lige Chance. Sie bringt tiefgreifende 
gesellschaftliche Veränderungen mit 

sich. Wenn es gelingt, die Digitalisie-
rung im Sinne der großen Transforma-
tion zu gestalten, könnten diese Ver-
änderungen grundlegende nachhaltige 
Richtungswechsel in vielen Bereichen 
einleiten oder erleichtern – gleichsam 
auf der Welle der Digitalisierungsdy-
namiken mitreitend. Die institutionel-
len und regulativen Voraussetzungen 
dafür sind allerdings noch längst nicht 
geschaffen. In den SDGs kommt digi-
tale Technik kaum vor. Dabei lassen 
sich viele der Nachhaltigkeitsziele – et-
wa zum Klimaschutz, zur Bewahrung 
der Ökosysteme oder zur Umsetzung 
von zirkulärer Ökonomie – mit digi-
taler Technik effizienter oder über-
haupt erst realisieren. Beispielsweise 

ist die klimagerechte Transformation 
der Energie- und Mobilitätssysteme oh-
ne digitale Koordination kaum vorstell-
bar. Elektronische Kommunikation und 
Virtualisierung können die Wirtschaft 
ein Stück weit entmaterialisieren. Mo-
nitoring und Vernetzung ermöglichen 
es, die ökologischen Folgen wirtschaft-
lichen Handelns weltweit besser zu er-
fassen.

Die nachhaltige Gestaltung der Di-
gitalisierung sieht sich allerdings da-
durch herausgefordert, dass die Digita-
lisierung wirtschaftliche Prozesse und 
soziales Zusammenleben schneller 
wandelt, als sich institutionelle, regu-
lative und normative Gefüge anpassen 
können. Die Treiber und Auswirkungen 
der Digitalisierung sind global. Vor die-
sem Hintergrund ist internationale Zu-
sammenarbeit erforderlich, damit die 
Potenziale digitaler Technik effektiv im 
Sinne der nachhaltigen Entwicklungs-
ziele genutzt werden und Risiken mi-
nimiert werden können:
•	 Die Digitalisierung muss dazu in 

bestehende Strukturen für Global 
Governance eingebettet sein;

•	 zugleich stellt sich die Herausforde-
rung, neue Institutionen zu schaffen 
für den Umgang mit großen Da-
tenmengen und deren maschineller 
Auswertung, mit künstlicher Intel-
ligenz oder auch mit Human En-
hancement.

Der dazu erforderliche Prozess steht 
zwar noch am Anfang, aber die Ana-
logie zum Klimawandel zeigt, dass er 
nicht unmöglich ist. Auch wenn der 
Weg zum Pariser Übereinkommen 
langwierig und zäh war, war es Vo-
raussetzung für international koordi-
nierte Klimapolitik, dass sich der Kli-
mawandel überhaupt als Gegenstand 
internationaler Politik etabliert hat. 
Heute gehören nicht mehr nur Physi-
ker und Klimatologen, sondern auch 
Sozialwissenschaftler, Diplomaten, Un-
ternehmen und NGOs zu den zentralen 
Akteuren in der internationalen Kli-
mapolitik. Ebenso wurde der Klima-
wandel zunächst vornehmlich als um-

	 Die klimagerechte 
Transformation 
der Energie- und 
Mobilitätssysteme ist ohne 
digitale Koordination 
kaum vorstellbar
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formationsprozesses über Fehlentwick-
lungen nachzudenken und gestaltend 
einzugreifen. Die Digitalisierung ent-
wickelt Eigendynamiken, aber letzt-
lich ist sie ein von Menschen voran-
getriebener Prozess. Darum ist es auch 
möglich, sie in den Dienst der Ziele 

für nachhaltige Entwicklung zu stel-
len. Ein entscheidendes Themenfeld für 
die dringende gesellschaftliche Gestal-
tung der Digitalisierung – neben ihren 
Chancen und Risiken für nachhaltiges 
Wirtschaften und Klimaschutz  – be-
trifft soziale Kohäsion.

Gegentransformationen: Die Bedeutung sozialer Kohäsion

Klimapolitik und die Digitalisierung 
verbindet die Problematik sozialer Ko-
häsion, d. h. des gesellschaftlichen Zu-
sammenhaltes der betroffenen Akteu-
re. Die gesellschaftliche Akzeptanz für 
das globale Governancesystem, das zur 
erfolgreichen Gestaltung der großen 
Transformation unbedingt erforder-
lich ist, lässt nach; es entstehen sogar 
Bewegungen, die das globale Gover-
nancesystem explizit ablehnen (Hale 
und Held 2018). Das Votum Großbri-

tanniens zum Ausstieg aus der Euro-
päischen Union, die Haltung des ame-
rikanischen Präsidenten Trump gegen-
über dem multilateralen System: Auch 
in vielen westlichen Ländern steht die 
liberale Weltordnung nicht mehr für 
Wohlstand und Frieden (Ikenberry 
2018). Transformationspolitik kann 
solche Entwicklungen nicht einfach 
transzendieren. Die fundamentale Neu-
ausrichtung von Gesellschaften, die die 
große Transformation zur Nachhaltig-

weltpolitisches Problem gesehen. Heu-
te ist er jedoch ein Querschnittsthema, 
dessen wirtschaftliche und soziale Di-
mensionen auf allen Ebenen anerkannt 
werden. Die Digitalisierung ebenso als 
Kern- und Querschnittsthema in mul-
tilateralen Foren zu verankern, wäre 
ein wichtiger erster Schritt, um diesen 
Megatrend lokal, national und global 
gestaltbar zu machen.

Die Digitalisierung bringt derart 
tiefgreifenden gesellschaftlichen und 
ökonomischen Wandel mit sich, wie es 
zuletzt im Zuge der Industrialisierung 
geschah. Während wiederum wirt-
schaftliche Dynamiken die stärksten 
Treiber der Digitalisierung sind, ma-
nifestieren sich – wie auch während 
der Industrialisierung  – die Auswir-
kungen über alle Gesellschaftsberei-
che hinweg. Im Unterschied zur In-
dustrialisierung besteht jetzt allerdings 
die Chance, schon während des Trans-
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keit mit sich bringt, erfordert es aus 
normativer wie strategischer Perspek-
tive, dass die Mitglieder dieser Gesell-
schaften diese Neuausrichtung als le-
gitim betrachten (Messner 2015).

Was bedeutet das konkret mit Be-
zug auf den Klimaschutz und die Di-
gitalisierung? Was den Klimawandel 
betrifft, dürfen die damit verbunde-
nen Schäden und Verluste nicht ge-
gen den notwendigen klimakompatib-
len Umbau der Wirtschaft ausgespielt 
werden. Klimapolitik kann langfristig 
nur erfolgreich sein, wenn sie sowohl 
die Schäden und Verluste durch den 
Klimawandel als auch die Interessen 
der Betroffenen der notwendigen Kli-
maschutzmaßnahmen berücksichtigt. 
Zur COP 24 hat der WBGU vor die-
sem Hintergrund zwei Initiativen vor-
geschlagen (WBGU 2018b):
•	 Ein Klimapass würde helfen, dass 

diejenigen, deren Heimat durch den 
Klimawandel unbewohnbar gewor-
den ist, nicht staatenlos werden. Da-
von unberührt bleibt die Notwen-
digkeit, die Erderwärmung weitest-
möglich zu begrenzen.

•	 Der dazu erforderliche Kohleaus-
stieg und andere Dekarbonisie-
rungsmaßnahmen müssen sozial 
gerecht sein – ebenso wie die Ge-
staltungsprozesse dieser Maßnah-
men selbst (Green 2018). Das be-
deutet konkret, den zeitlichen und 
finanziellen Rahmen frühzeitig und 
klar festzulegen und die Betroffe-
nen bei der Entwicklung von Über-
gangsmodellen einzubeziehen (WB-
GU 2018b).

Was die Digitalisierung betrifft, entfal-
ten sich Potenziale sowohl zwischen 
als auch innerhalb von Gesellschaften 
ungleich. Das liegt zunächst an den 
Voraussetzungen für die Teilhabe an 
digitaler Kommunikation und global 
vernetzten Wertschöpfungsketten. Die-
se Voraussetzungen sind auch im di-
gitalen Zeitalter nicht digital: Zugang 
zu Elektrizität, Internet und Endgerä-
ten sowie das nötige Know-How sind 
Bedingungen dafür, die Chancen der 

Digitalisierung überhaupt nutzen zu 
können. Darüber hinaus wälzt die Di-
gitalisierung bestehende sozioökono-
mische Strukturen um. Nach der Au-
tomatisierung physischer menschlicher 
Arbeit am Montageband ist nun selbst-
lernende künstliche Intelligenz immer 
mehr in der Lage, auch geistige mensch-
liche Arbeit zu substituieren. Anders 
als zu Zeiten der Industrialisierung (the 
first machine age) sehen sich Arbeits-
kräfte im digitalen Zeitalter (the se-
cond machine age; Brynjolfsson und 
McAfee 2014) nicht mehr mit wirt-
schaftlicher Ausbeutung, sondern mit 
drohender wirtschaftlicher Irrelevanz 
konfrontiert (Harari, 2018).

Widerstände gegen den nachhal-
tigen Umbau des Wirtschaftssystems 
sind nicht prinzipiell neu. Machtvolle 
etablierte Denkmuster und Interessen 
haben umweltfreundliche Wirtschaft 
lange Zeit nur in dem Rahmen zuge-
lassen, wie sie in bestehende ökono-
mische Paradigmen passt (Bernstein, 
2001). Besonders relevant ist hier al-
lerdings der Widerstand gegen die er-
forderliche internationale Governance 
des Transformationsprozesses vonsei-
ten derjenigen gesellschaftlichen Grup-
pen, die im Zuge dieses Transforma-
tionsprozesses ins Hintertreffen geraten 
könnten und somit ihre ökonomische 
Lebensgrundlage und soziale Identität 
bedroht sehen (Tegmark 2017). Diese 
Gruppen in die Gestaltung des Trans-
formationsprozesses einzubinden, ist 
gleichermaßen eine Frage sozialer Ge-
rechtigkeit und gesellschaftlicher Ge-
staltungsfähigkeit. Die Beseitigung von 
Armut in der Welt ist ausdrücklich Be-
standteil der Ziele für nachhaltige Ent-
wicklung. Vor diesem Hintergrund darf 
der notwendige und dringende Klima-
schutz nicht ökonomische Existenzen 
gefährden und die Wohlfahrtszuwäch-
se der Digitalisierung dürfen nicht nur 
privilegierten Minderheiten zuteilwer-
den. Soziale Kohäsion bei der Gestal-
tung der großen Transformation zur 
Nachhaltigkeit in den Blick zu nehmen, 
ist aber auch strategisch entscheidend. 
Schließlich entschärfen sich so frühzei-

tig zukünftige Konfliktpotenziale, die 
durch Armut, den Verlust sozialer Iden-
tität oder Migration entstehen könnten. 
Auf diese Weise verringert sich letzt-
lich auch die Gefahr von autoritären 
Gegentransformationen.

	 Im digitalen Zeitalter 
sehen sich Arbeitskräfte 
nicht mehr mit 
wirtschaftlicher 
Ausbeutung, sondern mit 
drohender wirtschaftlicher 
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Fazit

Dieser Aufsatz hat drei zentrale Be-
reiche beleuchtet, die den politischen 
Kontext für die große Transformation 
zur Nachhaltigkeit entscheidend mitbe-
stimmten: Klimapolitik, Digitalisierung 
und Gegentransformationen.
•	 Erstens sind in der Klimapolitik 

veränderte politische Dynamiken 
zu beobachten. Es geht nicht mehr 
nur darum, welcher Akteur welchen 
Anteil am Klimaschutz leisten soll-
te, sondern mittlerweile vermehrt 
auch darum, wie soziale Identitä-
ten, Existenzgrundlagen und Hei-

matländer bereits vom Klimawan-
del und Klimaschutz betroffen sind.

•	 Zweitens läutet die Digitalisierung 
tiefgreifende gesellschaftliche Ver-
änderungen ein, die, wenn sie im 
Sinne der SDGs gestaltet werden, 
die Wirtschaft grundlegend in nach-
haltigere Bahnen lenken können.

•	 Klimapolitik und Digitalisierung 
werfen drittens ein Schlagschlicht 
auf die Bedeutung sozialer Kohä-
sion für die erfolgreiche Umset-
zung der großen Transformation 
zur Nachhaltigkeit.

•	 Einerseits ergibt sich diese Bedeu-
tung aus Gerechtigkeitserwägun-
gen.

•	 Andererseits rührt sie aber auch aus 
einer strategischen Notwendigkeit. 
Gerechte Transformationspolitik 
entschärft potenzielle Konflikte 
frühzeitig und erhöht die gesell-
schaftliche Akzeptanz des globalen 
Governancesystems, das zur Um-
setzung der großen Transformation 
unentbehrlich ist.

Die Französischen Sozialwochen (Semaines Sociales de France)

haben ihre Arbeit im Jahr 2019 unter das Thema „Soziale Brüche und gesellschaftlicher Zusammenhalt“ gestellt . Da-
mit greifen sie eine Problematik auf, die im Zentrum der Proteste der „Gelbwesten“ steht. In den regionalen Unter-
gliederungen soll dazu ein breiter Dialog geführt werden. Nachdem in den vergangenen Jahren die Teilnehmerzah-
len an den Jahrestreffen zurückgegangen sind,  war die Zusammenkunft 2018 – vor dem Hintergrund des Verlustes 
an gesellschaftlicher Relevanz des Sozialkatholizismus -  einer mehr internen Standortbestimmung gewidmet. 
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Anstöße der Postwachstumsbewegung 
für eine sozial-ökologische 
Transformation
Mit besonderem Fokus auf Ernährungssicherheit

Die Staatengemeinschaft setzt mit ihrer Agenda 2030 auf „inklusives und nachhaltiges 
Wachstum“. Die Postwachstumsbewegung sieht die Wachstumsfixierung dagegen kri-
tisch; sie verweist auf die planetarischen Belastungsgrenzen und die sozialen Fol-
gen von verschärftem Konkurrenz- und Wettbewerbsdenken. Wachstum ist jedoch 
weder pauschal abzulehnen noch ein wirtschaftspolitischer Selbstzweck. Notwendig 
ist eine sozial-ökologische Transformation von Wirtschaft und Gesellschaft, die Inno-
vationen und eine effiziente Nutzung von Ressourcen befördert; wichtigstes Instru-
ment sind verursachergerechte Preise des Umweltgebrauchs. Die damit verbundenen 
Verteilungseffekte sind durch geeignete Maßnahmen sozialverträglich abzufedern. 
Die Postwachstumsbewegung weist zudem zurecht darauf hin, dass die strukturel-
len Veränderungen durch einen tiefgreifenden Kultur-, Bewusstseins- und Werte
wandel vorzubereiten und zu ergänzen sind; das wird am Beispiel der Ernährungs
sicherheit verdeutlicht.

Das Kilogramm Schweineschnitzel 
für 3,99 Euro, ein neues T-Shirt 

für 1,99 Euro, der Flug für den Kurz-
trip nach London, der kaum teurer ist 
als das S-Bahn-Ticket zum Flughafen – 
ist das ein Schnäppchen oder ein Pro-
blem? Nun, manchmal ist es beides und 
die Zweifel, die uns bei solchen An-
geboten kommen, verweisen auf eine 
der zentralen wirtschafts- und gesell-
schaftspolitischen Fragen für die Zu-
kunft: Steigern immer mehr Konsum, 
Preiswettbewerb und Wachstum tat-
sächlich Wohlergehen und Lebens-
qualität? Oder schaffen sie nur ver-
meintlich und vorübergehend mehr Zu-
friedenheit – zumal wenn die wahren 
Kosten dafür offensichtlich auf ande-
re abgewälzt werden?

Die Sachverständigengruppe „Welt-
wirtschaft und Sozialethik“ hat sich im 
Auftrag der Deutschen Bischofskonfe-
renz dieser Frage angenommen und in 

ihrer Studie „Raus aus der Wachstums-
gesellschaft?“ untersucht, welche Be-
deutung Wirtschaftswachstum für eine 
nachhaltige Entwicklung hat. Die Stu-
die knüpft an die Enzyklika Laudato Si’ 
von Papst Franziskus an, für den die 
sozialen und ökologischen Probleme 
unserer Zeit untrennbar miteinander 
verknüpft sind und daher nur gemein-
sam gelöst werden können. Diesen Im-

puls hat die internationale Staatenge-
meinschaft wenige Monate später im 
September 2015 mit der Agenda 2030 
für nachhaltige Entwicklung und ih-
ren 17 Globalen Nachhaltigkeitszielen 
(SDG: Sustainable Development Goals) 
aufgegriffen und sich dazu verpflich-
tet, gemeinsam die Grundlagen für ei-
ne nachhaltige Entwicklung aller Staa-
ten zu schaffen.

Unübersehbare Spannungsfelder zwischen SDGs

Die SDGs sind ethisch ambitionierter 
als ihre Vorläufer, die Millenniumsent-
wicklungsziele. Denn bis 2030 sollen 
die extreme Armut vollständig beseitigt 
und gleichzeitig auch zentrale ökologi-
sche Herausforderungen (v. a. SDG 13–
15) bewältigt werden. Die SDGs richten 
sich zudem nicht nur an ärmere Länder, 
sondern an alle Staaten, da u. a. auch 

die institutionellen und rechtsstaatli-
chen Voraussetzungen einer wirklich 
inklusiven Gesellschaft mitbedacht 
werden sollen (SDG 16). Damit erken-
nen die UN-Mitgliedsstaaten an, dass 
es nicht nur verbreitete Formen der Un-
terentwicklung, sondern auch der Fehl-
entwicklung gibt, die durch geeignete 
Reformen zu korrigieren sind.

Johannes Wallacher
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Bei allen Vorzügen der Agenda 2030 
gibt es zwischen den einzelnen Zie-
len jedoch auch unübersehbare Span-
nungsfelder, für die offen bleibt, wie 
man sie überwinden will. So setzt die 
Agenda ausdrücklich auf „dauerhaftes, 
inklusives und nachhaltiges Wachs-
tum“ (SDG 8) für jedes Land, ohne zu 
erläutern, ob und wie Wachstum des 
Bruttoinlandsprodukts (BIP), der Pro-
duktion oder des Konsums etwa mit der 
Verringerung der Ungleichheit in und 
zwischen Ländern (SDG 10) oder den 
ökologischen Zielen (SDGs 13–15) ver-
träglich ist. Zielkonflikte werden weder 
in den SDGs thematisiert noch in der 
Rezeption hinreichend berücksichtigt.

Offensichtlich geht man, wie in der 
Debatte um Nachhaltigkeit oft üblich, 
davon aus, dass „Umwelt – Wirtschaft – 
Soziales“ als drei Dimensionen nach-
haltiger Entwicklung vereinbar sind. 
Dabei wird nicht nur vernachlässigt, 
dass die jeweiligen Protagonisten „ih-
rer“ Dimension je nach Interessenlage 
faktisch den Vorrang einräumen und 
Zielkonflikte damit nicht beseitigt wer-
den. Auch der kulturellen Dimension 
nachhaltiger Entwicklung wird nicht 
ausreichend Rechnung getragen. Das 
war bereits bei der bekannten Defini-
tion des so genannten „Brundlandt-
Berichts“ der Weltkommission für 
Umwelt und Entwicklung von 1987 
der Fall. Denn dort wird nachhalti-
ge Entwicklung bekanntlich definiert 
als „Entwicklung, die die Bedürfnisse 
der gegenwärtigen Generation befrie-
digt, ohne die Möglichkeit zukünftiger 
Generationen zu beeinträchtigen, ih-
re eigenen Bedürfnisse zu befriedigen“ 
(World Commission on Environment 
and Development 1987, Chapter 2, 1.).

Dabei gibt es jedoch tiefer gehende 
Unklarheiten über die Vorstellung von 
Bedürfnissen, die in der klassischen 

Volkswirtschaftslehre vor allem von der 
Angebotsseite betrachtet werden. Damit 
es eine dem Angebot entsprechende und 
es tragende wachsende Nachfrage gibt, 
nehmen die meisten Wirtschaftswissen-
schafter u. a. an, dass Menschen stets 
mehr und qualitativ bessere Güter be-
vorzugen. Außerhalb von Krisenzeiten 
könnten Unternehmer deshalb in „gut“ 
organisierten Marktwirtschaften davon 
ausgehen, dass sie eine quantitativ oder 
qualitativ höhere Güterproduktion auch 
tatsächlich absetzen könnten. Daher be-
stehe ein Anreiz, die Güter zu produzie-
ren, die den „unersättlichen“ Konsum- 
und Besitzwünschen der potentiellen 
Abnehmer entsprechen. Wenn ihnen 
dies gelänge, würden sie ihre Produkte 
auch verkaufen und ihre Profite reali-
sieren können. Ob diese Annahme un-
ersättlicher Bedürfnisse korrekt ist, ge-
hört in der Diskussion um Alternativen 
zur Wachstumsorientierung zu den we-
sentlichen Punkten. Jedenfalls ist der 
Grad der Konsumneigung nicht einfach 
eine feste anthropologische Größe. Of-
fenbar gibt es einen Drang der Menschen 
zu einem besseren Leben. Aber dafür – 
das belegt die Glücksforschung – ist die 
Erfüllung materieller Bedürfnisse eine 
notwendige, aber keine hinreichende 
Bedingung (vgl. Wallacher 2011). Zu-
dem gibt es eine wachsende Diskussion 
über „Obergrenzen“ des Konsums, die 
im Hinblick auf grundlegende Chancen 
auf ein gelingendes Leben für alle 
ethisch geboten sein könnten (vgl. z. B. 
Robeyns 2017).

Inhaltliche Konkretisierung des Leitbilds nachhaltiger 
Entwicklung unabdingbar

Nachhaltige Entwicklung sollte man 
daher nicht einfach als Begriff, son-

dern als normatives Leitbild verstehen, 
das der Präzisierung und sozialethi-

schen Grundlegung bedarf (vgl. Löffler 
2004). Ein geeigneter Ausgangspunkt 
dafür ist das Prinzip des Gemeinwohls, 
dem es gemäß der Tradition der ka-
tholischen Soziallehre um „das Wohl 
aller Menschen und des ganzen Men-
schen“ (Päpstlicher Rat für Gerechtig-
keit und Frieden 2006, 165) geht. Papst 
Franziskus entwickelt diesen Grund-
satz in seiner Enzyklika Laudato Si’ 
in verschiedener Hinsicht weiter. Das 
Gemeinwohl ist in umfassender Wei-
se nicht nur global, sondern auch ge-
nerationenübergreifend zu denken. Es 
geht also nicht allein
•	 um materiellen Wohlstand, sondern
•	 um Gesundheit, Bildung und Kultur,
•	 um gelingende Beziehungen zu Mit-

menschen und der ganzen Schöp-
fung.

Die Natur mit ihrer großen Vielfalt 
an Pflanzen und Tieren ist nicht al-
lein schützenswert, um menschliche 
Bedürfnisse jetzt und in Zukunft zu 
befriedigen, sondern weil „sie einen 
Eigenwert besitzen“ (LS 33). Dieser 
Leitvorstellung eines ganzheitlich-in-
klusiven Gemeinwohls entspricht ein 
ähnlich umfassendes Verständnis von 
Entwicklung, das nicht auf wirtschaft-
liche Entwicklung, noch weniger auf 
Wirtschaftswachstum, reduziert wer-
den kann. Es geht darum, wie Paul VI. 
schon 1967 in der Enzyklika Populo-
rum Progressio feststellte, national und 
global den „Weg von weniger mensch-
lichen zu menschlicheren Lebensbedin-
gungen“ (PP 20) zu vollziehen und das 
Gemeinwohl in allen seinen Dimensio-
nen fortschreitend zu verwirklichen.

Ausgehend davon beschreibt Ent-
wicklung einen Prozess, der allen Men-
schen jetzt und zukünftig zumindest 
die Möglichkeiten zu einem menschen-
würdigen Leben eröffnet. Ungeachtet 
aller sozio-kulturellen Unterschiede 
lassen sich dafür drei zentrale Voraus-
setzungen angeben, die auch in den 
verschiedenen Generationen der Men-
schenrechte ihren Ausdruck finden und 
als Forderungen der Gerechtigkeit for-
muliert werden können (vgl. zu die-

	 Für das Streben nach 
einem besseren Leben ist 
die Erfüllung materieller 
Bedürfnisse eine 
notwendige, aber keine 
hinreichende Bedingung
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sem Dreieck der Gerechtigkeit Eden-
hofer u. a. 2010, 56–69):
1.	� Jeder Mensch muss seine Grund-

bedürfnisse befriedigen können;
2.	� damit die Menschen dies möglichst 

eigenständig tun können, braucht 
es gerecht verteilte Handlungs- und 
Beteiligungschancen sowie

3.	� die angemessene Beteiligung an 
fairen Verfahren und Prozessen der 
Willensbildung und Entscheidung.

Ein zentraler Aspekt des normativen 
Prinzips des Gemeinwohls ist der 
Grundsatz der „allgemeinen Bestim-
mung der Güter“, nach dem die gan-
ze Schöpfung, die Erde und was sie an 
Gütern und Möglichkeiten bereithält, 
für alle bestimmt ist. Von daher steht 
nicht nur das Privateigentum, sondern 
auch jedes staatliche Verfügungsrecht 
von Ressourcen auf eigenem Territo-
rium nach der Tradition der kirchli-
chen Soziallehre unter dem Vorbehalt 
der Sozialpflichtigkeit. Papst Franzis-
kus erweitert diesen Grundsatz in Lau-
dato Si’ und wendet ihn nicht nur auf 
Rohstoffe, sondern erstmalig auch auf 
die Erdatmosphäre („Das Klima ist ein 
gemeinschaftliches Gut von allen für 
alle“, LS 23), die Weltmeere und an-
dere Ökosysteme an. Da diese als Le-
bensräume, Nahrungsquellen und Sen-
ken für Treibhausgasemissionen von 
entscheidender Bedeutung sind, han-
delt es sich um globale Gemein(schafts)
güter, die unter einer Art verschärf-
ter Sozialpflichtigkeit stehen (Edenho-

fer u. a. 2011). Ihr Gebrauch und der 
daraus erwachsende Nutzen sind da-
her nach Grundsätzen der Gerechtig-
keit zu verteilen. Damit unvereinbar ist 
es, wenn einzelne Individuen, Unter-
nehmen oder Staaten sich auf der Ba-
sis ungerechter politischer, wirtschaft-
licher und sozialer Strukturen faktisch 
einen unverhältnismäßig hohen Anteil 
an Rohstoffen sichern oder überpropor-
tional Schadstoffe ausstoßen.

Vor dem Hintergrund dieser Überle-
gungen stehen „Umwelt – Wirtschaft – 
Soziales“ als drei Dimensionen nach-
haltiger Entwicklung nicht einfach 
gleichberechtigt nebeneinander, son-
dern beziehen sich auf unterschiedli-
che Ebenen und Kategorien:
•	 Letztliches Ziel von Entwicklung ist 

die Freiheit zu einem menschenwür-
digen Leben für alle.

•	 Die ökonomische Dimension ver-
weist auf die dafür notwendigen 
wirtschaftlichen Voraussetzungen 
und stellt damit ein notwendiges 
Mittel und Medium von Entwick-
lung dar.

•	 Die ökologische Dimension schließ-
lich verweist auf die natürliche Ba-
sis und die – auch von Kultur, so-
zialer Organisation und Technologie 
mitbestimmten – natürlichen Gren-
zen von Entwicklung.

Einen Hinweis auf die natürlichen 
Grenzen von Entwicklung geben die 
umweltwissenschaftlichen Forschun-
gen zu den planetarischen Belastungs-

grenzen (Rockström u. a. 2009): Schon 
jetzt sind beim Klimawandel, der Land-
nutzung, dem Verlust der Artenviel-
falt oder den Stickstoff- und Phosphor-
kreisläufen weltweit Grenzwerte über-
schritten, die rasche und konsequente 
Veränderungen verlangen. Denn wenn 
weltweit alle Menschen ähnlich viel 
Ressourcen verbrauchen und Schad-
stoffe ausstoßen würden wie weite 
Bevölkerungsteile in den wohlhaben-
den Ländern, die Eliten und eine rasch 
wachsende Mittelschicht in Entwick-
lungs- und Schwellenländern wären 
die Risiken, die aus dem Überschrei-

ten der Belastungsgrenzen erwachsen, 
nicht mehr beherrschbar. Damit wird 
deutlich, dass es Grenzen des Wachs-
tums gibt:
•	 nicht notwendigerweise Grenzen 

des Wachstums einer wirtschaftli-
chen Wertgröße, wie der des Brut-
toinlandsprodukts (BIP),

•	 aber doch des Wachstums der Um-
weltbelastungen und des Ressour-
cenverbrauchs.

Umgekehrt werden die Überwindung 
von extremer Armut und Hunger, 
bessere Bildung, Zugang zu sauberem 
Wasser, Sanitäranlagen oder sauberer 
Energie in ärmeren Ländern nicht oh-
ne wirtschaftliche Entwicklung und 
unter bestimmten Bedingungen auch 
ohne Wirtschaftswachstum zu errei-
chen sein. Daher ist es auch ein Gebot 
der Gerechtigkeit, dass gerade ärme-
re Länder nicht um ihre Wachstums- 
und Entwicklungspotentiale gebracht 
werden dürfen.

	 Schon jetzt sind 
weltweite Grenzwerte 
überschritten, die 
rasche und konsequente 
Veränderungen verlangen

Abb. 1: Dreieck der Gerechtigkeit mit seinen drei Dimensionen (Edenhofer u. a. 2010, 65)
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„Grünes Wachstum“ als Illusion?

Die wachstumskritische Bewegung 
greift – bei allen Unterschieden im De-
tail der verschiedenen Varianten (De-
Growth-, Postwachstums-, A-Growth-
Bewegung) – ein verbreitetes Unbeha-
gen an einer Wirtschaftspolitik auf, die 
auf Wirtschaftswachstum fixiert ist, 
ohne die damit verbundenen ökologi-
schen und sozialen Folgen ausreichend 
zu berücksichtigen. Den Weg, Wirt-
schaftswachstum und Nachhaltigkeit 
durch technische Effizienz und „Grünes 
Wachstum“ miteinander versöhnen zu 
wollen, den nicht nur die Agenda 2030, 
sondern auch andere UN-Organisatio-
nen (u. a. OECD, UNEP) de facto ver-
folgen, bewerten die allermeisten 
Wachstumskritiker als illusorisch.

Sie halten es für unrealistisch, welt-
weit weiteres Wachstum des BIP oh-
ne höheren Ressourcenverbrauch und 
mehr Umweltbelastung erreichen zu 
können. Dabei verweisen sie auf den 
unstrittigen empirischen Befund, dass 
es bisher keine historischen Vorbilder 
für eine absolute, globale Entkopplung 
von Ressourcenverbrauch (bzw. Emis-
sionsausstoß) und Wirtschaftswachs-
tum gibt. In den letzten Jahren ist die 
Menge an emittiertem CO2 pro Einheit 
der Energiegewinnung und des Brutto-
inlandsprodukts (Kohlenstoffintensität) 
weltweit sogar wieder deutlich ange-
stiegen, denn seit den 2000er Jahren 
haben viele Schwellen- und Entwick-
lungsländer hohe Wachstumsraten er-
zielt, weil sie für ihre Energieversor-
gung vor allem auf die kostengünsti-
ge Kohle setzen.

Die erwähnte Studie der Sachver-
ständigengruppe warnt jedoch, daraus 
voreilige Schlüsse zu ziehen.

•	 Denn erstens folgt aus der Tatsache, 
dass eine globale Entkopplung von 
Ressourcenverbrauch (bzw. Emissi-
onsausstoß) und Wirtschaftswachs-
tum bisher nicht möglich war (und 
nicht umfassend versucht wurde), 
noch nicht, dass dies bei geeigne-
ten Rahmenbedingungen zukünftig 
nicht möglich wäre. Wenn die öko-
logischen und sozialen Kosten, die 
Produktion und Konsum verursa-
chen, den Verursachern zugerechnet 
und nicht weiter auf Dritte – beson-
ders auf nachfolgende Generatio-
nen – abgewälzt („externalisiert“) 
werden, würde dies erhebliche An-
reize für eine effizientere Nutzung 
von Energie und Ressourcen und 
eine Senkung der Kohlenstoffinten-
sität (Menge an emittiertem CO2 pro 
Einheit des BIP) geben.

•	 Zweitens übersehen Wachstumskri-
tiker, dass die Kohlenstoffintensi-
tät auch bei einer schrumpfenden 
oder stagnierenden Wirtschaft er-
heblich zu senken wäre, um die im 
Klimaabkommen von Paris verein-
barten Minderungsziele erreichen 

zu können. Es spricht einiges da-
für, dass die notwendige Verbesse-
rung der Emissionseffizienz bei ei-
ner dynamischeren und innovati-
veren Wirtschaft leichter möglich 
wäre als bei einer schrumpfenden 
oder stagnierenden Wirtschaft (vgl. 
Jakob/Edenhofer 2014). Vorausset-
zung dafür sind allerdings wiede-
rum Ordnungsstrukturen, die den 
Umweltgebrauch mit einem verur-
sachergerechten Preis belegen.

Solche Rahmenbedingungen braucht es 
auch, um die Externalisierung sozialer 
und ökologischer Kosten im Zuge glo-
baler Standortverlagerungen zu been-
den, und menschenwürdige Arbeitsbe-
dingungen zu sichern. Die bislang un-
ternommenen Schritte hin zu
•	 gerechterem, regelbasiertem Han-

del,
•	 menschenwürdigeren Arbeitsbedin-

gungen und vor allem
•	 einer ökologischen Modernisierung 

weltweit
sind angesichts der gegenwärtigen so-
zialen und ökologischen Herausforde-
rungen jedoch ganz und gar unzurei-
chend.

Plädoyer für eine sozial-ökologische Modernisierung

Die Sachverständigengruppe spricht 
sich daher für einen grundlegenden 
Wandel von Wirtschaft und Gesell-
schaft durch eine sozial-ökologische 
Modernisierung aus, für die drei Bau-
steine genannt werden.

1) � Entkoppelung durch Effizienz
steigerungen

Grundlegend für eine sozial-ökologi-
sche Modernisierung sind umfassen-
de Strukturreformen, die mehr Anrei-
ze für technologische Innovationen 
geben und damit eine Entkoppelung 
durch Effizienzsteigerungen vorantrei-
ben. Ein Schlüssel dafür sind angemes-
sene, verursachergerechte Preissignale 
für Umweltnutzung und Schadstoff-
ausstoß, die damit wesentlich wirksa-

mer und effizienter gemindert werden 
können als durch Verbote mit zahllo-
sen Ausnahmeregelungen.

Den Schlüssel für eine global nach-
haltige Wirtschaft sieht die Sachver-
ständigengruppe in einer Dekarboni-
sierung von Wirtschaft und Energie-
versorgung, für die der Abschied von 
der fossilen Energiewirtschaft und die 
Förderung von Energie-Effizienz durch 
angemessene Ordnungsstrukturen zü-
gig einzuleiten und voranzutreiben ist. 
Dazu sind ökonomisch schädliche Sub-
ventionen, in Deutschland u. a. in Form 
der (teils indirekten) Subventionierung 
von Kohle, Flugbenzin und des Pri-
vilegs für Diesel-Kraftstoffe, abzu-
schaffen. Unerlässlich ist ein sektorü-
bergreifend einheitlicher CO2-Preis für 

	 Es gibt bisher keine 
historischen Vorbilder 
für eine absolute, 
globale Entkopplung von 
Ressourcenverbrauch und 
Wirtschaftswachstum
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alle Aktivitäten, die Treibhausgase frei-
setzen. Dies kann durch Klimazertifika-
te oder eine CO2-Abgabe erreicht wer-
den, muss aber sozial abgefedert und 
international abgestimmt werden.

2) � Soziale Abfederung und 
internationale Abstimmung

Der tiefgreifende Transformations-
prozess wird mit beachtlichen Vertei-
lungseffekten verbunden sein, wenn 
bestimmte Sektoren der Wirtschaft in-
folge des beschleunigten Strukturwan-
dels schrumpfen oder ärmere Haushal-
te besonders belastet werden, da diese 
dann einen größeren Teil ihres Ein-
kommens für energie- und emissions-
intensive Güter aufwenden müssten. 
Gleichzeitig ist eine Bepreisung von 
Umweltgebrauch wie von Schadstoffe-
missionen international abzustimmen, 
um sich gegenüber „Trittbrettfahrern“ 
abzusichern, die sich bewusst für ge-
ringeren Umweltschutz entscheiden, 
um dadurch Vorteile im internationa-
len Wettbewerb zu erzielen.

Aus diesen Gründen ist es entschei-
dend, dass die Einnahmen einer Beprei-
sung von Schadstoffemissionen bzw. 
Umweltgebrauch nicht zum Stopfen 
von Haushaltslöchern verwendet wer-
den, sondern Bürgern und Unterneh-
men in Form von
•	 Infrastruktur-Förderung,
•	 Innovations- und Investitionspro-

grammen,
•	 sozialen Ausgleichsmaßnahmen vor 

allem für Geringverdiener und är-
mere Bevölkerungsgruppen

rückerstattet werden. Ähnlich wie bei 
der Mehrwertsteuer könnte eine solche 
Klimaabgabe auch beim Im- oder Ex-
port von Waren berücksichtigt werden, 
ohne darauf warten zu müssen, dass 
gleich alle Staaten mitmachen. Neuere 
spieltheoretische Studien zeigen, dass 
es mittelfristig selbst für „egoistische 
Staaten“ positive Anreize gibt, sich an 
solchen CO2-Preissystemen zu betei-
ligen, wenn einige starke Länder als 
Pioniere mutig vorangehen (Heitzig/
Kornek 2018).

3) � Tiefergreifender Kultur-, 
Bewusstseins- und Wertewandel

Gleichzeitig verweisen wichtige Ver-
treterinnen der Postwachstumsbewe-
gung darauf, dass eine Politik der sozi-
al-ökologischen Modernisierung schon 
jetzt durch einen tiefergreifenden Kul-
tur-, Bewusstseins- und Wertewandel 
vorzubereiten, zu ergänzen und zu be-
gleiten ist (Seidl/Zahrnt 2010). Denn in 
der Tat könnte das Potenzial an techni-
schen Möglichkeiten aktuell über- und 
die Kosten einer konsequenten Um-
welt- und Klimapolitik unterschätzt 
werden. Noch größer ist vermutlich die 
Gefahr, dass die politischen Strukturre-
formen, die für die beschriebene Mo-
dernisierung notwendig sind, am Wi-

derstand mächtiger Interessengruppen 
und mangelnder Akzeptanz in der Be-
völkerung scheitern oder weiter verzö-
gert werden.

Auch und gerade bei der Dekarbo-
nisierung von Wirtschaft und Ener-
gieversorgung gilt: Die notwendige 
Transformation wird dann (einfacher) 
zu erreichen sein, wenn sie von ei-
nem Bewusstseinswandel vorbereitet 
und mitgetragen wird, der eine Refle-
xion über das rechte Maß beinhaltet 
und mit dazu beiträgt, Produktions-
weisen von Unternehmen und Lebens-
stile wie Konsummuster einer breiten 
Masse von Bürgern zu verändern. Dies 
wird meist mit dem Begriff der Suffi-
zienz umschrieben.

Sozial-ökologische Transformation am Beispiel 
der Ernährungssicherheit

Diese Grundüberlegungen einer sozial-
ökologisch Transformation sollen ab-
schließend am Beispiel der Ernährungs-
sicherheit, SDG 2, verdeutlicht werden. 
Immer noch leiden mehr als 820 Millio-
nen Menschen an chronischem Hunger, 
mehr als zwei Milliarden an Mangeler-
nährung – und dies, obwohl die glo-
bale Nahrungsmittelproduktion in den 
letzten 50 Jahren stärker gewachsen ist 
als die Weltbevölkerung. Dies hat ver-
schiedene Ursachen, denn Hunger ist 

die Folge verschiedener, sich wechsel-
seitig verstärkender Fehlentwicklungen 
in politischer, rechtlicher und ökono-
mischer Hinsicht auf unterschiedlichen 
Ebenen (lokal, national, global). Dem-
entsprechend besteht die Herausforde-
rung darin, die strukturellen Ungerech-
tigkeiten, die Hunger und Mangeler-
nährung verursachen, zu überwinden 
und geeignete institutionelle Reformen 
auf verschiedenen Ebenen durchzufüh-
ren (vgl. WA-DBK 2012).

Abb. 2: Bausteine einer sozial-ökologischen Modernisierung
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Folgt man dem Grundsatz der ge-
meinsamen und differenzierten Verant-
wortung, so sind
•	 die nationalen Regierungen,
•	 ihre internationalen Zusammen-

schlüsse und
•	 die Organisationen der Entwick-

lungszusammenarbeit, aber auch
•	 die transnationalen Konzerne,
•	 die Nahrungsmittelproduzenten ei-

nes jeden Landes und nicht zuletzt
•	 die einzelnen Bürgerinnen und Bür-

ger
verpflichtet, ihren je unterschiedlichen 
Beitrag für die Ernährungssicherheit zu 
leisten, das vom Menschenrecht auf 
Nahrung her interpretiert werden sollte.

Gemäß der Subsidiarität sind dazu 
zum einen ordnungspolitische Refor-
men in den betroffenen Ländern selbst 
notwendig, um eine nachhaltige Ent-
wicklung ländlicher Räume zu beför-
dern. Ziel ist eine Landwirtschaft mit 
unterschiedlichen, an die jeweiligen 
Bedingungen angepassten Betriebsgrö-

ßen und -formen, welche zum notwen-
digen breitenwirksamen und umwelt-
verträglichen Wachstum im ländlichen 
Raum beitragen. Aufgrund der damit 
verbundenen Beschäftigungs- und Ein-
kommensmöglichkeiten kommt klein-
bäuerlichen Betrieben dabei eine wich-
tige Bedeutung zu. Sie sind derzeit oft 
nicht konkurrenzfähig und bedürfen 
daher besonderer Förderung.

Zum anderen bedarf es aber auch 
internationaler Rahmenbedingungen, 
welche eine breitenwirksame und um-
weltverträgliche Entwicklung der länd-
lichen Räume in den ärmeren Ländern 
fördern und nicht untergraben. Dazu 
gehören u. a.
•	 eine international abgestimmte Um-

welt- und Klimapolitik,
•	 entwicklungsförderliche Reformen 

der Weltagrarmärkte sowie
•	 angemessene und wirksame Maß-

nahmen zur Einschränkung der 
Spekulation auf Nahrungsmittel-
märkten.

Verhaltensänderungen und neue Leitbilder für die Ernährung

Auch die für die Ernährungssicherheit 
notwendigen Strukturreformen sind 
auf die Unterstützung breiter Bevölke-
rungsgruppen angewiesen, und zwar 
sowohl im Norden wie im Süden. Die-
se müssen den Wandel aktiv mitgestal-
ten und von der Politik einfordern. Ver-
änderungen kommen dann in Gang, 
wenn eine kritische Masse von Men-
schen ihre persönlichen Handlungs-
möglichkeiten als Konsumenten, An-
leger, Arbeitgeber und nicht zuletzt als 
politische Staatsbürger wahrnehmen 
(vgl. dazu Wallacher 2011, besonders 
179–191).

Deshalb ist das SDG 12 („für nach-
haltige Konsum- und Produktionsmus-
ter sorgen“) eine wichtige Grundlage 
für die erfolgreiche Realisierung von 
SDG 2 („den Hunger beenden und Er-
nährungssicherheit gewährleisten“). 
Gesetzgeber und Verbraucherorgani-
sationen müssen das Ihre dazu bei-
tragen, um die Informationslage der 

Konsumenten zu verbessern. Es ist 
dringend geboten, das Marktgesche-
hen durch strengere Kennzeichnungs-
pflichten von Produkten transparenter 
zu machen. Hersteller müssen gesetz-
lich dazu verpflichtet werden, Kon-
sumenten wichtige Informationen zu 
liefern, indem sie etwa Verpackungen 
von Lebensmitteln mit einfachen An-
gaben über die Herkunft ihrer Produk-
te versehen. 

Die unmittelbaren Folgen einzel-
ner Entscheidungen, z. B. beim Konsum 
von Lebensmitteln, haben zunächst nur 
eine begrenzte Reichweite. Sie können 
aber sehr wohl zu Veränderungen bei-
tragen, wenn sie z. B. ein breites Be-

wusstsein gegen einen reinen Konsu-
mismus mit seinen Folgen schaffen. 
Menschen agieren nämlich niemals 
isoliert, sondern orientieren sich auch 
bei Ernährungsfragen meist an allge-
meinen Trends und Lebensstilen. Leit-
bilder beeinflussen nicht nur das Ver-
halten Einzelner, sondern auch gesetz-
liche Rahmenbedingungen. Sie können 
Strukturreformen, die für eine breiten-
wirksame und umweltverträgliche Ent-
wicklung notwendig sind, begünstigen 
oder erschweren.

Je stärker unsere Leitbilder von 
Massenkonsum und einer „Schnäpp-
chenkultur“ geprägt werden, welche 
die wahren Kosten auf andere abzu-
wälzen bereit ist, umso schwieriger 
dürften die nötigen politischen Ver-
änderungen durchzusetzen sein. Wenn 
also eine kritische Masse von Men-
schen nachhaltig konsumiert, so wird 
dies die öffentliche Meinung und ge-
sellschaftliche Leitbilder verändern 
und auch dazu motivieren, politische 
Veränderungen anzustoßen. Wenn im-
mer mehr Bürger sich entsprechend 
politisch engagieren, setzen sie die 
Regierenden unter Zugzwang, die not-
wendigen ordnungspolitischen Refor-
men voranzutreiben. So gesehen, wer-
den Leitbilder zum unverzichtbaren 
Scharnier zwischen persönlichem Ver-
halten auf der gesellschaftlichen Mik-
ro- und ordnungspolitischen Struktu-
ren auf der Makroebene. Dies verdeut-
licht, wie sehr private, wirtschaftliche 
und politische Entscheidungen verwo-
ben sind.

Verantwortungsvoller Konsum von 
Lebensmitteln hat nichts mit Verzicht, 
sondern mit bewusstem, den Produ-
zenten gegenüber fairem und qualita-
tiv hochwertigem Konsum zu tun, was 

	 Es ist dringend geboten, 
das Marktgeschehen 
durch strengere Kenn
zeichnungspflichten 
transparenter zu machen

	 Wenn die Umstellung auf 
deutlich weniger Fleisch-
verzehr gelingen würde, 
hätte dies sowohl für die 
weltweite Ernährungs-
sicherheit wie die Umwelt 
positive Auswirkungen
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auch einen Beitrag zu mehr Lebensqua-
lität liefern kann. Dies lässt sich am 
Fleischverzehr verdeutlichen. Die ste-
tig wachsende Fleischproduktion ist ein 
wesentlicher Treibsatz für den Klima-
wandel und andere ökologische Schä-
den. Sie trägt insofern zur weltweiten 
Ernährungskrise bei, als dass die höhe-
re Nachfrage nach Weideflächen und 

Futtermitteln letztlich zu Lasten des 
Nahrungsmittelanbaus geht. Wenn vie-
le Menschen ihre Ernährungsgewohn-
heiten auf deutlich weniger Fleisch-
verzehr umstellen würden, hätte dies 
sowohl für die weltweite Ernährungs-
sicherheit wie die Umwelt positive Aus-
wirkungen. Das rechte Maß respektiert 
nicht nur die legitimen Rechte der welt-

weit Hungernden auf ausreichend Nah-
rung, es beugt auch Gesundheitsrisiken 
vor, welche in der zunehmend industri-
alisierten Fleischproduktion durch den 
hohen Einsatz von Antibiotika und den 
daraus folgenden Resistenzen verstärkt 
zu befürchten sind.

Ein solches Ernährungsleitbild wäre 
weltweit leicht übertragbar – und gu-

Abb. 3: Die Scharnierfunktion von Leitbildern auf der gesellschaftlichen Mesoebene
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tes Fleisch zu genießen, bliebe den-
noch möglich. Wer sich für mehr sai-
sonal verfügbare Lebensmittel und re-
gionale Anbieter entscheidet, mindert 
nicht nur Transportkosten, sondern er-
hält dadurch auch verlässlichere Infor-
mationen über die Produktionsbedin-
gungen. Zu wissen, wo Fleisch oder an-
dere Nahrungsmittel herkommen und 
was man isst, gehört zur Bildung und 
stärkt auch die Verantwortung für die 
eigene Kulturlandschaft. Dies gilt auch 
für den Konsum von Fisch. Bei hei-
mischem Süßwasserfisch, d. h. Karp-
fen und Forelle, und bei Seefisch, der 
nachweislich aus nachhaltigen Aqua-
kulturen oder Meeresfischerei stammt 

(z. B. MSC- oder WWF-Siegel), ist an-
ders als bei Massenware die Gefahr ge-
ringer, dass der Fischkonsum zu Las-
ten von Millionen von Kleinfischern in 
den Ländern des Südens geht.

Ein gutes Essen kann nur eines sein, 
das es anderen nicht unmöglich macht, 
gut zu essen. Dies erinnert uns einmal 
mehr daran, dass Lebensmittel mehr als 
eine bloße Ware sind, nämlich Mittel 
zum Leben. Sich den Wert von Nahrung 
bewusst zu machen, hat auch eine po-
litische Bedeutung. Denn es kann dazu 
motivieren, sich für die Strukturrefor-
men einzusetzen, die notwendig sind, 
um allen Menschen dauerhaft ihr Recht 
auf Nahrung zu verschaffen.

Fazit

•	 Auch wenn eine generelle Wachs-
tumskritik nicht angemessen ist, 
kann die Postwachstumsbewegung 
wichtige Denkanstöße für die not-
wendige sozial-ökologische Trans-
formation geben.

•	 Viele der Probleme, die mit der 
Wachstumsfixierung verbunden 
sind, sind auf Anreizmechanismen 
und Rahmenbedingungen zurück-
zuführen, die eine Abwälzung der 
sozialen und ökologischen Kosten 
von Produktion und Konsum auf 
Dritte erlauben. Daher braucht es 
vor allem Ordnungsstrukturen, wel-
che die Umweltnutzung mit einem 

verursachergerechten Preis belegen 
und einen fairen sozialen Ausgleich 
und menschenwürdige Arbeitsbe-
dingungen ermöglichen.

•	 Die Postwachstumsbewegung ver-
weist zurecht darauf, dass eine sol-
che Politik der ökologischen Moder-
nisierung jedoch durch partizipa-
tivere politische Prozesse und vor 
allem einen tiefergreifenden Kul-
tur-, Bewusstseins- und Wertewan-
del vorzubereiten, zu ergänzen und 
begleiten ist. Dafür steht die Leitidee 
der Suffizienz, die ein gutes Leben 
nicht vom „immer mehr und billi-
ger“, sondern von der Tugend des 

rechten Maßes her versteht und ge-
rade auch die „unbezahlbaren“ Din-
ge wertschätzt.

•	 Das Erleben der Natur, die Sorge 
um Familienangehörige und be-
dürftige Mitmenschen, der Einsatz 
für Kultur und das Engagement für 
Ideale wie Mitmenschlichkeit und 
gesellschaftlichen Zusammenhalt 
sind kaum in Geld aufzuwiegen – 
und doch sind sie Grundlage un-
serer Gesellschaft und ermöglichen 
überhaupt erst Wachstum und wirt-
schaftlichen Wohlstand.
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Die Energiewende in Deutschland
Vorbild oder Sackgasse?

Für die Energiewende in Deutschland ist ein Komplettumbau des Energie- und Ver-
kehrssystems erforderlich. Dazu gehören der komplette Ausstieg aus der Kohleverstro-
mung, eine konsequente energetische Gebäudesanierung, neue Mobilitätskonzepte, 
zusätzliche Verbesserungen des Emissionshandels und die Nutzung weiterer politi-
scher und wirtschaftlicher Steuerungsinstrumente. Der vorliegende Beitrag skizziert 
konkrete Wege für den weiteren Umstieg hin zu einer Vollversorgung mit erneuerba-
ren Energien. Zu den notwendigen Rahmenbedingungen der Transformation gehören 
ein entsprechend angepasstes Abgaben- und Steuersystem, dezentrale und flexible 
Versorgungsstrukturen und die breite Beteiligung der Bürger*innen als Energiekon-
sumenten und -produzenten (Prosumenten). Aufgezeigt wird zudem, inwiefern der 
Nutzen einer umfassenden Energiewende ihre Kosten übersteigt.

Die Energiewende ist eines der größ-
ten Projekte, die Deutschland sich 

je vorgenommen hat. Um die Klimazie-
le in Deutschland gemäß der Vereinba-
rung des Pariser Klimaabkommens zu 
erfüllen, muss das Energiesystem kom-
plett dekarbonisiert werden. Der von 
der Bundesregierung verabschiedete 
Klimaschutzplan 2050 sieht erstmals 
für die einzelnen Sektoren Ziele vor. 
Beispielsweise muss im Verkehr schon 
bis 2030 eine Reduktion der Treibhaus-
gasemissionen von 40 bis 42 Prozent 
gegenüber 1990 erreicht werden (Bun-
desregierung 2016). Neben dem Gebäu-
deenergie- und dem Verkehrsbereich 
muss aber vor allem der Stromsektor ei-
nen erheblichen Beitrag zur Emissions-
minderung leisten. Das Ziel ist, den An-
teil Erneuerbarer Energien (EE) an der 
Stromerzeugung von heute etwas über 
30 bis zum Jahre 2050 auf mindestens 
80 Prozent zu erhöhen. Bis zum Jahre 
2022 werden außerdem die restlichen 
Atomkraftwerke, die vor allem im Sü-
den Deutschlands im Einsatz sind, abge-
schaltet. Schließlich geht es darum, die 
Energieeffizienz in allen Sektoren dras-
tisch zu verbessern. Die Energiewende 
soll somit zu einer dauerhaft nachhalti-
gen Energieversorgung führen.

Es geht also um nichts weniger als 
den Komplettumbau des Energie- und 
Verkehrssystems. Das „alte“ Stromsys-
tem, basierend in erster Linie auf Atom- 
und Kohle-Großkraftwerken, muss so-
mit transformiert werden in ein neues, 
auf erneuerbaren Energien basieren-
des, dezentrales, intelligentes und dy-
namisches Energiesystem. Der Trans-
portsektor muss auf Nachhaltigkeit 
ausgerichtet sein, das erfordert vor al-
lem alternative und nachhaltige An-
triebsstoffe und -technologien. Über-
flüssiger Verkehr ist ebenso wie Fein-
staub, Lärm und Staus zu vermeiden, 
mehr Effizienz ist im Verkehr vor al-
lem durch eine intermodale Verknüp-
fung der verschiedenen Verkehrsmittel 
und durch eine stärkere Förderung der 
aktiven Mobilität – also des nicht-mo-
torisierten Verkehrs – zu erreichen. Das 
neue Energie- und Mobilitätssystem 
wird mit dem alten nicht mehr viel ge-
meinsam haben (Kemfert 2016 und 
Kemfert et al. 2015).

Dass eine derartig tiefgreifende 
Transformation nicht ohne Kontro-
versen und Konflikte und auch kaum 
ohne temporäre technologische wie 
politische Ineffizienzen vonstatten-
gehen kann, liegt auf der Hand. Ei-

nen umfassenden Masterplan gibt es 
nicht und kann es auch nicht geben. 
Hinzu kommt, dass die Pfadabhän-
gigkeiten groß und die Bestrebungen 
entsprechend stark sind, das bisheri-
ge System möglichst lange aufrecht 
zu erhalten. Somit kommt es nahezu 
zwangsläufig dazu, dass in der Über-
gangszeit zwei Energiesysteme paral-
lel existieren, das auf fossilen Ener-

gien basierende und das auf EE. Dies 
schafft hohe Transaktionskosten und 
führt zu suboptimalen Lösungen. Ne-
ben Gewinnern gibt es auch Verlierer 
in diesem Strukturwandel. So werden 
teils aus Unsicherheit über die eigene 
Rolle im künftigen Energiesystem und 
teils gezielt Ängste geschürt. Es gibt 
erhebliche Vorbehalte gegen die Ener-
giewende: Sie sei schlecht gemanagt, 
verursache vermeidbare Kosten, füh-
re wegen fehlender grundlastfähiger 
Erzeugungskapazitäten zu Blackouts, 
zwinge zu mehr Strom-Importen, er-
fülle die Klimaziele nicht, verschan-

	 Einen umfassenden Master-
plan für die Energiewende 
gibt es nicht und kann es 
nicht geben

Claudia Kemfert
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dele die Landschaften oder gefährde 
Menschen und Tiere.

Vor dem Hintergrund der tiefgrei-
fenden technischen, wirtschaftlichen 
und gesellschaftlichen Veränderun-
gen der Energiewende und der damit 
zusammenhängenden Konflikte krei-
sen die zentralen Fragen darum, wie 
das Energiesystem der Zukunft aus-
sieht und wie es organisiert werden 
kann und soll.
•	 Werden wir tatsächlich von Wind-

mühlen und großen Stromtrassen 
umgeben sein?

•	 Oder werden wir die Energie zum 
großen Teil selbst produzieren und 
mittels digitaler Technik steuern 
und verwalten?

•	 Welche Speicher kommen zum Ein-
satz? Mit welchen (Elektro-)Mobilen 
werden wir unterwegs sein?

•	 Welchen Nutzen hat die Energie-
wende – und vor allem: was kostet 
sie?

•	 Welche Rahmenbedingungen, wel-
che Steuerungsinstrumente werden 
heute und morgen benötigt?

•	 Kann sich ein wettbewerblicher 
Markt unter allen Akteuren ent-
wickeln? Welchen Anteil haben die 
Bürger an der Energiewende, wie 
kann Akzeptanz und Partizipation 
geschaffen und auf Dauer erhalten 
werden?

Die Energiewende erfordert effektiven Klimaschutz

Das selbst gesteckte Zwischenziel ei-
ner Treibhausgasemissionsminderung 
von mindestens 40 % bis zum Jahre 
2020 wird Deutschland nicht erfüllen. 
Das hat im Wesentlichen zwei Gründe:
•	 Zum einen ist der Anteil von Kohle-

kraftwerken im Stromsystem noch 
immer hoch.

•	 Zum anderen wurde es bisher ver-
säumt, die Emissionen durch eine 
Verkehrswende zu vermindern.

Im Stromsektor gibt es derzeit Strom-
angebotsüberkapazitäten, da noch im-
mer ein hoher Anteil von Kohle- und 
Atomkraftwerken im Einsatz sind und 
zugleich Strom aus EE ins Netz ge-
langt. Durch die Überkapazitäten sinkt 
der Strompreis an der Börse und billi-
ger Strom wird exportiert. Das Über-
angebot und der niedrige Börsenpreis 
haben Folgen: Die Wirtschaftlichkeit 
von konventionellen Kraftwerken wird 
geschmälert. Aus diesem Grund und 
weil die CO2-Preise auf einem histo-
risch niedrigen Niveau verharren, sind 
Braunkohlekraftwerke derzeit die wirt-
schaftlichste Form der Stromherstel-
lung. Daher ist der Einsatz von Kohle-
kraftwerken anteilig angestiegen und 
mit ihm die Treibhausgasemissionen. 

Somit rechnen sich die für die Energie-
wende notwendigen Geschäftsmodelle 
nicht, inklusive der notwendigen inno-
vativen und flexiblen Gas- und Pump-
speicherkraftwerke. Alte, ineffiziente 
Kohlekraftwerke sorgen nicht nur für 
einen enormen Stromangebotsüber-
schuss, sondern produzieren auch zu 
viele Treibhausgase. Zudem sind sie 
in der Kombination mit EE zu inflexi-
bel. Kohlekraftwerke eignen sich nicht 

als Brückentechnologie für eine nach-
haltige Energiewende. Gaskraftwerke 
verursachen nicht nur weniger Treib-
hausgase, überdies können sie oftmals 
flexibler eingesetzt werden als Koh-
lekraftwerke. Ein erster wesentlicher 
Schritt zur Erfüllung der Klimaziele 
und zur Transformation des Strom-
systems wäre somit ein schrittweiser 
Ausstieg aus der Kohleverstromung.

Zudem verursacht der Verkehrssek-
tor knapp 20 Prozent der Emissionen 
in Deutschland und sollte ebenso zur 
Treibhausgasminderung beitragen. Bis-
her ist dies nicht gelungen, im Ver-
kehrssektor sind die Treibhausgasemis-
sionen im Vergleich zu 1990 fast gar 
nicht gesunken (UBA 2016). Zwar emit-
tieren die Fahrzeuge durchschnittlich 
weniger Treibhausgase, doch ist insge-
samt das Fahrzeugaufkommen gestie-
gen, sodass die Effizienzgewinne durch 
mehr Fahrleistung aufgehoben werden.

Die Energiewende erfordert auch eine Gebäudeenergie- und 
Verkehrswende

Die Energiewende wird ohne eine Ge-
bäudeenergie- und Verkehrswende 
kaum möglich sein. Etwa ein Drittel 
der Gesamtenergie wird in Gebäuden 
verbraucht. Durch energetische Ge-
bäudesanierung kann der Energiever-
brauch deutlich gesenkt werden. Zu-
dem können Gebäude selbst zu Ener-
gieherstellern werden (vgl. Großklos, 
Schaede 2016). Mittels Solaranlagen 
auf dem Dach und Speichermedien 
im Keller können „Prosumer“ Teil der 
Energiewende werden, nicht nur weil 
sie Energie herstellen und selbst ver-
brauchen, sondern auch  – wenn sie 

miteinander verbunden werden – weil 
sie die Netze entlasten können.

Ebenso wichtig ist die Verkehrswen-
de. Strom aus EE kann für die Mobilität 
der Zukunft genutzt werden und die für 
die Energiewende so wichtigen Sektoren 
miteinander verzahnen („Sektorkopp-
lung“) (vgl. Canzler, Knie 2013). EE-
Strom kann nicht nur Bahnen und Elek-
trofahrzeuge antreiben, sondern auch 
zur Herstellung von Wasserstoff oder 
synthetischem Gas („Power to Gas“) ge-
nutzt werden, welche wiederum als 
Kraftstoffe verwendet werden können. 
Letztere wären auch als langfristige 

	 Ein wesentlicher 
Schritt zur Erfüllung 
der Klimaziele und 
zur Transformation 
des Stromsystems ist 
der Ausstieg aus der 
Kohleverstromung
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Speicher nutzbar und könnten so die 
Versorgungssicherheit eines auf EE ba-
sierenden Energiesystems deutlich 
erhöhen.

Nachhaltiger Verkehr bedeutet al-
lerdings mehr als die Substitution der 
Energiegrundlage. Gleichzeitig ist es 
nötig, unnötigen Verkehr zu vermei-
den und eine Optimierung des Verkehrs 
durch intermodale Verkehrsdienstleis-
tungen zu fördern (SRU 2017), indem 
die unterschiedlichen Verkehrsformen 

besser miteinander verknüpft werden. 
Es muss nicht zuletzt eine enge Ver-
zahnung von Öffentlichem Personen-
nahverkehr und Car-Sharing-Angebo-
ten sowie mit dem Fahrrad geben. In 
Ballungsräumen der Zukunft werden 

keine Autos gekauft, sondern Mobili-
tätsdienstleistungen.

Die politischen Rahmenbedingun-
gen sind für eine nachhaltige Verkehrs-
wende bisher allerdings wenig güns-
tig. Noch immer setzt sich Deutschland 
nicht für strenge EU-Emissionsgrenz-
werte ein und hat mit der Dieselsteuer
erleichterung vor allem hohe Fein-
staub- und Stickoxide in Ballungsräu-
men mit zu verantworten. Der Wille zu 
einem Umstieg hin zu einer nachhal-
tigen Mobilität ist nicht zu erkennen. 
Eine Kaufprämie für Elektroautos ein-
zuführen, ohne die einseitige Bevor-
zugung des privaten Autos mit Ver-
brennungsmotor abzubauen, ist wenig 
erfolgversprechend. Die Elektromobili-
tät ist ein wichtiger Baustein für eine 
postfossile Mobilität, allerdings muss 
sie einhergehen mit einer Förderung 
sowohl neuer gemeinschaftlicher Nut-
zungsformen des Autos als auch der 
Förderung der nicht-motorisierten Mo-
bilität (Canzler, Knie 2016).

Die Energiewende erfordert einen breiten Mix an Instrumenten – 
Emissionshandel und CO2-Preis allein reichen nicht aus

In der Debatte um eine möglichst effizi-
ente und zugleich effektive Ausgestal-
tung der politischen Rahmenbedingun-
gen zur Erfüllung der Klimaziele und 
der Energiewende werden regelmäßig 
Forderungen laut, das klimapolitische 
Instrumentenportfolio zu verschlanken 
(Vgl. Sachverständigenrat zur Begut-
achtung der gesamtwirtschaftlichen 
Entwicklung, 2016). Anstelle vieler In-
strumente zur Senkung der Emissionen 
und Förderung der Energiewende solle 
vor allem auf den Europäischen Emissi-
onshandel (EU ETS) als Leitinstrument 
gesetzt werden. Auf den Einsatz kom-
plementärer Instrumente solle weit-
gehend verzichtet werden, um dessen 
Effizienz nicht durch instrumentelle 
Wechselwirkungen zu beeinträchtigen. 
Die Vorschläge für eine instrumentelle 
Fokussierung auf den Emissionshandel 
beruhen auf der ökonomischen Theorie 
einer kosteneffizienten Minderung des 

Treibhausgasausstoßes mittels markt-
basierter Instrumente, in diesem Fall 
einer Mengensteuerung über handel-
bare Emissionsrechte. Aus dem Zusam-
menspiel von Angebot und Nachfrage 
ergebe sich ein einheitlicher Preis für 
Emissionsrechte und damit ein – über 
verschiedene Vermeidungsoptionen 
hinweg – identischer finanzieller An-
reiz zur Minderung des Treibhausgas-
ausstoßes. Durch einen einheitlichen 
Preis würden Unternehmen genau-
so wie Bürgerinnen und Bürger einen 
Anreiz erhalten, die jeweils günstigs-
ten Maßnahmen zur Emissionsmin-
derung zu ergreifen. Diese umfassen 
sowohl technische Innovationen, In-
vestitionen in energieeffiziente Güter, 
Brennstoffwechsel als auch Verhal-
tensanpassungen. Weitere klimapoli-
tische Instrumente in Form fiskalischer, 
ordnungsrechtlicher oder technologie-
spezifischer förderpolitischer Maßnah-

men wären demnach ebenso verzicht-
bar wie eigenständige politische Ziel-
vorgaben zum Ausbau der EE und zur 
Steigerung der Energieeffizienz. Die 
Forderung nach einer Konzentration 
auf den Emissionshandel erfolgt mit 
Verweis auf Inkonsistenzen und Ver-
zerrungen, die durch den gleichzei-
tigen Einsatz verschiedener Instru-
mente entstünden, und die so zu er-
höhten Kosten der klimapolitischen 
Zielerreichung führen würden. Zudem 
wird angemahnt, dass den Emissions-
handel ergänzende Instrumente öko-
logisch letztendlich wirkungslos blie-
ben, da sie angesichts der Obergrenze, 
die aufgrund der EU ETS gesetzt wurde, 
zu keinen zusätzlichen Emissionsmin-
derungen beitrügen. Diese vermeintli-
che Ineffektivität wird auf den soge-
nannten Wasserbetteffekt im Rahmen 
des europäischen Emissionshandels 
zurückgeführt: Sinken die nationalen 
CO2-Emissionen, werden CO2-Zertifi-
kate frei, die von Emittenten in anderen 
EU-Staaten genutzt würden. Die Ge-
samtemissionen auf europäischer Ebe-
ne blieben somit von nationalen Min-
derungsaktivitäten unberührt.

Allerdings sieht die tatsächliche Si-
tuation des europäischen Emissions-
handels anders aus.
•	 Zum einen wurden die nationalen 

Ziele zum Ausbau der EE – und glei-
ches gilt für die Ziele zur Steigerung 
der Energieeffizienz – bei der Fest-
legung der Obergrenze (kurz „Caps“) 
im EU ETS berücksichtigt. Die Ziele 
zur Minderung der Treibhausgas-
Emissionen, zum Ausbau der Er-
neuerbaren und zur Verbesserung 
der Energieeffizienz stehen mithin 
nicht unabhängig nebeneinander, 
sondern bilden eine aufeinander 
abgestimmte Trias. Angesichts der 
zuvor angedeuteten Marktunvoll-
kommenheiten können flankieren-
de EE-Ausbau- und Effizienzziele 
die Kosten für die Erreichung der 
Klimaschutzziele mindern helfen.

•	 Zum anderen ist, mit Blick auf den 
derzeitigen  – und auch für die 
nächsten Jahre prognostizierten – 

	 In Ballungsräumen 
der Zukunft werden 
keine Autos gekauft, 
sondern Mobilitäts
dienstleistungen
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Ein Mindestpreis für CO2 kann hel-
fen, zumindest kleine Lenkungswir-
kungen hin zu mehr Klimaschutz zu 
induzieren.
•	 Generell muss es jedoch eine Reform 

des Steuer- und Abgabensystems 
geben, es muss eine Ökologisierung 
des Steuersystems durchgeführt 
werden. Seit Jahren sinkt der An-
teil der umweltbezogenen Steuer-
einnahmen, die Subventionen fos-
siler und umweltschädlicher Ener-
gieträger ist nach wie vor sehr hoch.

•	 Die höhere Abgabenbelastung von 
Strom gegenüber fossilen Kraftstof-
fen hemmt die angestrebte Elektri-
fizierung des Verkehrs. Strom soll-
te daher als Energieträger im Ver-
kehr – zumindest relativ – entlastet 
werden.

•	 Nutzerinnen und Nutzer sollten zu-
dem einen stärkeren Anreiz haben, 
ihren Stromverbrauch an den Erfor-
dernissen eines auf EE basierenden 
Energiesystems auszurichten.

•	 Generell sollte der Abbau von um-
weltschädlichen Subventionen ein 
zentrales Ziel für die neue Legis-
laturperiode sein. Allein im Ver-
kehrssektor belaufen sich die um-
weltschädlichen Subventionen auf 
annähernd 30 Milliarden Euro jähr-
lich. Dabei sind vor allem

—— die Privilegierung von Diesel 
und Erdgas als Kraftstoff,

—— die Entfernungspauschale sowie
—— die niedrige pauschale Besteue-

rung privat genutzter Dienstwa-
gen zu nennen.

Der Nutzen der Energiewende übersteigt die Kosten

Im Oktober jeden Jahres wird die Er-
neuerbare-Energie-Gesetz-Umlage 
(kurz: EEG-Umlage) für das kommen-
de Jahr verkündet. Da diese und somit 
der Endkundenpreis für Stromkunden 
in den vergangenen Jahren immer ge-
stiegen ist, wird dies als Anlass genom-
men, über die Kosten der Energiewende 
zu debattieren. Dabei ist die EEG-Um-
lage kein geeigneter Kosten-Indikator. 
Sie stellt die Summe der Vergütungs-
zahlungen abzüglich des an der Bör-
se vermarkteten Stroms dar. Da der 
Strompreis an der Börse in den ver-
gangenen Jahren gesunken ist, steigt 
die EEG-Umlage überdurchschnittlich 
stark an. Denn die EEG-Umlage errech-
net sich aus der Differenz von Förder-
summe und Börsenerlös. Die EEG-Um-
lage steigt, obwohl die Kosten der neu 
zu installierenden EE immer weiter sin-
ken. Auch steigt die EEG-Umlage, da 
immer mehr Industriekunden von der 
Zahlung ausgenommen werden. Zu-
dem setzt sich der Endkundenpreis für 
Stromverbraucher aus weiteren Kom-
ponenten wie Netzentgelte, Stromsteu-
er, Kraft-Wärme-Koppelungsgesetz-
Umlage (kurz: KWK-Umlage), Umlage 

für Kraftwerksreserven oder Haftungs-
umlage für Offshore-Windenergie zu-
sammen. Bei einer Betrachtung der 
Kosten der Energiewende ist jedoch im-
mer der Nutzen gegenüber zu stellen 
und die Frage zu beantworten, was es 
kosten würde, die Energiewende nicht 
zu vollziehen.

Der Strukturwandel ist mit dem Ver-
lust alter und der Entstehung neuer Ar-
beitsplätze verbunden. Die Branche der 
EE zählt etwa 380.000 Beschäftige, wäh-
rend in der Kohleindustrie noch unge-
fähr 50.000 Arbeitsplätze bestehen. Dort 
waren in den vergangenen Jahrzehnten 
noch über 600.000 Menschen beschäf-
tigt. Allerdings sind die Beschäftigungs-
effekte der Energiewende ungleichzei-
tig und fallen zudem räumlich ausein-
ander. Die Digitalisierung beispielsweise 
erlaubt Preisinformationen in Echtzeit, 
mit denen Erzeugung und Verbrauch op-
timiert werden können. Mehr EE, de-
zentrale Energiesystemen, eine höheren 
Energieeffizienz und auch nachhaltige 
Mobilitätsdienstleistungen verlangen 
neue Kompetenzen und Qualifikatio-
nen von den Beschäftigten. Schließ-
lich müssen in einer umfassenden Kos-

massiven Angebotsüberhang im 
CO2-Zertifikatsmarkt nicht mit ei-
nem Wasserbetteffekt zu rechnen. 
In der gegenwärtigen und mittel-
fristig absehbaren Marktsituation 
würden frei werdende Zertifikate 
aufgrund verminderter Emissionen 
aus Deutschland nicht von anderen 
Emittenten innerhalb des EU ETS 
genutzt, sondern den kumulierten 
Überschuss weiter erhöhen.

Ein Instrument reicht nicht aus, um 
alle Ziele des Klimaschutzes und der 
Transformation des Energiesystems zu 
erfüllen. Nicht nur weil beispielswei-
se die Sektoren Gebäude und Verkehr 
bisher gar nicht im Emissionshandel 
enthalten sind. Entscheidend ist, dass
•	 die bisherige Ausgestaltung des 

Emissionsrechtehandels mit hohen 
Zertifikatsüberschüssen,

•	 der fehlende Einigungswille der EU-
Länder zur Verbesserung des Instru-
mentariums und

•	 eine hohe Anfälligkeit für Lobby-
einfluss

nicht die Signale gegeben haben, die 
aus klimapolitischer Sicht notwendig 
sind. Ein CO2-Preis von derzeit etwa 
17 Euro pro Tonne ist zwar deutlich 
höher als in den vergangenen Jahren, 
aber ohne Zweifel viel zu niedrig, um 
ausreichende Signale zu senden. Al-
lein für den Umbau des Stromsystems 
wären CO2-Preise von 40 bis 60 Euro 
pro Tonne notwendig. Das Preissignal 
aus dem Emissionshandel alleine würde 
jedoch auch nicht ausreichen, um die 
Entwicklung innovativer Technologien 
und effizienter Produkte in den Sek-
toren Gebäudeenergie und Verkehr in 
einer gesamtwirtschaftlich effizienten 
Weise voranzutreiben.

	 Die bisherige Ausgestal-
tung des Emissionsrechte-
handels genügt nicht, um 
die Ziele des Klimaschutzes 
und der Transformation 
des Energiesystems zu 
erreichen
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tenbetrachtung der Energiewende auch 
die vermiedenen Treibhausgasemissio-
nen – und damit auch vermiedene Schä-
den durch den Klimawandel – einbezo-
gen werden.

Die Energiewende hat zur Folge, 
dass künftig mehr und mehr auf die 
Verstromung von Kohle verzichtet wer-
den wird, was wiederum den Kohle-Ta-
gebau überflüssig macht. Die Umwelt- 
und Gesundheitsschäden durch den Ta-
gebau werden so ebenfalls vermieden. 
Die Verbrennung von Kohle verursacht 
nicht nur klimagefährliche Treibhaus-
gase, sondern auch andere umweltgif-
tige Emissionen wie Quecksilber und 
Feinstaub. Auch die Atomenergie ver-
ursacht hohe Kosten. Deutschland hat 
in den vergangenen Jahrzehnten ho-
he Subventionen für die Atomenergie 
bezahlt. England plant den Bau neu-
er Atomkraftwerke und will sie mit 
11 Cent je Kilowattstunde über einen 
Zeitraum von 35  Jahren und einem 
Inflationsausgleich subventionieren. 
Zudem verursachen der Rückbau der 

Atomanlagen und die Einlagerung 
des Atommülls hohe Kosten. All diese 
Kosten werden durch die Energiewen-
de zukünftig vermieden. Hinzu kommt, 
dass weniger fossile Energien impor-
tiert werden müssen. In der Vergangen-
heit mussten dafür, je nach Rohstoff-
preisen, bis zu 11 Mrd. Euro pro Jahr 
aufgewendet werden (vgl. Öko-Institut 
2015 und 2016).

Gleichwohl kann die Energiewen-
de dem „Dilemma der Ungleichzeitig-
keit“ nicht vollends entkommen. Denn 
kurz- bis mittelfristigen Investitionen 
stehen mittel- und langfristige Nutzen 
in Form von vermiedenen volkswirt-
schaftlichen Folgekosten, reduzierten 
Importen, regionaler Wertschöpfung 
und neuen Arbeitsplätze gegenüber. 
Doch wird dieses Ungleichzeitigkeits-
problem bereits absehbar gemildert, 
weil die Gestehungskosten von Strom 
aus Windenergie- und Photovoltaik-
anlagen in den letzten Jahren drama-
tisch gesunken sind und aller Voraus-
sicht nach weiter sinken werden.

100 Prozent Erneuerbare Energien: 
machbar, dezentral und bürgernah

Eine komplette Energieversorgung, der 
Umstieg des gesamten Energie- und 
Verkehrssystem auf eine Vollversor-
gung mit 100 % aus EE ist möglich, 
wenn ausreichende Kapazitäten auf-
gebaut werden und vielfältige Flexibi-
litätsoptionen für die Integration fluk-
tuierend einspeisender Wind- und So-
larenergieanlagen wirken können. Am 
Ende der Energiewende steht ein völlig 
neues, dezentrales, flexibles und dyna-
misches System. Versuchen wir wei-
terhin, das alte, auf konventionellen 
Großkraftwerken basierende System 
aufrecht zu erhalten, hat das seinen 
Preis. Es werden
•	 mehr Stromleitungen als in einem 

auf EE-basierten System benötigt,
•	 unrentable fossile Kraftwerke 

künstlich am Leben gehalten und
•	 mehr Geld für die Bereithaltung be-

zahlt werden müssen.

Dass der „grundlastfähige“ Strom aus 
konventionellen Energien selbst bei 
deutlich höheren EE-Anteilen gar nicht 
gebraucht wird, zeigen die Länder Dä-
nemark oder Portugal.

Die Grundidee eines dezentralen 
Transformationsweges besteht darin, 
die regenerativen Energien mit der re-
gionalen Ökonomie zu koppeln. Die zu-
grundeliegende Hypothese lautet: Die 
dezentrale, regional organisierte Ener-
gieversorgung – mit den Stichworten: 
regionale Marktplätze, Bilanzkreis-
verantwortung vor Ort, Verantwor-
tung der Prosumentinnen und Prosu-
menten – ist zwar anspruchsvoll und 
voraussetzungsreich Sie hat aber ne-
ben dem potenziellen wirtschaftlichen 
Nutzen vor allem ökologische und so-
ziale Vorteile:
•	 Sie erhöht die Wertschöpfung Vor-

ort,

•	 sie vermeidet einen übermäßigen 
und von den Bürgern nicht gewoll-
ten Übertragungsnetzausbau,

•	 sie stärkt die regionale Identität und
•	 sie sichert auf Dauer die Akzeptanz 

des notwendigen weiteren Ausbaus 
von EE-Erzeugungsanlagen.

Schließlich kann die Resilienz des Ge-
samtsystems steigen, wenn im Störfall 
regionale Teilnetze sich „einfach ab-
nabeln“ und damit Kettenreaktionen 
im übergeordneten Netz vermieden 
werden können.

Das Leitbild der dezentralen Ener-
giewende ist dabei nicht die regionale 
Autarkie. Ziel ist vielmehr eine Balance 
von regionaler Eigenversorgung (in-
klusive eines entsprechenden regio-
nalen Wertschöpfungsanteils für die 
Prosumenten, Netzbetreiber und Ener-
giedienstleister) und einer kostengüns-
tigen Energieversorgung auch für die 
Nicht-Prosumenten. Im Zentrum steht 
ein robustes regionales Prosumenten-
netzwerk, ein Netzwerk aus dezentralen 
Produzenten und Verbrauchern. Denn 
die Akzeptanz und Unterstützung der 
Bürgerinnen und Bürgern ist eine not-
wendige Voraussetzung für einen Aus- 
und Neubau von EE-Anlagen in einer 
Größenordnung (in den nächsten Jahr-
zehnten), die ein Mehrfaches der be-
reits installierten Leistung von knapp 
100 Gigawatt vorsieht. Nur gemein-
sam mit ihnen kann es gelingen, auf 
Schuldächern, privaten Häusern, Fab-
rikhallen und Bauernhöfen genügend 
Energie aus Wind, Sonne und Biomasse 
umzuwandeln. Mittel- und langfristig 
soll es zudem möglich sein, auch die 
Haushalte der Kommunen, Unterneh-
men und Bürger zu entlasten, weil die 
EE-Rendite („Die Sonne schickt keine 

	 Das Leitbild der dezen-
tralen Energiewende ist 
eine Balance von regio-
naler Eigenversorgung 
und einer kostengünstigen 
Energieversorgung auch 
für die Nicht-Prosumenten
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Rechnung“) nicht von externen Inves-
toren eingefahren wird. Auch ist es in 
regionalen Kontexten vermutlich leich-
ter, die bisher eher abstrakt gebliebe-
ne Sektorkopplung in (Micro) Smart 
Grids zu realisieren. Nahwärmeversor-
gung und verteilte Fahrzeugflotten – 
von Dienstwagenparks über Vermiet-
fahrzeugflotten bis zu Busbahnhö-
fen – sind die ersten Kandidaten für 
eine Kopplung mit dem Stromnetz. Sie 
lassen sich dezentral effizienter mana-
gen als zentral. Auch die Beteiligung 
von Nicht-Prosumenten wie Mieter und 
Dienstleistungsunternehmen ohne ei-
gene Betriebsstätten ist über Mieter-
strommodelle dezentral einfacher zu 
organisieren.

Zweifellos ist der Umbauprozess 
von heutigen zentralen Versorgungs-
strukturen zu dezentralen und von vie-
len Beteiligten beeinflussten Struktu-
ren mit großen Unsicherheiten verbun-
den. Die sind nicht zu vermeiden, weil 
nur in einer „offenen Situation“ bzw. 
in nicht-regulierten „ökologischen Ni-
schen“ die nötigen Innovationen ent-

stehen können (Geels 2007). Technische 
Innovationen, auch disruptive techni-
sche Konzepte wie die blockchain, die 
bisherige Techniken obsolet werden 
lassen, brauchen „Ergebnisoffenheit“. 
Steile Lernkurven bei den Speicher-
techniken oder unbeherrschbare Da-
tensicherheitsprobleme in Smart Grids 
beispielsweise können ganz neue Op-
tionen eröffnen oder für sicher gehalte-
ne Optionen verschließen. Dabei sind es 
nicht nur die Energietechniken im en-
geren Sinne, die mit dem Übergang zu 
den relativ jungen EE in teilweise hoch-
dynamische Entwicklungsphasen gera-
ten sind. Auch die Materialforschung 
und vor allem die Digitalisierung, al-
so in erster Linie die Algorithmisierung 
von Steuerungs- und Kopplungsabläu-
fen, die vorher entweder manuell oder 
gar nicht vorgenommen wurden, sind 
durch eine dynamische, teils schub-
weise beschleunigte Entwicklung ge-
kennzeichnet. Die Digitalisierung steht 
für die Dialektik des gesamten Trans-
formationsprozesses der Energiewen-
de: Sie ist Treiber für mehr Volatilität 

und zugleich potenzielles Instrument, 
die Volatilität zu reduzieren (Canzler, 
Knie 2013).

Die Kommunen sind die zentra-
len Akteure zur Umsetzung der Ener-
giewende. Energieeinsparungen von 
öffentlichen Gebäuden spielen dabei 
genauso eine Rolle wie beispielswei-
se die Förderung des ÖPNV oder von 
CO2-freien Innenstädten durch Elek-
tromobilität. Aber es geht ebenso um 
die Schaffung von Transparenz, um ei-
ne verbesserte Informationen, um Bil-
dung oder auch die Ausbildung von 
Entscheidungsträgern und Beratern. 
Die wirtschaftlichen Chancen für Kom-
munen sind groß: Neben einer direkten 
Wertschöpfung und der Schaffung von 
neuen Arbeitsplätzen, die beispielswei-
se durch neue Unternehmen im Bereich 
der EE entstehen, können ebenso indi-
rekte Wertschöpfungseffekte generiert 
werden. Viele Kommunen beschließen 
ehrgeizige Klimaschutzpläne und trei-
ben aus diesem Motiv die Energiewen-
de aktiv und dezentral an.
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Fazit

Der Klimaschutz ist der stärkste Trei-
ber für die Transformation der Ener-
giesysteme mit dem Ziel ihrer Dekarbo-
nisierung weltweit. Das gilt nicht nur 
für den Stromsektor, sondern ebenso 
für die Wärme- bzw. Kälteversorgung 
und für den Verkehr.
•	 Neben dem beschleunigten Ausbau 

der EE sind außerdem erhebliche 
Anpassungen bei den Energienetzen 
sowie beim Energiemanagement 
und neue Geschäftsmodelle sowie 
soziale Innovationen erforderlich.

•	 Absehbar stehen zudem eine sys-
temdienliche Integration von Spei-
chern, eine breite Partizipation der 
Bevölkerung durch deliberative 
Verfahren sowie wirtschaftliche Be-
teiligungsmodelle auf der Agenda.

•	 Die Transformation der Energiesys-
teme ist nicht allein eine ambitio-
nierte technische und wirtschaftli-
che Herausforderung. Sie braucht 
eine andauende gesellschaftliche 
Unterstützung und eine verlässli-
che politische Regulierung.

•	 Vor diesem Hintergrund ist ei-
ne ambitionierte und die einzel-
wissenschaftliche Spezialisierung 
überschreitende Energieforschung 
wichtiger denn je. Denn es gilt, die 
verschiedenen Dimensionen der 
Energiewende in interdisziplinärer 
Weise zu bearbeiten und vor allem 
die nicht-intendierten Effekte so-
wie die oft unterbelichteten gesell-
schaftlichen Folgen und Vorausset-
zungen zu untersuchen.
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Das richtige Maß finden
Wege der Transformation zum nachhaltigen Konsum

Materieller Konsum ist in unserer Gesellschaft tief verankert. In seiner 
aktuellen Form ist er allerdings ein zentraler Grund für die zunehmende 
ökologische Überlastung der Erde und soziale Ungleichheit. Weitrei-
chende strukturelle Veränderungen sind notwendig, um eine Transfor-
mation hin zu nachhaltigen Konsummustern zu ermöglichen. Dabei sind 
reine Effizienzsteigerungen in der Herstellung und Nutzung von Produk-
ten nicht ausreichend, sondern das Maß an Konsum muss in den Fokus 
rücken. Solch ein Suffizienzansatz kann dem weit verbreiteten Phäno-
men einer ‚Immer-mehr‘-Haltung entgegengesetzt werden. Darauf auf-
bauend zeigt das Konzept der Konsumkorridore die Vision einer Welt, 
in der ein gutes Leben und soziale Gerechtigkeit für alle möglich sind. 
Die daraus abzuleitenden Minimal- und Maximalgrenzen des Konsums 
müssen politisch verhandelt und umgesetzt werden.

Die rasante Zunahme an ‚grünen‘, 
‚nachhaltigen‘ und ‚fairen‘ Pro-

dukten in den Geschäften scheint eines 
zu zeigen: Wir sind auf dem besten Weg 
hin zu einem nachhaltigen, d. h. lang-
fristig zukunftsfähigen Konsum. Doch 
dieser Schein trügt, denn eine umfas-
sende Transformation zu nachhaltigem 
Konsum erfordert mehr und konfron-
tiert uns mit grundlegenden Fragen. 
Was macht Konsum überhaupt aus? 
Was treibt Konsum an? Welche indi-
viduellen und gesellschaftlichen Nor-
men und Interessen beeinflussen un-
seren Konsum und welche sollten ihn 
beeinflussen? Und schließlich: Wie 
können wir unseren Konsum gestal-
ten, wenn uns die Zukunftsfähigkeit 
unserer Gesellschaft(en) wichtig ist?

Zur Beantwortung dieser Fragen 
muss zunächst die Komplexität heu-
tiger Konsummuster in den Blick ge-
nommen werden, denn hinter unse-
rem Konsum steckt viel mehr als eine 
reine Kaufentscheidung zur Erfüllung 
von grundlegenden Bedürfnissen. Pro-
dukte dienen als Statussymbol, stiften 
Identität und ermöglichen Gruppenzu-
gehörigkeit. Die scheinbar unbegrenz-

ten Konsummöglichkeiten vermitteln 
uns Gefühle von Freiheit und Wohl-
stand. Doch die vor allem in unseren 
westlichen Gesellschaften weit verbrei-
teten Konsummuster haben tiefgreifen-
de ökologische und soziale Auswirkun-
gen, die im klaren Spannungsverhält-
nis zu Zielen der Nachhaltigkeit stehen.

Der Grundgedanke nachhaltiger Ge-
sellschaften ist, dass die Bedürfnisse 
der heutigen Generationen erfüllt wer-
den können, ohne die Möglichkeiten 
zukünftiger Generationen zu gefähr-
den, ihre eigenen Bedürfnisse zu be-
friedigen (vgl. Hauff 1987). Doch das 
Ausmaß des Konsums, wie er in gro-
ßen Teilen der westlichen Gesellschaf-
ten verbreitet ist, bedroht akut die na-
türliche Existenzgrundlage der Men-
schen heute und in der Zukunft und 
verschärft globale soziale Ungleichhei-
ten. Dabei führen das weltweite Be-
völkerungswachstum sowie die perma-
nente Steigerung des Konsums zu einer 
Zuspitzung der Problematik.

Unser Konsum muss nachhaltig 
werden, wenn die Lebensgrundlage der 
Menschen auf diesem Planeten gesi-
chert werden soll. Doch die strukturel-

le Verankerung des Konsums in unse-
ren gesellschaftlichen, wirtschaftlichen 
und politischen Strukturen bedeutet, 
dass eine solche Nachhaltigkeitstrans-
formation grundlegender systemischer 
Veränderungen bedarf. Ohne diese Ver-
änderungen laufen auch die politischen 
Ansätze zur Verbesserung der Nach-
haltigkeitscharakteristiken von Konsu-
mentscheidungen, wie sie heute pri-
mär verfolgt werden, ins Leere. Suf-
fizienzansätze und insbesondere das 
Konzept der Konsumkorridore bieten 
hier eine alternative Perspektive, um 
das Ziel eines guten Lebens für alle zu 
ermöglichen und den dazu notwendi-
gen strukturellen Wandel einzuleiten. 
Im Folgenden
•	 skizzieren wir entsprechend das 

derzeitige Verhältnis zwischen Kon-
sum und Nachhaltigkeit,

•	 zeigen sodann die strukturellen 
Treiber der aktuell weit verbreite-
ten Form des Konsums auf,

•	 um schließlich mit einer Diskus-
sion von Suffizienzansätzen und 
dem Konzept der Konsumkorrido-
re für einen Transformationspfad zu 
nachhaltigem Konsum zu werben.

Sophie DolingaDoris Fuchs
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Das Spannungsverhältnis zwischen Konsum und Nachhaltigkeit

Die natürlichen Lebensgrundlagen auf 
der Erde werden durch unseren res-
sourcenintensiven Lebensstil auf eine 
harte Belastungsprobe gestellt. So wer-
den etwa fossile Brennstoffe durch die 
steigende Nachfrage und bei gleichzei-
tigem Rückgang der Verfügbarkeit zu 
immer höheren wirtschaftlichen aber 
auch sozialen und ökologischen Kos-
ten gefördert. Die Meere werden für 
unseren Fischkonsum überfischt oder 
durch die mit Aquakulturen verbun-
denen Chemiekeulen belastet, und die 
(Ur)Wälder und anderes biodiversitäts-
reiches Habitat unter anderem für un-
seren Fleisch- und Holzbedarf zerstört. 
Zudem werden die Regenerationsfähig-
keit der Erde und ihre Absorbierungs-
kapazität, die sogenannte Senken
kapazität, zunehmend ausgereizt, wie 
insbesondere im Kontext des Klima-
wandels deutlich wird. Neben Emissio-
nen, die bei der Produktion oder dem 
Transport von Gütern anfallen, müs-
sen die Ökosysteme schließlich auch 
die steigenden Mengen an Müll auf-
nehmen.

Inwiefern die aktuellen Lebens- und 
Produktionsweisen nach dem ‚west-
lichen Modell‘ die ökologischen Be-
lastungsgrenzen der Erde immer wei-
ter überschreiten, zeigt der Erdüberlas-
tungstag. Er gibt den Zeitpunkt an, an 
dem die Menschheit so viele Ressourcen 
verbraucht hat, wie der Planet im Lau-
fe eines Jahres regenerieren kann. Der 
globale Erdüberlastungstag fiel 2018 auf 
den 1. August, sodass bereits nach sie-
ben Monaten das nachhaltig nutzbare 
Rohstoffbudget des Jahres aufgebraucht 
und die natürlichen Senkenkapazitäten 
ausgelastet waren. Ab diesem Zeitpunkt 
lebte die Menschheit somit auf Kosten 
zukünftiger Generationen, denen auf 

diese Weise weniger Ressourcen zur Ver-
fügung stehen werden. Da der Erdüber-
lastungstag jährlich stets zu einem frü-
heren Zeitpunkt eintritt wird deutlich, 
dass die Überlastung der Erde weiterhin 
ungebremst zunimmt (vgl. Umweltbun-
desamt 2018). Zahlreiche Studien zeigen 
auf, dass die Konsumweisen der soge-
nannten ‚globalen Konsumklasse‘ („con-
sumer class“) ein Hauptgrund der Erdü-
berlastung sind (vgl. Assadourian et al. 
2004; Cohen, Brown und Vergragt 2017; 
Fuchs 2017).

Darüber hinaus kommt es durch 
das steigende Konsumverhalten nach 
dem Modell westlicher Gesellschaften 
zu einer Verschärfung sozialer Un-
gleichheiten weltweit, was im klaren 
Widerspruch zum Nachhaltigkeitsziel 
der Bedürfniserfüllung aller Menschen 
steht. Der Soziologe Stephan Lessenich 
(2016) zeigt in seiner Theorie der Ex-
ternalisierungsgesellschaft, inwieweit 
der westliche Lebensstil auf der Aus-

lagerung (‚Externalisierung‘) sozialer 
und ökologischer Kosten in bestimm-
te Regionen der Welt beruht, zu Las-
ten von Mensch und Umwelt in die-
sen Gebieten. Ein bekanntes Beispiel 
solcher Kostenauslagerungsmechanis-
men ist die Textilproduktion. Um den 
preisgünstigen und kurzweiligen Kon-
sum von Kleidung in Deutschland zu 
ermöglichen, kommt es beispielsweise 
in Teilen von Bangladesch zu
•	 starken Umweltverschmutzungen 

aufgrund der giftigen Abwässer 
der Textilfabriken und

•	 zur Ausbeutung der dortigen Ar-
beitskräfte unter zum Teil sklaven-
ähnlichen und lebensgefährlichen 
Arbeitsbedingungen.

Somit gefährdet das Konsumverhal-
ten von bestimmten Bevölkerungstei-
len bereits heute die Möglichkeiten ei-
nes guten Lebens von anderen Bevöl-
kerungsgruppen.

Die Frage nach dem Warum

Wenn man sich die ökologischen und 
sozialen Konsequenzen unseres Kon-
sums vor Augen führt, muss man sich 
die Frage stellen, warum wir so und 
nicht anders konsumieren. Dabei wird 
schnell klar, dass unser Konsum in den 
westlichen Gesellschaften schon lange 
nicht mehr allein der Sicherung unseres 
Überlebens dient. Dies verrät bereits ein 
Blick in die überfüllten Supermarktre-
gale oder die ausufernde Werbung, die 
tagtäglich auf uns einprasselt. Obwohl 
unser Konsum demnach oftmals we-
niger auf „müssen“, als auf „wollen“ 
beruht, reicht das relativ weit verbrei-
tete Wissen über die schlechten öko-
logischen und sozialen Konsequenzen 
von Billigfleisch und Billigkleidung of-
fensichtlich nicht aus, eine Nachhaltig-
keitstransformation im Konsum herbei-
zuführen. Und selbst wenn wir indivi-
duell unser eigenes Konsumverhalten 
entsprechend verändern wollen, wird 

uns dies durch fehlende oder gar irre-
führende Informationen, wie etwa in-
transparente Bio-Siegel, und andere 
strukturelle Hürden erschwert.

Wir müssen zunächst den Fokus 
zurück zum eigentlichen Ziel des Kon-
sumierens lenken, um die aktuellen, 
nicht-nachhaltigen Konsummuster auf-
zubrechen und das Konzept eines nach-
haltigen Konsums entwerfen zu können. 
Dafür kann auf eine Unterscheidung 
zwischen menschlichen Grundbedürf-
nissen und den Mitteln ihrer Erfüllung 
zurückgegriffen werden.

Grundbedürfnisse („needs“) sind 
universelle, fundamentale und un-
erlässliche Bedingungen für ein gu-
tes Leben. Zahlreiche Wissenschaft
ler*innen und Denker*innen haben sich 
bereits mit den grundlegenden Bedin-
gungen des Lebens beschäftigt und 
verschiedene zentrale Aspekte identi-
fiziert. Auch wenn es keine absolu-

	 2018 war das nachhaltig 
nutzbare Rohstoffbudget 
des Jahres bereits 
nach sieben Monaten 
aufgebraucht



SchwerpunktthemaSchwerpunktthema

26 MOSINTERNATIONAL 13. Jg. (2019) Heft 1

te Auflistung aller menschlichen Be-
dürfnisse gibt, so gehören etwa Nah-
rung, Unversehrtheit und Sicherheit, 
aber auch soziale Beziehungen, An-
erkennung und Selbstverwirklichung 
zu allgemein anerkannten Grundbe-
dürfnissen. Alle Individuen müssen die 
Chance haben, diese zu befriedigen, um 
ein gutes Leben führen zu können (vgl. 
u. a. Di Giulio et al. 2011).

Diese unersetzbaren Grundbedürf-
nisse stellen Ziele dar, die von den Mit-
teln ihrer Erfüllung („satisfiers“) abzu-
grenzen sind. Diese Mittel sind stark 
kontextabhängig und variieren von 
Person zu Person, im Gegensatz zu der 
Universalität der Grundbedürfnisse. Zu 
diesen Mitteln gehören auch Konsum-
güter. Dies kann etwa ein bestimmtes 
Auto sein, welches als Instrument zur 
Erfüllung eines Bedürfnisses nach An-
erkennung gekauft wird. Häufig wer-
den die konkreten Mittel anstelle der 
Ziele des Konsums in den Fokus der 
Überlegungen über ein gutes Leben ge-
stellt. Es wird somit weniger hinter-
fragt, zu welchem Zweck ein bestimm-
tes Produkt gekauft wird, sondern das 
Produkt oder der Kaufakt, die eigent-
lich nur Mittel sind, werden zum 
Selbstzweck. Die Trennung zwischen 
Grundbedürfnis und den Mitteln zu ih-
rer Erfüllung ist jedoch zentral für die 
Debatte um nachhaltigen Konsum. Auf 
diese Weise können wir darüber nach-
denken, warum wir konsumieren, und 
dadurch grundlegende Konsummuster 
in Frage stellen. So kann beispielswei-
se das Bedürfnis der Anerkennung 
nicht ausschließlich über ein bestimm-
tes Auto erfüllt werden, sondern etwa 
auch – und dabei langfristiger und res-
sourcenschonender – über die Vertie-
fung sozialer Beziehungen.

Die Art und Weise, wie wir kon-
sumieren, d. h. welche Mittel wir zur 
Erfüllung unserer Grundbedürfnis-
se und Wünsche heranziehen, ist ge-
prägt durch die Strukturen, in denen 
wir leben. So ist der ressourceninten-
sive Lebensstil und das Streben nach 
einem ‚Immer-mehr‘ in den westlichen 
Gesellschaften tief in den kollektiven 

Wertvorstellungen und sozialen Be-
ziehungen verankert. Dieses Phäno-
men wird im Konzept der Konsumge-
sellschaft („consumer society“) erfasst. 
Dabei handelt es sich um Gesellschaf-
ten, in denen Eigentum einen hohen 
Stellenwert einnimmt und Wohlbefin-
den oftmals mit dem Besitz von Gütern 
gleichgesetzt wird (vgl. Cambridge Uni-
versity Press 2017; Fuchs et al. 2017). 
Zudem dienen Konsumakte oftmals 
als Ausdruck von Zugehörigkeit und 
Status. Auf diese Weise beeinflussen 
sie maßgeblich die Wahrnehmung und 
Konstruktion der eigenen sowie ande-
rer Identitäten. Die Befriedigung von 
Bedürfnissen aller Art, etwa von Krea-
tivität, Kontrolle oder Anerkennung, 
wird in der Konsumgesellschaft in vie-
len Fällen über materiellen Konsum zu 
erreichen versucht. Dieser verspricht 
durch den Kauf bestimmter Produkte 
die sofortige Erfüllung von Wünschen. 
Tritt der angestrebte und in der Wer-
bung vielfach beworbene Effekt nicht 
ein, wird versucht, durch noch mehr 
Konsum das gewünschte Ergebnis zu 
erreichen. Oftmals vergeblich. Denn 
Bedürfniserfüllung benötigt häufig 
mehr als eine rein materielle Kompo-
nente, etwa Aufmerksamkeit und Zeit.

Konsum umfasst somit vielfältige 
Funktionen: Wir konsumieren nicht 
nur um grundlegende menschliche 
Erfordernisse, wie Nahrungsaufnah-
me, zu ermöglichen, sondern auch um 
soziale Bedürfnisse, etwa nach Identi-
tät oder Anerkennung, zu erfüllen. So-
mit lässt sich Konsum nicht nur auf 
den reinen Kaufakt beschränken, son-
dern ist eng mit sozialen Interaktionen 
und gesellschaftlichen Wertvorstellun-
gen verknüpft.

So gilt ein hohes Maß an Konsum-
möglichkeiten oft als Indikator für ein 
gutes Leben und eine erstrebenswerte 

Gesellschaft. Zielvorstellungen wie 
Wohlstand, Freiheit und Zufriedenheit 
werden mit Konsummöglichkeiten 
gleichgesetzt. Dabei wird im Sinne ei-
ner Wachstums- und Steigerungslogik 
die Idee verfolgt, dass mehr Konsum 
auch zu mehr Wohlstand führt. Die 
Steigerung der Kaufkraft wird auch in 
vergleichsweise reichen Gesellschaften 
als wichtiges Maß für eine Verbesse-
rung der Lebensqualität und als Bedin-
gung für eine florierende Wirtschaft 
angesehen. Die stetige Steigerung des 
Wirtschaftswachstums, gemessen am 
Anstieg des Bruttoinlandsprodukts 
(BIP), steht häufig im Zentrum politi-
scher Maßnahmen.

Dabei beruht auch unser Wirt-
schaftssystem auf einem entsprechen-
den Modell: der Massenproduktion für 
den Konsum. In vielen Bereichen über-
steigt dabei das Angebot die Nachfrage, 
so dass diese mit entsprechender Wer-
bung gesteigert werden muss. Trotzdem 
bleiben große Mengen von Lebensmit-

teln, Kleidung und anderen Produk-
ten unverkäuflich bzw. können nur 
mit entsprechend dramatischen Preis-
nachlässen (in zum Teil nachgeordne-
ten Märkten) verkauft werden. Aber 
auch dieser „Schwund“ ist schon Teil 
des Systems und einkalkuliert.

Somit stellt permanent steigender 
Konsum ein in Gesellschaft, Politik und 
Wirtschaft tief verankertes Ziel dar. Die 
Logik, die hinter diesem Ziel steht, findet 
Ausdruck in einer ‚Immer-mehr‘-Hal-
tung. Mehr Produkte, mehr Auswahl, 
mehr Funktionen, mehr Möglichkeiten. 
Diese Konsummuster werden durch viel-
fältige Rahmenbedingungen und Ein-
flussfaktoren stets bestärkt und dadurch 
gefestigt. Zu diesen gehören etwa die 
omnipräsente Werbung oder die Aus-
weitung der Laden-Öffnungszeiten (in-
zwischen übertroffen von dem jederzeit 

	 Die Art unseres Konsums 
ist gesellschaftlich 
verankert in kollektiven 
Wertvorstellungen und 
sozialen Beziehungen

	 Die Steigerung von 
Kaufkraft und Konsum-
möglichkeiten wird mit 
verbesserter Lebens
qualität gleichgesetzt
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möglichen Internet-Shopping), welche 
Konsum allgegenwärtig machen und 
diesen zu jeder Zeit ermöglichen. Und 
auch durch das Produktdesign können 
Verbraucher*innen zu mehr Konsum an-
getrieben werden: Wenn etwa defekte 
Einzelteile nicht ausgetauscht oder re-
pariert werden können, oder nur mit un-
verhältnismäßigem Aufwand, und somit 
das alte Produkt durch ein neues ersetzt 
werden muss.

Das Verständnis der tiefen Veranke-
rung von Konsum in unseren Gesell-
schaften, seine Verknüpfung mit Vor-
stellungen vom guten Leben und die 
Aufdeckung der Strukturen, die die 
problematischen Konsummuster stetig 
bestärken, sind zentral für die Analy-
se einer Transformation hin zu nach-
haltigem Konsum.

Möglichkeiten einer Transformation zum nachhaltigen Konsum?

Die Notwendigkeit einer Umgestaltung 
der gesellschaftlichen und wirtschaftli-
chen Produktions- und Konsumprozes-
se wird bereits seit Jahrzehnten durch 
Expert*innen verschiedenster Diszipli-
nen hervorgehoben. Der Club of Rome 
legte in seinem Bericht „Die Grenzen 
des Wachstums“ schon im Jahre 1972 
offen, inwiefern ein Wirtschaftssys-
tem, welches auf endlichen Ressour-
cen basiert, nicht zugleich unendliches 
Wachstum verfolgen kann, und forder-
te zum Umdenken auf (vgl. Meadows 
et al. 1972). Auch der Wissenschaftli-
che Beirat der Bundesregierung Globa-
le Umweltveränderungen (WBGU) stellt 
in dem Gutachten zur „Großen Trans-
formation“ (2011) die Notwendigkeit 
einer Umgestaltung hin zu nachhalti-
gen Gesellschaften, die innerhalb der 
planetarischen Grenzen operieren, ins 
Zentrum der Betrachtung.

Im Fokus vieler Maßnahmen, die 
mehr Nachhaltigkeit im Konsumbe-
reich anstreben, steht die Steigerung 
der Ressourceneffizienz von Konsum. 
Mit anderen Worten soll ein gewünsch-
tes Konsumziel mit einem geringeren 
Ressourcenverbrauch erreicht werden. 
Solche Maßnahmen, die ‚grünen Kon-
sum‘ fördern, spiegeln sich etwa in der 
Fülle von als ‚nachhaltig‘ zertifizierten 
Produkten wider, die mit (oftmals in-
transparenten) Siegeln ausgestattet 
sind. Allerdings haben die Entwicklun-
gen der letzten Jahrzehnte vielfach ge-
zeigt, dass die so erzielten Einsparun-
gen fast immer durch sogenannte Re-

bound-Effekte aufgehoben werden. 
Produkte werden zwar effizienter her-
gestellt oder sind effizienter in der Nut-
zung, dafür wird aber insgesamt mehr 
konsumiert. So sind beispielsweise 
Kühlschränke energieeffizienter ge-
worden, wodurch sie für die gleiche 
Kühlleistung deutlich weniger Ressour-
cen benötigen als noch vor 50 Jahren, 
dafür sind die verkauften Geräte heut-
zutage deutlich größer und bieten mehr 
energieintensive Zusatzleistungen, wo-
durch ihre Nutzung insgesamt ressour-
cenintensiver wird. Auch steht mitt-
lerweile in vielen Einfamilienhäusern 
ein zweiter Kühlschrank zur Kühlung 
der Getränke im Keller. Eine Entwick-
lung, die den rasanten Konsumanstieg 
deutlich macht. Der Fokus auf eine rei-
ne Effizienzsteigerung reicht also nicht 
aus.

Im Sinne einer Transformation hin 
zu nachhaltigem Konsum, müssen Ef-
fizienzbestrebungen deshalb mit Suf-
fizienzansätzen einhergehen. Suffizi-
enz zielt auf Ressourceneinsparungen 
durch die Regulierung des Maßes an 
Konsum ab. Durch reduzierte Konsum-
mengen oder gar Verzicht auf bestimm-
te Konsumgüter kann der Ressourcen-

verbrauch absolut gesenkt werden. 
Suffizienzansätze rücken dabei die Fra-
ge nach der Angemessenheit der Menge 
an Konsum in den Fokus. Durch die Be-
rücksichtigung etwa ökologischer und 
ethischer Argumente sowie die Hinter-
fragung des Zwecks von Konsumakten, 
können Grenzen des Konsums gedacht 
werden. Die gesellschaftliche Diskus-
sion über das ‚richtige‘ Maß an Konsum 
ist hier von zentraler Bedeutung. Die 
Suffizienzidee stellt dabei die Gleich-
setzung von Konsum und Wohlstand in 
Frage und richtet sich klar gegen eine 
blinde ‚Immer-mehr‘-Haltung.

Maßnahmen, die auf eine höhere 
Ressourceneffizienz abzielen und ‚grü-
nen Konsum‘ fördern, lassen sich dem 
politischen Ziel eines schwach nach-
haltigen Konsums zuordnen (vgl. Fuchs 
und Lorek 2005). Durch diesen können 
zwar produktspezifische Ressourcen-
einsparungen eintreten, die eigentli-
chen nicht-nachhaltigen Konsummus-
ter und ihre strukturelle Verankerung 
werden jedoch nicht hinterfragt. Sol-
che Ansätze erfreuen sich großer Be-
liebtheit, weil sie nur geringe Verände-
rungen erforderlich machen; sie sind 
aber auch deshalb weniger polarisie-
rend und politisch leichter umsetzbar, 
weil sie die Verantwortlichkeit auf die 
einzelnen Konsumakte und somit die 
Verbraucher*innen übertragen. In der 
Regel konterkarieren solche Maßnah-
men jedoch realistische Chancen, einen 
nachhaltigen Konsum zu erreichen:
•	 So kann die Fokussierung auf den 

Kauf von als ‚nachhaltig‘ zertifi-
zierten Produkten dazu führen, dass 
‚Nachhaltigkeit‘ auf die Eigenschaft 
eines Produktes reduziert wird. Dies 
ist problematisch, da durch den 
Kauf solcher Produkte Nachhaltig-
keit selbst als konsumierbar gese-
hen und durch einen erhöhten Preis 
sogar als Luxusgut begriffen wer-
den kann. Auf diese Weise bleibt 
nachhaltiges Konsumieren lediglich 
bestimmten Gruppen vorbehalten, 
obwohl eine Transformation zu 
nachhaltigem Konsum alle Bevöl-
kerungsgruppen einbeziehen muss.

	 Die Suffizienzidee stellt die 
Gleichsetzung von Konsum 
und Wohlstand in Frage 
und richtet sich gegen 
eine blinde ‚Immer-mehr‘-
Haltung
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•	 Eine weitere paradoxe Entwicklung 
ist, dass die Verknüpfung von Nach-
haltigkeit mit dem Konsum von 
(spezifischen) Produkten, welcher 
weiterhin der modernen Steige-
rungslogik unterliegt, zu proble-
matischen Fehlschlüssen führt: Es 
entsteht die verbreitete irrige An-
nahme, dass Nachhaltigkeit durch 
den erhöhten Konsum ‚nachhal-
tiger‘ Produkte gesteigert werden 
könnte. Suffizienzansätze machen 
jedoch deutlich, dass steigender 
Konsum keineswegs zu mehr Nach-
haltigkeit führen kann. Jedes zu-
sätzlich konsumierte Produkt, egal 
ob ‚grün‘, ‚nachhaltig‘ oder ‚fair‘, 
muss produziert und transportiert 
werden und verursacht somit auch 
zusätzliche ökologische und soziale 
Kosten. Lediglich der Verzicht auf 

überflüssigen Konsum führt zu ab-
soluten Einsparungen dieser Kosten 
und ist somit der nachhaltigste und 
einfachste Konsumansatz.

Dieser Ansatz, sowie generell der Fo-
kus auf Konsummengen und funda-
mentale Konsummuster, lassen sich in 
dem Konzept eines stark nachhaltigen 
Konsums fassen (ebd.).

Ein konkreter Ansatz, um im Sinne 
der Suffizienz über das richtige Maß 
an Konsum nachzudenken, ist das Kon-
zept der Konsumkorridore. Sie verbin-
den die Idee eines guten Lebens für al-
le unter der Berücksichtigung der be-
grenzten Ressourcen unserer Erde mit 
Gerechtigkeitsvorstellungen und bil-
den somit die Basis für eine Transfor-
mation hin zu einem stark nachhalti-
gen Konsum.

Konsumkorridore

Seit jeher werden Überlegungen ange-
stellt, wie ein gutes Leben in der Ge-
sellschaft ermöglicht werden kann. Der 
grundlegende Anspruch von Indivi-
duen ein Leben zu führen, welches sie 
wertschätzen, findet etwa Ausdruck in 
fundamentalen Zielvorstellungen wie 
„Zufriedenheit“, „Glück“ oder „ho-
he Lebensqualität“. Auch wenn es ei-
ne unbegrenzte Anzahl von spezifi-
schen Ideen von einem guten Leben 
gibt und zahlreiche individuelle, so-
ziale und kulturelle Aspekte diese prä-
gen, können einige zentrale Elemen-
te identifiziert werden, die für einen 
Großteil der Menschen, gelten. So tau-
chen unter dem einen oder anderen Na-
men zum Beispiel immer wieder Be-
dürfnisse wie physische Sicherheit und 
Verpflegung, soziale Einbindung und 
Anerkennung, oder Teilhabe und Kon-
trolle auf den Listen der entsprechen-
den Forscher auf (Costanza et al. 2007). 
Solche Grundbedürfnisse sind univer-
sell, so die Forschung – wir haben sie, 
weil wir Menschen sind. Sie sind in-
sofern auch nicht verhandelbar. Eine 
Annäherung an solch fundamentale 

Komponenten eines guten Lebens ist 
notwendig, damit Gemeinschaften bzw. 
Staaten ihrer Verantwortung entspre-

chend Rahmenbedingungen einfordern 
und schaffen, die für die Erfüllung die-
ser grundlegenden Bedürfnisse heuti-
ger und zukünftiger Generationen not-
wendig sind (Nussbaum 1992).

Auch Gerechtigkeit stellt einen ge-
sellschaftlich relevanten Aspekt dar, 
der bereits seit Jahrhunderten von 
Denker*innen weltweit thematisiert 
wird. In der empirischen Wissenschaft 
konnte aufgezeigt werden, dass das 
Streben nach Gerechtigkeit in Gesell-
schaften tief verankert ist (vgl. Schwartz 
1994). So belegen etwa Studien, dass 
nicht-individualistische Einstellungen 
stärker ins Gewicht fallen als eigennüt-
zige Interessen, wenn es um umweltpoli-
tische Entscheidungen geht (vgl. Defila, 
Di Giulio und Schweizer 2018). In Ver-
bindung mit der Idee eines guten Lebens 
und der Nachhaltigkeit rückt hierbei die 
Begrenztheit der Ressourcen in den Fo-
kus. Viele Ressourcen, sowohl natürliche 
als auch gesellschaftliche, die Menschen 
zur Realisierung eines guten Lebens be-
nötigen, sind nicht unerschöpflich. Die 
Ermöglichung eines guten Lebens für 
alle heutigen sowie zukünftig lebenden 

Quelle: nach Di Giulio und Fuchs 2014.
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Menschen, auch wenn dies mit Ein-
schränkungen individueller (Konsum-)
Präferenzen einhergeht, entspricht so-
mit einem gesellschaftlich verankerten 
Gerechtigkeitsverständnis, welches über 
reinen Eigennutzen hinausgeht.

Diese beiden gesellschaftlich fun-
damentalen Ideen des Anspruchs auf
•	 ein gutes Leben und auf
•	 soziale Gerechtigkeit
dienen als Ausgangsüberlegungen für 
eine Konzeption von nachhaltigem 
Konsum. Zusammengenommen kön-
nen sie die Basis für eine Vision von 
einem guten Leben für alle heute und 
in der Zukunft bilden, welche eine Al-
ternative zu der ‚Immer-mehr‘-Haltung 
der aktuellen Konsummuster darstellt.

•	 Wenn zu einem guten Leben die 
Möglichkeit der Befriedigung un-
serer grundlegenden, nicht verhan-
delbaren Bedürfnisse gehört, dann 
können wir darauf aufbauend auf 
ein Mindestmaß an Konsummög-
lichkeiten schließen, welches für ein 
gutes Leben notwendig ist.

•	 In einer begrenzten Welt ist die Si-
cherstellung dieses Mindestmaßes 
an Konsum für alle, die jetzt oder 
in Zukunft leben, gleichzeitig mit 
der Notwendigkeit eines Maximal-
maßes an Konsum verbunden. Nur 
so kann sichergestellt werden, dass 
der Konsum einzelner Individuen 
bzw. Gruppen nicht die Chancen an-
derer gegenwärtig oder zukünftig 

lebender Individuen auf ein gutes 
Leben zerstört.

Durch diese minimalen und maxima-
len Konsumstandards werden Korrido-
re definiert, in denen nachhaltiger Kon-
sum möglich ist. Innerhalb der Grenzen 
des Konsumkorridors können die Indi-
viduen frei handeln und ihre Bedürf-
nisse mit den Mitteln ihrer Wahl erfül-
len. Somit werden nicht nur die fun-
damentalen Grundbedürfnisse, deren 
Erfüllung für ein gutes Leben für alle 
Menschen essentiell ist, sondern auch 
die individuellen Präferenzen, was die 
Wahl der Mittel ihrer Erfüllung betrifft, 
berücksichtigt.
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Dabei ist zu beachten, dass Kon-
sumkorridore keine universellen oder 
statischen Konstrukte darstellen. Die 
minimalen und maximalen Konsum-
standards müssen zunächst gesell-
schaftlich ausgehandelt und dann ste-
tig kontrolliert und angepasst werden. 
Veränderungen wie neue wissenschaft-
liche Erkenntnisse oder Technologien, 
aber auch gesellschaftlicher Wandel 
müssen dabei berücksichtigt werden 
und in die Konzeption der Korridore 
einfließen.

Konsumkorridore bieten einen zen-
tralen Baustein für nachhaltigen Kon-
sum, indem sie die Rahmenbedingun-
gen festlegen, die allen Menschen jetzt 
und in der Zukunft die Chance auf ein 
gutes Leben ermöglichen.

Fazit: Herausforderungen der Transformation

Die Transformation der aktuellen Kon-
summuster und ihre Neuausrichtung zu 
mehr Nachhaltigkeit stellt eine große 
Chance der Ermöglichung eines guten 
Lebens für heutige und zukünftige Ge-
nerationen dar:
•	 Die derzeitige gesellschaftliche und 

politische Verankerung von stetig 
steigendem Konsum erfordert je-
doch ein umfassendes Umdenken 
und tiefgreifende strukturelle Ver-
änderungen.

•	 Dabei bietet die individuelle Ebene 
wichtige Ansatzpunkte. Allerdings 
darf die Einzelperson nicht auf die 
Rolle des Verbrauchers/der Verbrau-
cherin beschränkt werden, sondern 
muss nicht zuletzt in ihrer Funktion 
als Bürger*in einbezogen werden.

•	 Die Umsetzung von weitreichenden 
Veränderungen für nachhaltigen 
Konsum benötigt darüber hinaus 

vor allem kollektive Verbindlich-
keit und daher politische Lösungen. 
Diese können von den Bürger*innen 
eingefordert und müssen von ihnen 
mitgestaltet werden.

•	 So sind beispielsweise inklusive, 
weitreichende gesellschaftliche De-
batten über ein ‚gutes Leben‘, ‚Ge-
rechtigkeit‘ und damit einhergehend 
über das ‚richtige‘ Maß an Konsum 
unabdinglich.

•	 Die so diskutierten Standpunkte 
müssen in Minimal- und Maximal-
standards des Konsums transferiert 
und politisch umgesetzt werden.

Dabei handelt es sich um einen um-
fassenden und anspruchsvollen Pro-
zess, wodurch die Transformation zu 
nachhaltigem Konsum gewiss auch ei-
ne Herausforderung darstellt. Nichts-
destotrotz ist das Meistern dieser He-

rausforderung notwendig für eine 
Welt, in der alle Menschen heute und 
in der Zukunft ein gutes Leben füh-
ren können, und insofern mehr als 
wünschenswert.

	 Konsumkorridore müssen 
gesellschaftlich 
ausgehandelt und stetig 
kontrolliert und angepasst 
werden
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Welche Finanzmarktpolitik 
brauchen wir für 
die öko-soziale Wende?
Kernpunkte einer nationalen und internationalen Reorganisation

Das gegenwärtige Geld- und Finanzsystem ist überdimensioniert, überkomplex und 
wachstumsorientiert. Im folgenden Beitrag werden einige grundsätzliche Reformen 
vorgeschlagen, die zur Vermeidung weiterer Finanzkrisen und zu einer öko-sozialen 
Wende beitragen sollen: die Einführung eines Vollgeldsystems (Geldschöpfung nur 
mehr durch die Zentralbank) oder zumindest ein Trennbankensystem, d. h. die Abtren-
nung der Investmentbanken; die teilweise Finanzierung des ökologischen Umbaus 
durch „Schenkgeld“ der Zentralbank (keine Rückzahlungsverpflichtung); das Verbot 
von Leerverkäufen und Kreditausfallversicherungen; die Entflechtung der Megaban-
ken und Kontrolle der Schattenbanken; die Einführung einer Finanztransaktionssteuer, 
von Volksaktien und einer Mindesthaltedauer von einem Tag.

Die Menschheit steht vor ihrer größ-
ten Herausforderung. Sie muss al-

les infrage stellen, worauf unser glo-
bales Gesellschafts- und Wirtschafts-
system bisher beruht, u. a. weitgehende 
persönliche Handlungsfreiheit, Markt-
wirtschaft, Konsumdemokratie und 
Wirtschaftswachstum. Wir sind mit-
ten in der ökologischen Apokalypse an-
gekommen (siehe die ungeschminkte 
Analyse des Generalsekretärs des Club 
of Rome Graeme Maxton 2018). Im Fol-

genden werden v. a. grundsätzliche Re-
formen des Geld- und Finanzsystems 
zur Beförderung einer öko-sozialen 
Wende (ÖSW) beschrieben. Sie könn-
ten erste Schritte in Richtung eines ra-
dikalen Umschwenkens ab heute und 
innerhalb des noch bestehenden Zeit-
fensters von 5–10 Jahre sein, neben 
anderen Maßnahmen, die z. B. zu einer 
Halbierung des Ressourcenverbrauchs 
Deutschlands im Rahmen einer Post-
wachstumsökonomie führen.

Das fragwürdige Geld- und Finanzsystem der Gegenwart

Ein notwendiger Baustein für eine ÖSW 
besteht in drastischen Reformen der 
Geld- und Finanzsphäre, die spätestens 
seit den 1970er Jahren auf Schulden 
und Kredite, Expansion der Transakti-
onsvolumina von Finanztiteln, zuneh-
mende Komplexität, Differenzierung 
und Beschleunigung (algorithmischer 
Handel in Millisekunden) angelegt ist. 
Ohne Übertreibung lässt sich feststel-

len, dass ihre heutigen Grundstruktu-
ren zu den Zielen einer ÖSW im dia-
metralen Gegensatz stehen. Daran hat 
sich auch nach den Reförmchen im Ge-
folge der großen Finanzkrise seit 2007 
nichts Wesentliches geändert (Peukert 
2017). So liegt der Zielwert des (unge-
wichteten) Eigenkapitals als Verlust-
stoßdämpfer trotz Basel III bei ganzen 
drei Prozent. Sinken die Vermögens-

werte der Banken also um drei Prozent, 
wären sie eigentlich pleite – wenn es 
„den Steuerzahler“ nicht gäbe.

So wundert es nicht, dass die vor-
herrschenden Strukturen des labilen 
und schwankenden Geld- und Finanz-
systems von vielerlei Seiten in Frage 
stehen und selbst Politikdarsteller über 
die nächste Krise orakeln. Angesichts 
eines Verschuldungsgrades, der welt-
weit noch nie so hoch lag, wundert 
das nicht: Trotz aller Spar- und Aus-
teritätsaktivitäten liegt er deutlich über 
300 Prozent aller vier Sektoren (Staa-
ten, Haushalte, Unternehmen, Finanz-
bereich). Allerdings wird die Reform-
debatte kaum aus Sicht der ÖSW ge-
führt, aus deren Blickwinkel bestenfalls 
eine – wenngleich oft gut begründe-
te – Zinskritik oder die Befürwortung 
von Regiogeld eingebracht wird (Ken-
nedy 2012). Doch der Übergang zu ei-
ner ÖSW wird auch die Entwicklung 
von neuen Strukturen erfordern, die 
so globalisiert und abstrakt sind wie 
die des heutigen weltweiten Kapita-

Helge Peukert
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lismus. In diesem Beitrag wird über-
legt, welche Strukturreformen auf der 
Makroebene in diesem Systemrahmen 
machbar und sinnvoll wären, um sich 
nicht allzu weit von den Überlegun-
gen der DBK-Sachverständigengrup-
pe „Weltwirtschaft und Sozialethik“ 
zu entfernen.

Als Ausgangspunkt der Überlegun-
gen soll die hoffnungsfroh stimmende 
Erkenntnis stehen, dass bestehende 
Geldsysteme und die Gestaltung der Fi-
nanzsphäre nicht „natürlich“ und durch 
ihre Funktionen sachlich kaum verän-
derbar vorgegeben sind, sondern es sich 
um soziale Konstrukte und Artefakte 
handelt. So ist Geld seinem Wesen nach 
nicht ein nur ein neutrales, für jeden 

praktisches Tauschmedium, sondern sei-
ne jeweilige Ausformung kann überra-
schend unterschiedlich ausfallen (siehe 
wirtschaftshistorisch Martin 2014). Sei-
ne Ausprägung beeinflusst maßgeblich 
die Gesellschaft als Ganzes und ihre 
Macht-, Herrschafts- und Verteilungs-
verhältnisse und nicht zuletzt ihren Grad 
der Nachhaltigkeit.

Im heutigen Papiergeldstandard be-
ruht beliebig vermehrbares Geld auf 
einem Vertrauensverhältnis, das nicht 
durch Realwerte (z. B. Gold) gedeckt 
ist. Seine reale Grundlage beruht auf 
Zugriffsansprüchen auf das reale So-
zialprodukt.
•	 Einerseits hängen Güter und Dienst-

leistungen von verwertbarer (nied-
rig entropischer) Energie und natür-
lichen, sich nicht reproduzierenden 
Ressourcen (Rohstoffe) ab; es gelten 
die Gesetze der Thermodynamik.

•	 Andererseits unterliegt das Kredit-
volumen per (Papier-)Geldschöp-
fung keiner natürlichen Begren-
zung und kann potentiell unbe-
grenzt ausgedehnt werden.

Daher kann es leicht zu einem Konflikt 
zwischen symbolischen Anspruchs-
rechten und ihrer realen Erfüllbarkeit 
und Deckung kommen (Soddy 2014 
[11934]); hinzu kommt noch das Pro-
blem der begrenzten Aufnahme- und 
Abbaukapazität der Abfälle inklusive 
CO2-Problematik plus Artenschwund. 
ÖSW-Ökonomen fragen daher im Un-
terschied zur weltweit vorherrschen-
den Expansionsphilosophie,
•	 wie solche Überdehnungen durch 

Reformen des Geld- und Finanzsys-
tem begrenzt werden können und

•	 nicht, wie man durch deregulier-
te Finanzmärkte, niedrige Zinsen 
usw. möglichst hohe Wachstums-
raten generieren kann.

Nicht eine Vermehrung des Güter- und 
Dienstleistungsberges ist das Ziel, son-
dern das Leben in einer nachhaltigen 
und gerechten Gesellschaft. Durch die-
se Blickrichtung kommen auch ansons-
ten ausgeklammerte und für selbstver-
ständlich gehaltene Fragen ans Licht.

Eine selten angemessen themati-
sierte (Macht-)Frage bezieht sich z. B. 
bereits auf das Emissionsrecht:
•	 Wer hat eigentlich das Privileg, Geld 

zu „schöpfen“?
•	 Wer ist berechtigt, an sich wert- und 

fast kostenlose Scheine zu drucken 
und diese gegen wertvolle Produkte 
einzutauschen?

•	 Wer entscheidet, wem Kaufkraft 
durch Geldschöpfung (zuerst) zu-
fließt?

•	 Wer setzt den Knappheitsanker des 
heute potentiell unendlich vermehr-
baren Geldes und wer trägt schließ-
lich die Risiken, wenn hier über die 
Stränge geschlagen wird?

Heute entscheiden Privatbanken dar-
über, wer Kredite zur Herstellung von 
Gütern und Dienstleistungen bekommt, 
ein ökologisches Primat gibt es hier-
bei sicher nicht. In der momentanen 
Spielanordnung wäre dies auch nicht 
ihre Aufgabe.

Fragen wie der des Emissionsprivi-
legs werden übrigens auch in den Lehr-

büchern der Volkswirtschaftslehre sel-
ten klar gestellt (Peukert 2018), was 
natürlich v. a. den Interessen der Fi-
nanzgroßwirtschaft und der Wohlha-
benden entgegenkommt. Da schein-
bar naturgegeben, kann man die 
Feinjustierung getrost den gelehrten 
Wissenschaftler(inne)n, dem Polites-
tablishment, der Finanzgroßwirtschaft 
und den sie liquide haltenden Zentral-
banken unter mehr oder minder klamm-
heimlicher Zustimmung der profitie-
renden Wohlhabenden überlassen. In 
Reaktion auf das gegenwärtige welt-
weite Wanken des Finanzkartenhauses 
befürchten nicht wenige ein sich im-
mer deutlicher abzeichnendes transde-
mokratisches, neofeudales Kartell, das 
vom Durchschnittsbürger in der simu-
lativen Demokratie solange akzeptiert 
wird, wie seine Konsumwünsche nicht 
relevant eingeschränkt werden. Wenn 
es ihm zu prinzipienlos wird, scheint er 
zur Kompensation des Gefühls von Kon-
trollverlusten zunehmend auf rechtsna-
tionale Rhetorik zu setzten.

Mit John Kay (2015) kann das heu-
te vorherrschende Geld- und Finanz-
system ganz allgemein als ein selbst-
referentielles, komplexes, nichtlineares, 
hypersensitives System mit positiven 
Feedbacks (Selbstverstärkern) beschrie-
ben werden, das ohne regulatorisch 
beherzte Einbettung ständig zu ma-
nisch-depressiven Expansionen und 
Kontraktionen mit immensen Res-
sourcenverschwendungen und kultu-
rell problematischen Mentalitätsaus-
prägungen neigt. Um nur ein Beispiel 
anzuführen: Wenn Äpfel teurer wer-
den, kaufen die Menschen mehr Bir-
nen und es werden mehr Apfelbäu-
me angepflanzt (eine „negative“, aus-
gleichende Rückkoppelung). Steigen 
die Aktienkurse, werden Aktien mehr 
nachgefragt, die Kurse steigen weiter 
und die Manager veranstalten Akti-
enrückkaufe anstatt neue zu emittie-
ren (eine „positive“, selbstverstärken-
de Rückkoppelung).

Aus Sicht einer ÖSW bedeutet dies 
für die generelle Stoßrichtung von 
Geld- und Finanzmarktreformen:

	 Geldsysteme und 
Finanzstrukturen sind 
weder naturgegeben noch 
unveränderbar, es sind 
soziale Konstrukte, die sich 
reformieren lassen
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•	 vereinfachen, entschleunigen, real-
ökonomisch erden und von Wachs-
tumstreibern befreien (siehe w. u. die 
Bemerkungen zu Zinsen);

•	 einfache Strukturreformen statt 
komplizierter, undemokratisch-un-
übersichtlicher und bürokratischer 

Detailregulierungen (die das System 
noch komplexer machen);

•	 den Expansionsdrang und die Un-
übersichtlichkeit, die Vergeudung 
von Ressourcen und „Humankapi-
tal“ reduzieren.

Die Geldschöpfung – ein archimedischer Punkt

Eines der wichtigsten Probleme heu-
tiger Geldsysteme ist die Geldschöp-
fung. Sie liegt nicht in der Hand der 
Zentralbanken oder der Regierungen, 
wie die meisten Menschen laut Umfra-
gen glauben. Sie wird vielmehr durch 
gewinnorientierte private Banken per 
Kreditvergabe an ihre Kunden vorge-
nommen. Das führt immer wieder zu 
ausgeprägten Kreditzyklen und birgt 
die Gefahr schwerwiegender Finanz-
krisen. Dies wird auch von Seiten vie-
ler Standardökonomen nicht bestrit-
ten. Ohne die gigantische Kreditverga-
be z. B. spanischer Banken hätte man 
nicht die letzten schönen Küstenstrei-
fen Spaniens zubetonieren können. Oh-
ne demokratische Kontrolle der Kre-
ditvergabe privater Banken und ohne 
Konsumeinschränkung bleiben Inves-
titionen, die einen Mehrverbrauch von 
Ressourcen nach sich ziehen und den 
Zielen einer ÖSW zuwider laufen, un-
gebremst.

Mit einer ein- bis zweiprozentigen 
Mindestreservepflicht an Zentralbank-
geld und einer weiten Verbreitung des 
bargeldlosen Zahlungsverkehrs kann 
sich die Geldschöpfung durch Kredit-
vergabe der Banken verselbständigen 
und in der Gesellschaft zu einer regel-
recht manischen Konsum- und Fehlin-
vestitionsmentalität führen. Mindest-
reserve- und Liquiditätsbedarf stellen 
beim derzeitigen Verhalten der Zen-
tralbanken als Bank der Banken kein 
Problem dar. Sie decken jederzeit den 
Liquiditätsbedarf der Banken ab und 
beeinflussen deren Kosten bestenfalls 
über die Zinsen.

Die Banken, die (Finanzgroß-)Wirt-
schaft, der Staat, die Zentralbanken 

und etwas indirekter die Reichen und 
Wohlhabenden (Geldeinschuss durch 
Zentralbanken bewirken höhere Ak-
tienkurse und somit Vermögen) sind 
hierbei in einer Wachstumsspirale ver-
bunden: Geld kommt nur als Kredit in 
die Welt, der mit Zinsen zurückgezahlt 
werden muss. Dies setzt meist, sofern 
es sich nicht um mehr oder minder 
spekulative Preissteigerungen handelt, 
ein Ressourcen verbrauchendes reales 
Mehrprodukt voraus, um Kredit und 
Zins zurückzahlen zu können. Mit der 
Rückzahlung eines Kredits schrumpft 
auch die gesamte Geldmenge. Werden 
nicht ständig neue Kredite aufgenom-
men, resultieren eventuell eine Defla-
tion und Rezession.

Hinzu kommt: Da der Staat die 
Wohlhabenden nicht angemessen zu 
besteuern wagt, die Mittelschicht be-
reits genug belastet ist und die unte-
ren 30  Prozent mangels ausreichen-
dem Einkommen keine Steuern zahlen, 
verschuldet er sich durch die Ausga-

be von Staatsanleihen, die die Ban-
ken mit „aus dem Nichts“ geschöpftem 
Geld kaufen. Dadurch machen sich der 
Staat bzw. unsere Volksvertreter in ih-
ren Handlungen unmittelbar abhängig 
vom Wohlwollen der Finanzbranche, 
um die ständige Refinanzierung der 
Staatsschulden durch Anschlusskredite 
sicherzustellen. Der Staat ist abhängig 
von einer florierenden Wachstumswirt-
schaft, damit der Tropf der Steuerein-
nahmen nicht versiegt.

Die Banken, um das oben bezeich-
nete Zusammenspiel fortzusetzen, kön-
nen die Staatsanleihen (für die sie bis 
dato kein Eigenkapital bevorraten müs-
sen) über die Hauptrefinanzierungsge-
schäfte an die EZB geben, um Zen-
tralbankgeld zu bekommen und z. B. 
ihre Mindestreservepflicht erfüllen, 
um dann erneut Staatsanleihen kau-
fen zu können. Unserem Geldsystem 
liegt ein Schneeballsystem zugrunde, 
das den Zielen einer ÖSW entgegen-
gesetzt ist. Zentralbanken stellen sich 
dem Geld- und Kreditexpansionspro-
zess, der endogen durch die Privat-
banken bestimmt wird, normalerweise 
nicht in den Weg. Sie ermöglichen die 
gewünschte Liquidität. Zwar könnten 
sie sich durch quantitative Begrenzun-
gen der Zuteilung von Zentralbankgeld 
widersetzen, würden sich damit aber 
dem Vorwurf aussetzen, Sand ins Ge-
triebe zu streuen.

Geldschöpfungsprozess nach demokratischen und 
ökologischen Kriterien?

Wie könnte eine demokratische, öko-
logische und transparente Lösung des 
Geldschöpfungsprozesses aussehen? 
Da Geld ein öffentliches Gut ist, sollte 
über seine „Produktion“ nicht privat-
wirtschaftlich entschieden werden. Ei-
ne radikale Alternative besteht im Voll-
geld (Huber 2016), das zu einer Gleich-
stellung von Zentralbank- und 
Giralgeld führt. Bei der Vollgeld-Lö-
sung wird alles Geld ausschließlich von 
der Zentralbank geschöpft, also nicht 

nur wie heute Münzen und Bankno-
ten, die nur fünf Prozent der relevan-
ten Geldmenge ausmachen. Dazu ge-
hören auch die Sichtguthaben (jeder-
zeit verfügbare Bankguthaben), die 
unter Vollgeld-Bedingungen ebenfalls 
zu vollwertigen gesetzlichen Zahlungs-
mitteln werden (zum besseren Ver-
ständnis siehe die Erläuterungen bei 
monetative.de). Konkret: Wenn ein 
Kontoinhaber 500 Euro als Banknoten 
auf sein Girokonto einzahlt, muss die-
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ses Vollgeld auch zu 100 Prozent dort 
verwahrt werden. Es ist aus der Bank-
bilanz herauszutrennen; diese Gelder 
sind selbst dann noch vorhanden, wenn 
die Bank Pleite gehen sollte.

Auf Girokonten wird es in einem 
Vollgeldsystem daher wohl keine Zin-
sen mehr geben, da die Banken das 
Geld nur verwahren (reine Tresorfunk-
tion). Werden die 500 Euro alternativ 
auf ein Sparkonto eingezahlt, so kann 
die Bank dieses Geld als Kredit aus-
geben. Auch im Vollgeldsystem füh-

ren die Banken stets die Prüfung der 
Kreditwürdigkeit durch und sie haften 
bei Kreditausfällen. Sie haben aber das 
für sie wertvolle Geldschöpfungspri-
vileg verloren. Jedem Kreditvorgang 
muss jetzt ein Sparvorgang vorausge-
hen. Aus Sicht der ÖSW hat dies den 
Vorteil, dass einem umweltbelastenden 
Investitionsvorgang vorab ein Kon-
sumverzicht korrespondiert. Ganz an-
ders war das in den Jahren vor der Fi-
nanzkrise: Viele Europäer konsumier-
ten aus allen Rohren, teilweise unter 
hoher Verschuldung (u. a. weil die Re-
allöhne nicht stiegen). Niedrige Zin-
sen, für die die EZB mit ihrer Nied-
rigzinspolitik in Reaktion auf die um 
das Jahr 2000 herum gerade geplatz-
te Dotcom-Blase sorgte, förderten in 
einigen Ländern die Exzesse des Bau-
booms. Wohlfeile Bankkredite entfach-
ten ein euphorisches Gesamtklima, das 
sich schließlich als Strohfeuer erwies, 
nach dessen Erlöschen kontraprodukti-
ve und unsoziale Austeritätsprogram-
me und z. B. zerstörte (Küsten-)Land-
schaften übrig blieben

Doch um auf die Umsetzung des 
Geldreformprojekts zurückzukommen: 
Es wird zu überlegen sein, welche Sum-
me der Spargelder für Kreditausfälle 
zurückzulegen sind und ob es für Spar-
gelder eine darüber hinaus gehende 
Einlagensicherung geben soll. Wenn 

man Zinsen als Wachstumstreiber und 
Verstärker der Einkommens- und Ver-
mögensschere für problematisch hält, 
hat Vollgeld den erfreulichen Neben-
effekt, ohne größere Manipulations-
maßnahmen à la Draghi auf Nullzin-
sen zuzusteuern. Dies gilt für die Gi-
rokonten, es könnte aber auch für 
Sparkonten gelten, denn solche mit ei-
ner realen Nullverzinsung könnten un-
ter die Einlagensicherung fallen, an-
dere nicht. Dies wäre eine moderatere 
Art und Weise, der von Freigeldvertre-
tern im Gefolge Gesells geforderten 
ökologischen Variante einer gezielten 
Politik der Negativzinsen entgegenzu-
kommen. Ihr Argument lautet: Um das 
schnell explorierende Zinseszinsphä-
nomen, das zu sozialer Ungleichheit 
führt (exponentielle Zunahme wieder-
angelegter Zinseinnahmen), zu be-
kämpfen, sollte auf angelegte Geldbe-
träge Negativzinsen erhoben werden, 
um jeder Geldakkumulation entgegen-
zuwirken. Das ginge aber wohl nur bei 
Abschaffung des Bargeldes, dem Ret-
tungsanker gegen die voranschreiten-
de elektronische Totalüberwachung.

Wenn die Geldschöpfung durch die 
Privatbanken per Kreditvergabe ent-
fällt, wie soll dann die Geldmenge in 
einer, hier zunächst unterstellten, noch 
wachsenden Wirtschaft entsprechend 
erhöht werden? Ein Vorschlag lautet, 
dass die EZB den einzelnen Staaten 
frisches Geld völlig kostenlos, aber in 
Abhängigkeit von der prognostizierten 

BIP-Wachstumsrate oder der des Vor-
jahres inflationsneutral als „Schenk-
geld“ überreicht. Bei einmal ange-
nommenen zwei Prozent Wirtschafts-
wachstum macht dies für Deutschland 
zins- und tilgungsfrei ungefähr 50 Mil-
liarden Euro pro Jahr aus. Wie sollte 
in einem solchen System die Zuteilung 
dieses Geldes durch die Zentralbank 
ausgestaltet werden?
•	 Die Berechnung und quantitative 

Zuteilung könnte nach einer Voll-
geldreform über eine autonome 
Zentralbank erfolgen, die als Mo-
netative und vierte Gewalt unab-
hängig von den Alimentierungs-
wünschen der Politik bestünde 
(Alternative: eine „demokratische-
re“ Besetzung der EZB).

•	 Über die qualitative Verwendung 
des Geldes entscheidet dann die öf-
fentliche Hand (Alternative: Aus-
zahlung eines gleichen Betrages als 
Bürgerdividende an alle Inländer). 
Die Verwendung sollte einer ver-
stärkten transparenten demokra-
tischen Kontrolle unterliegen, um 
den zu befürchtenden Schlendrian 
der Staatsbürokratie zu vermeiden.

Der Staat würde das frische Geld über 
den realen Wirtschaftssektor in Um-
lauf bringen und nicht mehr die Ge-
schäftsbanken. In öffentlicher Hand 
würde es über Investitionen in Schu-
len, Lehrer, Infrastruktur, Soziales und 
für wichtige ÖSW-Projekte in den real-
wirtschaftlichen Umlauf gebracht. Dies 
wäre ein einschneidender Schritt zur 
Entmachtung der Großbanken durch 
Strukturreformen, eine Alternative zu 
halbherzigen und bürokratischen Ban-
kenunionsphantasien oder kaum aus-
sagekräftigen Stresstests.

Ökologisch ausgerichtete Geldpolitik

Aus einer ÖSW-Perspektive muss al-
lerdings gefragt werden, ob man bei 
einer wachstumsabhängigen Geldzu-
fuhr mittels Schenkgeld die wachs-
tumsfördernden Machtverhältnisse 

ausreichend umkehren würde. Zwar 
würde neues Geld zunächst über den 
öffentlichen Sektor einfließen, es blie-
be aber immer noch die Abhängigkeit 
vom Wachstum des (weitgehend pri-

	 Im Vollgeldsystem geht 
jedem umweltbelastenden 
Investitionsvorgang ein 
Konsumverzicht voraus

	 Nicht mehr die 
Geschäftsbanken, sondern 
der Staat sollte frisches 
Geld in die Realwirtschaft 
einspeisen
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vaten) Realsektors der Wirtschaft. Zu-
nächst müssten, pointiert formuliert, 
dicke Autos verkauft werden, um 
dann neben den durch die Autover-
käufe erzielten Steuereinnahmen das 
wachstumsabhängige Finanzierungs-
geschenk der EZB (eigentlich handelt 
es sich um ein Geschenk der Bürger 
an sich selbst) zu erhalten. Die Steu-
erungshoheit der Öffentlichkeit und 
ein evtl. Primat ökologischer Politik 
würde entscheidend erhöht, wenn we-
sentliche Ausgaben für öffentliche Gü-
ter direkt finanziert würden, ohne vom 
Wachstum der Gesamtwirtschaft abzu-
hängen, wenn z. B. 20 oder 30 Prozent 
der Staatsausgaben unabhängig von 
der Wachstumsrate finanziert werden 
könnten. Da man angesichts der dro-
henden ökologischen Apokalypse frü-
her oder später um drastische Maß-
nahmen wie die Schließung ganzer 
Industriezweige mit entsprechend an-
steigender Arbeitslosigkeit nicht he-
rumkommen wird, bedarf es wachs-
tumsunabhängiger Mittel, um für die 
Betroffenen eine Art Grundeinkommen 
gewährleisten zu können.

Ein derart finanzierter Staat hätte 
nicht mehr das strukturelle Interesse, 
den Marktsektor zu höchstmöglichen 
Umsätzen anzutreiben, anstatt Sub-
sistenzwirtschaft und Verkehrsberu-
higungen zu bevorzugen. Das Ziel ei-
ner geordneten Schrumpfung des Res-
sourcendurchsatzes v. a. im formalen 
Tauschsektor könnte ohne drastische 
Einschränkung öffentlicher Güter 
durch eine solche Finanzierung ggf. 
bei gleichzeitigem Entzug von Kauf-
kraft über progressive Besteuerung er-
folgen. Die Geldpolitik könnte in einem 
solchen Vollgeldsystem mit Schenk-
geld und ökologisch-sozialer Schlag-
seite entscheidender Ansatzpunkt sein 
für makroökonomische Reformmaß-
nahme im Sinne einer ÖSW-Strate-
gie. Ein nicht zu leugnendes Problem 
besteht voraussichtlich darin, den bei 
Schenkgeld zu befürchtenden Schlen-
drian und Nepotismus zu vermeiden. 
Hier hilft nur radikale Transparenz und 
der Einbezug nichtkorrumpierter zivil-

gesellschaftlicher Gruppen. Das durch 
die Zentralbank zur Verfügung gestell-
te Geld könnte dementsprechend z. B. 
auch zum Teil auf der kommunalen 
Ebene ausgegeben werden. In Kommu-
nalparlamenten könnte über die Mittel-
verwendung entschieden werden, was 
einer Demokratisierung, Dezentralisie-
rung und lokalen Einbettung entge-
genkäme.

Eine Ergänzung der frischen Geld-
zuteilung könnte darin bestehen, dass 
bei Kreditanträgen für Investitions-
projekte die Banken, sofern hierfür 
die bei ihnen eingelegten Spargelder 
nicht ausreichen, das fehlende Geld bei 
der Zentralbank beantragen. Diese hät-
te die Aufgabe,
•	 einerseits zur Glättung der Liquidi-

tät auf den Märkten und zur Fein-
steuerung der Zinshöhen beizutra-
gen,

•	 andererseits bei Investitionsprojek-
ten mit ihrer Kreditvergabestrategie 
auf die Erfüllung ökologischer Kri-
terien zu achten.

Dies würde den Missstand im heutigen 
System verringern, in dem die Zent-
ralbank kaum Einfluss darauf hat, wie 
die Geldschöpfung vom Privatsektor 
genutzt wird. Eine vergleichbare in-
direkte Lenkung hat es in Deutsch-
land zu Zeiten der Bundesbank und 
des Diskontsatzes durchaus gegeben, 
allerdings im Rahmen des überhaupt 
nicht ökologisch motivierten kredit-
lenkenden TLTRO-Programms der EZB.

Zur Frage der „Volksanleihen“

Im hier beschriebenen System könn-
te eventuell auf die Neuverschuldung 
der Staaten über die Kapitalmärkte – 
mit den entsprechenden Abhängig-
keiten und Instabilitäten – verzichtet 
werden. Angesichts der zunehmenden 
Einkommens- und Vermögenskonzen-
tration würde das weitgehende Entfal-
len der Staatsverschuldung auch eine 
Minderung der Reichtumskonzentra-
tion mit sich bringen. Zu überlegen 

wäre jedoch, ob nicht „Volksanleihen“ 
eingeführt werden sollten, die an die 
Stelle bisher uneingeschränkt handel-
barer Staatsanleihen träten. Es stellt 
sich nämlich die Frage, in welche Ver-
mögenswerte risikoscheue (Klein-)An-
leger, deren Risikoscheu zurzeit von der 
herrschenden Allianz arrogant verun-
glimpft wird, bei öffentlicher Nicht-
verschuldung noch investieren könn-
ten. Solche Volksanleihen sollten nur 
von Inländern als Namensanleihen 
über möglichst mehrere Jahre gehal-
ten werden. Sie könnten z. B. einen In-
flationsschutz plus etwa ein Prozent 
Zins aufweisen. Sollte die Inflations-
rate in einem Jahr z. B. bei drei Prozent 
liegen, erhielten die Anleger in die-
sem Jahr eine vierprozentige Verzin-
sung. Dies würde der Spekulation mit 
Staatsanleihen, Ratings und der Mög-
lichkeit großer Akteure (Fondsgesell-
schaften), Länder unter Druck zu set-
zen, den Wind aus den Segeln nehmen. 
Auch verhindert diese Art der Schul-
denfinanzierung, dass sich ungesunde 
Kaskaden der Auslandsverschuldung 
aufbauen und sich Kleinanleger man-
gels einfacher Alternativen den Fonds-
gesellschaften ausliefern.

Europa könnte so eher einer über-
zeugenden demokratischen, sozialen 
und ökologischen Finalität im Geld- 
und Finanzsektor zugeführt werden. 
Ein Schritt in diese Richtung könnte 
in der beschriebenen Vollgeldreform 
bestehen, deren Funktionsweise im Un-
terschied zur heutigen Geldordnung 
(fraktionelles Reservesystem) sicher 
nicht nur für stabilere Verhältnisse 
sorgte, sondern auch einfach zu verste-
hen und insofern demokratischer wäre. 
Der Erpressbarkeit der Politik durch die 
Finanzgroßwirtschaft würde ein Ende 
bereitet und es könnten ausreichen-
de öffentliche Güter ohne Wachstums-
zwang bereitgestellt werden.
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Simplify! Für einfache, aber wirksame Reformen

Neben einer Reform des Geldsystems 
gibt es weitere Vorschläge, die ergän-
zend eine qualitative ökologische und 
soziale Veränderung der Geld- und Fi-
nanzmärkte bewirken würden. Es mag 
überraschen, wie einfach und hoffent-
lich allgemeinverständlich die folgen-
den Anregungen angesichts der oft 
hochkomplexen und formalisierten 
Diskussionsbeiträge und Regulierungs-
bestimmungen sind, dank derer die 
Bürger am Katzentisch Platz nehmen 
müssen. Der amerikanische Dodd-
Frank Act umfasst z. B. trotz seiner 
Löchrigkeit mehrere tausend Seiten, die 
nicht einmal Experten ganz durchge-
sehen haben. Zum genauen Verständ-
nis der europäischen Bankenunion be-
darf es fast eines juristischen Studi-
ums. Unverständliche Regulierung 
basiert meistens auf halbherzigen Maß-
nahmen mit zahlreichen Ausnahmen, 
die besonders den Megabanken, die 
sich kundige Fachjuristen leisten kön-
nen, zugutekommen. Doch nicht nur 
die Bankenunion generiert expertokra-
tisches Herrschaftswissen, mit dem 
auch die einbezogenen politischen und 
öffentlichen Institutionen sowie die 
Wirtschaftsprüfer, Ratingagenturen 
u. a. gefüttert werden.

An vorderer Stelle einfacher, aber 
wirkungsvoller Reformen1 steht die Zer-
schlagung bzw. Entflechtung der Me-
gabanken. Ihre demokratieschädlichen 
Einflussmöglichkeiten auf die Politik 
und zur Unterminierung des Vertrau-
ens in die Demokratie sind erheblich. 
Akteure in solch machtvollen Organisa-
tionen scheinen in ein Hochgefühl von 
Masters of the Universe zu geraten, de-
nen es zusteht, jenseits des gesetzlichen 
Rahmens durch die Manipulation des 

Euibors2 usw. zu agieren. Marktdomi-
nanz widerspricht auch den Prinzipien 
der Marktwirtschaft. Für eine dezentrali-
sierungsfreundliche ÖSW gilt die Devise 
„Small is beautiful“, möglichst in Form 
regional geerdeter Banken.
•	 Eine erstbeste Lösung zur Größen-

begrenzung bestünde in einer in-
ternationalen Vereinbarung unter 
Einbezug der nach wie vor weit-
gehend unregulierten Schatten-
banken, deren Aktivitätsniveau 
mittlerweile fast dem des regulä-
ren Bankensektors entspricht, von 
denen der Erwerb einer Banklizenz 
zu fordern wäre.

•	 Als zweitbeste Lösung böte sich 
eine europaweite Variante an. Die 
Entflechtung könnte ein absolutes 
Größenlimit für Finanzinstitute bei 
100 Milliarden Euro Bilanzsumme 
vorsehen, der Schwelle, ab der auch 
Institute bei internationalen Stress-
tests wegen ihrer Größe einbezogen 
werden. Vor allem kleinere Länder 
hätten natürlich die Erlaubnis, auch 
anspruchsvollere Limits zu setzen.

Alan Greenspan hat in später Einsicht 
zutreffend bemerkt, „when they are too 
big to fail, they are too big“. Too-big-
to-fail (kurz TBTF) bedeutet, dass eini-
ge Institute zu groß sind, um sie pleite-
gehen lassen zu können. Ihr Bankrott 
würde eventuell das gesamte Finanz-
system mit in den Abgrund ziehen. Vor 
der Finanzkrise bestimmten weltweit 
rund 50 Megainstitute den allergröß-
ten Teil des Handels mit Währungen, 
Anleihen, Aktien und Derivaten. Auch 
in Deutschland gibt es Finanzkonglo-
merate: Großbanken, erlesene Privat-
banken, Töchter ausländischer Groß-
banken, aber auch die Spitzeninstitu-

te der Volksbanken, die verbliebenen 
Landesbanken, usw. Da die Institute 
um ihre Systemrelevanz wissen, ge-
hen sie nachweislich höhere Risiken 
als kleinere Banken ein. Sie können 
nämlich die Politik durch ihre schiere 
Größe praktisch erpressen. Die Banken-
union hat an dieser Tatsache wenig ge-
ändert. Der Steuerzahler muss das Auf-
fangnetz bezahlen, wenn es schiefgeht. 
Um dies zu verhindern (nicht schon 
wieder Rettungsschirme), werden alle 
möglichen Maßnahmen (Nullzinspoli-
tik usw.) durchgezogen, um die Finanz-
musik am Spielen und das Wachstum 
am Laufen zu halten.

Trennbankensystem

Eine weitere Reform betrifft die Tren-
nung der Geschäfts- und Investment-
banken (Trennbankensystem), sofern es 
gegenüber einem Vollgeldsystem (zu-
nächst) zu viele Widerstände gäbe. Ein 
Trennbankensystem galt für die USA 
durch das Glass-Steagall-Gesetz von 
den 1930er bis in die 1980er Jahre. Die 
verschiedenen Tätigkeitsfelder sollten 
danach entgegen dem heute gültigen 
Universalbankenprinzip auch institu-
tionell durch voneinander unabhängige 
Institute getrennt sein. Die Geschäfts-
banken tätigen dann das Depositen- 
und Kreditgeschäft im Realsektor. Zu 
ihren Tätigkeiten zählen die Abwick-
lung des Zahlungsverkehrs, der Einla-
gen, der Sparangebote und der Kredit-
vergabe an Private und Unternehmen 
sowie der An- und Verkauf von Wert-
papieren für Kunden. Die Dienstleistun-
gen der Geschäftsbanken sollten wie 
erwähnt idealerweise durch dezentrale 
Banken, z. B. Genossenschaftsbanken 
und Sparkassen, oder durch Ethikban-
ken (Ethikbank, kirchliche Banken, Tri-

	 Eine ökologisch und 
sozial ausgerichtete 
Veränderung der Geld- 
und Finanzmärkte ist 
durch relativ einfache 
Maßnahmen möglich

1	Aus Platzgründen wird hier auf die Beschreibung einiger notwendiger Reformmaß-
nahmen wie die deutliche Erhöhung des Eigenkapitals, die Einschränkung von außerbörs-
lichen Derivaten und z. B. das Verbot von Leerverkäufen und Kreditausfallversicherungen 
verzichtet (siehe Peukert 2017).

2	Die Abkürzung Euribor steht für Euro Interbank Offered Rate. Sie bezeichnet die 
durchschnittlichen Zinssätze, zu denen viele europäische Banken einander Anleihen in 
Euro gewähren.
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odos, GLS Bank u. a.) durchgeführt wer-
den, wobei letztere sich ausdrücklich 
auch in ihrer Kreditvergabepolitik zur 
ÖSW bekennen. Girokonten dürfen im 
Trennbankensystem nur bei Geschäfts-
banken gehalten werden, die keinen Ei-
genhandel und keine Derivatgeschäf-
te größeren Stils betreiben und wie im 
Vollgeldsystemaus der Bankbilanz aus-
gelagert würden. Ihre Tätigkeiten wer-
den eine beruhigende Langeweile wie 
die öffentliche Wasserversorgung aus-
strahlen, bei der es keines milliarden-
schweren Derivatemarktes für virtuel-
les Wasser bedarf. Der Zahlungsverkehr 
des Durchschnittsbürgers und die Vor-
gänge auf seinem Girokonto wären un-
behelligt von den Aktivitäten deren, die 
das große Rad drehen wollen. Durch das 
heutige Universalbankensystem wer-
den die Menschen an diversen Schnitt-
stellen auch mental immer wieder in 
den Malstrom der Geldvermehrungs-
maschinerie hineingezogen.

Für Investmentbanken sollte es 
prinzipiell keine Einlagensicherung ge-

ben. Es gibt dann, wie erwähnt, einen 
abgeschirmten Bereich (Ring Fencing) 
für Girokonten und Spareinlagen und 
ein nicht auf Kreditkaskaden beruhen-
des Investmentbanking, das sich heute 
auf die (Neu-)Emission von Aktien, die 
Auflage von Anleihen, den Handel von 
Finanzkontrakten, die Vermögensver-
waltung, Fusionen (Mergers and Ac-
quisitions, M&A) und den Eigenhandel 
spezialisiert. All dies könnte als Spiel-
wiese erhalten werden. Aber: Inves-
titionen sollen bei Investmentbanken 
nur über Beteiligungskapital (z. B. Ak-
tien) oder langfristiges Fremdkapital 
(z. B. Anleihen) finanziert werden und 
nicht über Kredite; das käme einer klei-
nen Revolution gleich. Wer also gerne 
ins Risiko gehen will, soll dies ruhig 
tun. Aber er sollte dafür die vollständi-
ge Haftung übernehmen; ausgeschlos-
sen wird dagegen die Möglichkeit, über 
Kredithebelung die Eigenkapitalrendite 
hochzutunen und andere Institutionen 
bis hin zum nichtsahnenden Girokon-
teninhaber mit hineinzuziehen.

Finanztransaktionssteuer und Mindesthaltedauer

Einige weitere, recht einfache Maßnah-
men können zur Entschleunigung, zur 
drastischen Schrumpfung des Finanz-
sektors und zur Reduzierung schädli-
cher Finanzprodukte beitragen, die für 
die Realsphäre völlig unsinnig sind. 
Zusätzlich weisen sie in die erwünsch-
te Richtung einer ÖSW. Eine zentrale 
Forderung betrifft die Erhebung einer 
Finanztransaktionssteuer (FTS). Nach 
Vorstellungen der EU-Kommission, die 
jetzt scheinbar weitgehend zu den Ak-
ten gelegt wurden, sollte sie in einer 
(sehr niedrigen) Höhe von 0,01 Pro-
zent für Derivate und 0,1 Prozent für 
Aktien und Anleihen usw. eingeführt 
werden (die sehr entscheidenden De-
tailfragen müssen hier ausgeklammert 
werden). Erstmalig würden dann wie-
der Finanztransaktionen steuerlich er-
fasst und viele Casinowetten würden 
trotz des niedrigen Steuersatzes deut-
lich unattraktiver. Bei Derivaten be-

zieht sich die FTS auf den Handelswert 
des Derivats, nicht auf die Einschuss-
pflicht (Margin Call). So soll die FTS 
von 0,01 Prozent auf den Nennwert 
von im Beispiel 100000 (= 100 Euro 
= 10 Prozent der Einsatzzahlung von 
1000) und nicht auf die 1000 Euro der 
üblichen Einsatzzahlung (= 1 Euro) er-
hoben werden. Das macht sie sehr är-
gerlich für die Finanzakteure, was ih-
re Lobbykampagnen gegen die FTS bis 
hin zur Aberkennung der Gemeinnüt-
zigkeit von Attac durch das Bundesfi-
nanzministerium eindrücklich bestä-
tigen.

Die FTS wird durch ihre tatsächliche 
Höhe bei Derivaten zu einer Lenkungs-
steuer und sie wirkt insofern ordnungs-
politisch selektiv und würde den er-
wünschten Effekt haben, dass das Vo-
lumen des Derivatehandels massiv 
schrumpfen würde. Derivate sind Wet-
ten und wie Spielcasinos regen sie eine 

unproduktive Wettmentalität an. Den 
gleichen Effekt erlitte der wenig sinn-
volle Hochfrequenzhandel. Transaktio-
nen, mit denen in Millisekunden Gewin-
ne über die Ausnutzung minimalster 
Preisveränderungen hinter dem Komma 
erfolgen, werden sich häufig selbst bei 
einer niedrigen FTS nicht mehr lohnen.

Die anfallenden Milliarden Euro 
Steuereinnahmen könnten für sinn-
volle ÖSW-Infrastrukturprojekte ein-
gesetzt werden:
•	 Denkbar wäre z. B. die Abschaf-

fung des innereuropäischen Flug-
verkehrs zugunsten eines europäi-
schen Bahn-Hochgeschwindigkeits-
netzes.

•	 Sinnvoll wäre (z. B.) auch ein daten-
schützendes, europäisches Internet 
und eine entsprechende Suchma-
schine, um die Grundrechte nicht – 
wie momentan – zu einer Farce ver-
kommen zu lassen, da derzeit fast 
jede Suchaktivität bei Goggleana-
lytics & Co landet.

Eine ganz zentrale Entschleunigungs- 
und Schrumpfungsmaßnahme bestün-
de in der Einführung einer verpflich-
tenden Mindesthaltefrist nach Erwerb 
von Finanztiteln. Bereits eine Minu-
te oder gar schon eine Sekunde wer-
den heute von den computergestütz-
ten Algotradern als unzumutbar lange 
angesehen. Ein qualitativ völlig ande-
rer Finanzmarkt würde sich entwickeln, 
wenn man eine Haltedauer von einem 
Tag für Aktien, Derivaten, Anleihen 
usw. einführen würde. Es wäre ein re-
gelrechter Systemwechsel, der die un-
nötig hektischen, krisenanfälligen und 
wachstumsorientierten Geld- und Fi-
nanzmärkte befrieden könnte.

	 Einnahmen aus der 
Finanztransaktionssteuer 
könnten für ökologisch 
sinnvolle Infrastruktur-
maßnahmen eingesetzt 
werden
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Fazit

In diesem Beitrag wurden einige we-
nige, aber v. a. grundsätzliche Refor-
men eines neuen Geld- und Finanz-
systems angeführt, die an sich und im 
Sinne einer ÖSW sinnvoll wären und 
eine tatsächliche Systemtransformati-
on einleiten könnten, ohne die Grund-
lagen der arbeitsteiligen Weltwirtschaft 
bzw. des Kapitalismus direkt über den 
Haufen zu werfen. Zwar teilt eine er-
heblicher Anzahl zivilgesellschaftlicher 
Gruppen jeweils Teile der vorgeschla-
genen Reformen. Doch stehen sie nicht 
im Zentrum der vorherrschenden na-
tionalen, europäischen oder interna-
tionalen Politik.

Vorgeschlagen wurden
•	 die Einführung eines Vollgeldsys-

tems oder
•	 zumindest ein Trennbankensys-

tem, d. h. die Abtrennung der In-
vestmentbanken,

•	 die teilweise Finanzierung v. a. 
des ökologischen Umbaus durch 
„Schenkgeld“ der Zentralbank,

•	 eine Demokratisierung der EZB und 
der Besetzung ihrer Spitzenpositi-
onen,

•	 das Verbot von (z. B.) Leerverkäufen 
und Kreditausfallversicherungen,

•	 die Entflechtung der Megabanken,
•	 Kontrollen der Schattenbanken (die 

über eine Banklizenz verfügen müs-
sen oder sich nicht mehr über Kre-
dite finanzieren dürfen),

•	 die Einführung einer Finanztrans-
aktionssteuer,

•	 die Ausgabe von Volksaktien und
•	 eine verpflichtende Mindesthalte-

dauer von einem Tag.

Diese Forderungen würden alleine 
schon für eine nachhaltige qualitati-
ve Veränderung im Geld- und Finanz-
bereich sorgen.
•	 Es handelt sich um Reformvorschlä-

ge, die mit alternativen, zu diskutie-
renden Vorschlägen konkurrieren, 
die sich zu einem guten Teil den 
gleichen wirtschaftsethischen Impe-
rativen verpflichtet fühlen. Beispie-
le sind Sahra Wagenknechts Plä-
doyer für ausschließlich öffentliche 
Banken und Stiftungen oder z. B. 
Christian Felbers Gemeinwohl-Kon-
zept ethischer Bonitätsprüfungen, 
herrschaftsfreier Geldkonvente, der 
Abschaffung der (Spar)Zinsen usw.

•	 Wichtige Fragen wie die Chancen 
und Gefahren von Kryptowährun-
gen und Fintechs (Zusammenfüh-
rung von financial services und 
technology, d. h. neue, nutzerfreund-
liche Anwendungssysteme im Fi-
nanzdienstleistungsbereich durch 
bisher meist kleine Start-Up-Unter-
nehmen) konnten aus Raumgründen 
nicht thematisiert werden. Ihr öko-
logisch-emanzipatorisches Poten-
tial scheint mir in der gegenwärti-

gen Debatte deutlich überbewertet 
zu werden.

•	 Zur Auflockerung des Staatsgeld-
monopols gibt es aus dem Blick-
winkel einer ÖSW sinnvolle Vor-
schläge z. B. zu komplementären 
Zahlungssystemen, bei denen Ein- 
und Auszahlungen mit definierten 
Überziehungsmöglichkeiten (von 
z. B. 10  Prozent) gegenseitig ver-
rechnet werden (Kennedy 2012).

Viel Zeit bleibt nicht. Hinzukommen 
müssten Veränderungen der Besitzver-
hältnisse und der primären Ressour-
cenbesteuerung in der Realökonomie, 
um den unverkennbar drohenden Zu-
sammenbruch der Biosphäre noch zu 
verhindern (Maxton 2018).
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Sustainability and the American Naturalist Tradition

Craig Thomas: Sustainability and the 
American Naturalist Tradition. Revisit-
ing Henry David Thoreau, Aldo Leopold, 
Rachel Carson, and Edward O. Wilson, 
Bielefeld: Transcript 2018, 230 S., ISBN 
978-3-837-64178-3.

Dass die ökologische Krise vor allem als 
Ausdruck einer verfehlten kulturellen 
Praxis zu in den Blick zu nehmen sei, 
kann als zentrale Erkenntnis der „zwei-
ten Stufe der Klimaforschung“ betrach-
tet werden. Wenn wir diese Krise bewäl-
tigen wollen, kann es dementsprechend 
nicht allein darum gehen, ein naturwis-
senschaftlich-technisches Verständnis 
der nunmehr äußerst drängenden Um-
weltprobleme zu gewinnen. Vielmehr 
ist eine umfassende Kritik und Transfor-
mation unserer Praktiken und der welt-
anschaulichen Hintergrundüberzeugun-
gen, in die sie eingelassen sind, geboten. 
Genau an diesem Punkt setzt Craig Tho-
mas mit seinem Buch über Nachhaltig-
keit an und verweist auf die Traditions-
linie des amerikanischen „Naturalismus“ 
von der frühen Industrialisierung ab Mit-
te des 18.  Jahrhunderts bis in die Ge-
genwart. Der Rückbezug auf diese holis-
tisch angelegte Naturphilosophie könne, 
so Thomas, zur Etablierung eines neuen 
Nachhaltigkeitsparadigmas anregen. Da-
mit wäre nicht nur die Möglichkeit ge-
schaffen, den gegenwärtig bis hin zur 
Bedeutungslosigkeit entkernten Begriff 
der Nachhaltigkeit neu zu denken, son-
dern auch alternative Praktiken des Wirt-
schaftens zu befördern, die nicht mehr 
unter dem Vorzeichen wirtschaftlichen 
Wachstums stehen und damit dem Er-
halt unseres Ökosystems, und das heißt 
letztlich: unserer Lebensgrundlage, ab-
träglich sind.

Exemplarisch für diese „naturalisti-
sche“ Tradition behandelt Thomas die An-
sätze von Henry David Thoreau, Aldo Leo-
pold, Rachel Carson und Edward O. Wil-
son, denen jeweils eines der Hauptkapitel 
gewidmet ist. Als „Naturalisten“ sind sie 
nach Thomas insofern zu verstehen, als 
dass sie in der Denklinie Aristoteles’ (und 
nicht Platons) stehen, und damit einer 
bei den natürlichen Dingen ansetzenden, 
wissenschaftlichen und ganzheitlichen 
Sicht auf die Welt anhängen, die gewis-
sermaßen die Grundvoraussetzung aller 
ökologischen Betrachtung ist. Insbeson-
dere die Betonung von Mensch und Na-
tur als einem System qualifiziert die vor-
gestellten AutorInnen des Weiteren als 
„öko-humanistisch“. Und sie eint eben-
falls, dass sie in der Folge nicht nur die 
Natur studierten, sondern sich auch im 
Bereich ökologischer Bildung (environ-
mental education) engagierten. (9–22)

Im ersten Kapitel (23–50) unterzieht 
Thomas zunächst den Begriff der Nach-

haltigkeit einer kritischen Analyse. Für 
den Umweltdiskurs wurde er spätestens 
seit dem Brundlandt-Bericht der Welt-
kommission für Umwelt und Entwicklung 
der Vereinten Nationen 1987 zu einem 
Ankerbegriff, der bis heute als Richt-
schnur umweltpolitischer Überlegun-
gen dient. Zuerst eingeführt vom deut-
schen Forstwirt Hans Carl von Carlowitz 
(1645–1714), stand er bereits von An-
fang an für ein wirtschaftliches Prin-
zip: Der Holzbestand eines Waldes soll-
te dauerhaft Ertrag abwerfen und aus 
diesem Grund nicht über die Schwelle 
der eigenen Regenerationsrate hinaus 
genutzt werden. Damit ist, wie Thomas 
gegen die weit verbreitete Interpretation 
im Umweltdiskurs herausstellt, ein Pri-
mat der Ökonomie gegenüber der Öko-
logie angelegt, das dazu führt, dass un-
ser sozio-ökologisches System weiter in 
die Krise gerät. Die Idee der nachhalti-
gen Entwicklung sei letztlich dem Prin-
zip des Wachstums verhaftet und sugge-
riere, man könne „business-as-usual“ be-
treiben, da letztlich selbst der Schutz der 
Natur noch wirtschaftlichen Profit ein-
bringe: Nachhaltigkeit meint damit pri-
mär wirtschaftliche Nachhaltigkeit. Um 
aber unser sozio-ökologisches System 
tatsächlich vor dem Kollaps zu bewah-
ren, so Thomas, sei eine radikale Transfor-
mation notwendig, die auf „echte“, und 
das heißt eben umfassende, alle Faktoren 
berücksichtigende Nachhaltigkeit ziele. 
Ein „Ökohumanismus“, wie er im ameri-
kanischen Naturalismus angeboten wer-
de, sei die Weltanschauung, die diesen 
Wandel ermögliche. Der Mensch muss 
als integraler Teil der Natur verstanden 
werden, der nicht von ihr zu separieren 
ist. Ein so gedachtes sozio-ökologisches 
System erfordert es, dass Natur-, Sozial- 
und Geisteswissenschaften gleicherma-
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ßen berücksichtigt werden und transdis-
ziplinär zusammenarbeiten, um das Pro-
blem der Nachhaltigkeit zu bearbeiten.

Zu Lebzeiten Henry David Thoreaus 
(1817–1862), in der Frühphase der Indus-
trialisierung, war der Austausch zwischen 
den sich gerade erst stärker ausdifferen-
zierenden Fachdisziplinen noch lebhaf-
ter. Wie Thomas im zweiten Hauptkapitel 
ausführt (51–81), reagiert Thoreau aber 
bereits auf die zunehmende Gegenüber-
stellung und Separierung von Mensch 
und Natur. In seinem wohl bekanntes-
ten Werk „Walden“ (1854) beschreibt er 
das einfache Leben im Wald von Massa-
chusetts, das er für einige Jahre fernab 
der zu dieser Zeit boomenden Ostküs-
tenstädte führte. Dieser experimentel-
le Rückzug verweist zum einen auf den 
für die amerikanischen Transzendentalis-
ten typischen Individualismus und Non-
konformismus, der bis zum zivilen Unge-
horsam gegenüber einer repressiven und 
korrupten Gesellschaft führen kann (so 
wurde Thoreau inhaftiert, da er Steuer-
zahlungen als Komplizenschaft zur Skla-
verei und zum Krieg in Mexiko betrach-
tete und ihnen daher nicht nachkam). 
Zum anderen wurzelt diese Abkehr aber 
auch in der Einsicht, dass ein reduzier-
ter Lebensstil, der sich auf das Nötigste 
beschränkt und im Einklang mit der Na-
tur steht, dem eigenen Leben Sinn ver-
leihen kann.

Der zweite behandelte Autor ist Al-
do Leopold (1887–1948), dessen Wirken 
in die „Progressive Era“ fällt, eine Zeit, 
die in den USA von wirtschaftlichem 
Aufschwung und damit einhergehender 
fortschreitender Naturbeherrschung ge-
prägt war und mit der Großen Depres-
sion rund um die 1930er Jahre endete. 
Im dritten Hauptkapitel führt Thomas in 
Leopolds Denken ein, dessen „Land-Ethik“ 
und „Ethik der Interdependenz“ die Prin-
zipien moderner Umweltethik begründen 
(83–115). Der Biologe und Forstwissen-
schaftler Leopold betrachtete die huma-
ne Ökologie als notwendigen Bestandteil 
ökologischer Überlegungen und wand-
te sich damit gegen die Vorstellung ei-
ner „puren“ Ökologie, die sich auf die 
klassischen biologischen Teildisziplinen 

beschränkt. Für eine angemessene Um-
weltbildung seien Naturwissenschaft und 
Ethik zusammenzubringen; für Leopold 
münden sie in ein normatives Nach-
haltigkeitsparadigma, nicht zuletzt un-
ter dem Eindruck des „Dust Bowl“, einer 
Dürre mit verheerenden Staubstürmen, 
die in Folge der Urbarmachung der Great 
Plains des Mittleren Westens der USA in 
den 1930er Jahren auftraten. Leopolds 
Essay „Thinking Like A Mountain“ (1949) 
ist ein herausragendes Beispiel für Nature 
Writing. Da Ökosysteme aus menschlicher 
Perspektive nur unzulänglich erfasst wer-
den könnten, schon aufgrund der im Ver-
gleich zu geologischen Zeitspannen kur-
zen Momentaufnahme, die uns zur Ver-
fügung steht, gelte es, Respekt vor deren 
Integrität zu haben – und sich eben im 
„Denken wie ein Berg“ zu üben. Leopold 
verweist auch auf den unauflöslichen Zu-
sammenhang menschlichen Wohlerge-
hens mit dem biologischen Ökosystem. 
Wie Thomas hervorhebt, wird damit eine 
Synthese anthropozentrischer und nicht-
anthropozentrischer Ansätze vollzogen, 
die nicht die eine Perspektive gegen die 
andere ausspielt oder hierarchische Set-
zungen vornimmt, sondern auf die Ver-
wiesenheit aller Subsysteme aufeinander 
verweist und diese zum normativen Aus-
gangspunkt nimmt.

Von der Verknüpfung des Wohlerge-
hens von Mensch und Natur geht auch 
Rachel Carson (1907–1964) aus, wie 
Thomas im vierten Hauptkapitel aus-
führt (117–146). Die Biologin und Wis-
senschaftsjournalistin sensibilisierte mit 
ihrem Buch „Silent Spring“ (1962) ein 
Millionenpublikum für die Gefahren des 
Insektizids DDT, das in der Ära der „Grü-
nen Revolution“ flächendeckend einge-
setzt wurde, obwohl es stark krebserre-
gend ist. Das weit verbreitete blinde Ver-
trauen in technische Lösungen, die Idee 
der Beherrschung und Kontrolle der Na-
tur durch den Menschen sowie die man-
gelnde Transparenz politischer und wirt-
schaftlicher Entscheidungsprozesse hat-
ten zu einer Praxis geführt, die Mensch 
und Natur gleichermaßen schädigte. Car-
son setzte sich nicht nur für eine umfas-
sende ökologische Bildung ein, die auch 

Laien zur Urteilsbildung befähigen soll-
te, sondern zugleich für eine humane 
Ökologie, die dem Techno-Optimismus 
und dem ökonomischen Wachstumsden-
ken kritisch entgegentreten konnte. So 
war Carson eine der ersten, die das Vor-
sorge- und Verursacherprinzip einführ-
te. Nur die Externalisierung der langfris-
tigen Kosten bestimmter Technologien 
machen ihren Einsatz ökonomisch attrak-
tiv. Müssen die Verursacher diese selbst 
tragen, werden insbesondere risikobehaf-
tete Neuerungen weniger leichtfertig in-
dustriell genutzt und politisch befördert. 
Damit sind zwei konkrete und wirksame 
umweltrechtliche Instrumente benannt.

Den Insektenkundler und Evoluti-
onsbiologen Edward O. Wilson (geboren 
1929) führt Thomas im fünften Haupt-
kapitel als Naturalisten des gegenwär-
tigen Zeitalters der Nachhaltigkeit ein 
(147–178). Wilson begründete die So-
ziobiologie als Disziplin und machte den 
Begriff der Biodiversität bekannt. Ge-
gen den verbreiteten menschlichen Ex-
zeptionalismus, der dem Menschen eine 
Sonderstellung und Kontrollmöglichkeit 
gegenüber der Natur einräumt, vertritt 
Wilson ein naturalistisches, materialisti-
sches Menschenbild, das den Menschen 
den Gesetzen der Natur unterwirft und 
seinen eher begrenzten Handlungsspiel-
raum konstatiert. Überhaupt gelten Wil-
son die Naturwissenschaften als erkennt-
nistheoretisches Paradigma, in das alle 
anderen Disziplinen eingefügt werden 
sollen. Wilson vertritt die Idee einer Syn-
these oder auch Konsilienz, wie sie etwa 
in seinen Werken „Sociobiology: The New 
Synthesis“ (1975) oder „Consilience: The 
Unity of All Knowlegde“ (1998) entwor-
fen wird, sodass Thomas sein Denken als 
holistisch einordnet und es der „deep eco-
logy“ zurechnet, jenen Ansätzen, die ei-
ne tiefgreifende Transformation unseres 
Verständnisses von Ökologie und unseren 
damit einhergehenden kulturellen Prak-
tiken einfordern. Wilsons Konzept der 
„Biophilie“ greift gewissermaßen evolu-
tionsbiologisch gewendet die Einsicht der 
Romantik und des Transzendentalismus 
auf, dass der Mensch den direkten Um-
gang mit der Natur braucht, um gesund 
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und glücklich zu sein. Wilson behaup-
tet eine angeborene Affinität des Men-
schen zum Leben und lebensähnlichen 
Prozessen, sodass es dem Eigeninteresse 
des Menschen entspreche, die prekären 
Ökosysteme, deren Teil er zugleich ist, 
zu schützen.

Im abschließenden sechsten Kapitel 
greift Thomas wieder die Frage nach ei-
nem neuen Nachhaltigkeitsparadigma 
auf (179–203). Um dieses zu etablieren, 
sei nicht zuletzt eine Überwindung der 
dominierenden Vorstellung des Mensch-
Natur-Verhältnisses notwendig, das zu 
einer Ausbeutung der Natur durch den 
Menschen führe. Thomas schließt sich 
hier der im Umweltdiskurs verbreiteten 
These an, dass diese so fatal wirkende 
Idee der Trennung des Menschen von 
der Natur ein Erbe der Aufklärung ist, 
das letztlich aus platonistisch-idealisti-
schen und christlichen Quellen gespeist 
sei. Die vier von Thomas vorgestellten An-
sätze bieten mit ihrem Ökohumanismus 
eine alternative Verhältnissetzung, mit 
der eine andere Form der Nachhaltigkeit 
gedacht werden kann, die von der loka-
len (Thoreau) über die regionale (Leo-
pold) und nationale (Carson) bis hin zur 
globalen (Wilson) Ebene reicht. Die Ge-
sundheit und das Wohlergehen der Men-
schen sind nicht von dem der Natur zu 
trennen und daher auch nicht gegenein-
ander auszuspielen, wie es bei den ge-
genwärtigen Überlegungen zur Nachhal-
tigkeit geschieht, bei denen der Erhalt 
von (biologischen) Ökosystemen gegen 
wirtschaftliches Wachstum oder ein nicht 
zu unterschreitendes Konsumniveau ab-
gewogen werden. Ebensowenig können 
aus ökohumanistischer Perspektive rein 
technische, effizienzorientierte Lösungen 
zur Überwindung der Krise beitragen, da 
sie wiederum nur ein Element des weit-
aus komplexeren Problems herausgrei-
fen. Nachhaltigkeit muss, so Thomas, als 
im umfassenden Sinne ökologisch ver-
standen und in entsprechende politische, 
wirtschaftliche und kulturelle Praktiken 
überführt werden.

Dass Thomas diesem drängenden Plä-
doyer für radikale Transformation mit 
dem (amerikanischen) Naturalismus be-

reits eine weltanschauliche Grundierung 
gibt, ist das große Verdienst seiner Stu-
die. Indem der Bezug auf die Anfänge der 
abendländischen Philosophie (Platon vs. 
Aristoteles) den gedanklichen Bogen am-
bitioniert aufspannt, gelingt es Thomas, 
eine Traditionslinie sichtbar zu machen, 
die zum einen zeigt, dass Fragen der (hu-
manen) Ökologie und das Bewusstsein für 
deren Relevanz kein Phänomen neueren 
Datums sind, sondern bereits vor dem 
Umweltdiskurs im engeren Sinne artiku-
liert und reflektiert wurden. Der Verweis 
auf diese, wie Thomas sie nennt, „pro-
to-ökologischen“ DenkerInnen, die zu-
gleich weit über das intellektuelle Mi-
lieu hinauswirkten, ist dabei nicht allein 
von philosophie- und ideengeschichtli-
chem Interesse. Vielmehr ist damit auch 
ein bereits auf seine Tragfähigkeit ge-
prüfter Anknüpfungspunkt für die aktu-
ellen Rufe nach Wandel herausgearbei-
tet. Eine alternative Art zu denken (und 
auch zu leben) muss nicht von Grund auf 
neu und gleichsam „aus dem Nichts“ er-
funden werden. Der naturalistische Öko-
humanismus stellt, ebenso wie holisti-
sche Vorstellungen aus religiösen und 
spirituellen Traditionen, ein Gegenmo-
dell zum Mensch-Natur-Dualismus dar, 
das trotz dessen Dominanz (zumindest in 
den Teilen der Welt, die wir die „westli-
che“ nennen) von diesem nie ganz ver-
drängt wurde und eher in einem dialek-
tischen Spannungsverhältnis zu diesem 
steht. Wie auch bei den Fragen nach Hu-
manismus und Posthumanismus, Anthro-
pozentrismus und Biozentrismus bricht 
diese Spannung angesichts der nun im-
mer augenscheinlicher werdenden katas-
trophalen ökologischen Folgen unserer 
Kultur auf und verlangt nach einer deut-
lichen Positionierung. Thomas scheut vor 
dieser keineswegs zurück, auch wenn dies 
bedeutet, vermeintliche Lösungen, wie 
eben die Indizierung unserer jetzigen 
Wirtschaftsform mit dem Label „nach-
haltig“, einer fundamentalen Kritik zu 
unterziehen.

Was Thomas jedoch schuldig bleibt, 
ist, den tatsächlichen praktischen Ertrag 
auszubuchstabieren, der sich aus einem 
ökologischen Nachhaltigkeitsbegriff im 

Anschluss an den von ihm nachgezeich-
neten Naturalismus ergeben könnte. Es 
macht fast den Eindruck, als scheue er 
am Ende vor der Radikalität des eige-
nen Entwurfs zurück. Dieser Eindruck 
wird noch verstärkt durch die Tatsa-
che, dass sich der Topos der „Überbe-
völkerung“ der Erde durch die gesamte 
Studie zieht und immer wieder als ei-
ner der Hauptfaktoren der ökologischen 
Krise genannt wird, denen es beizukom-
men gelte. Dieser starke malthusiani-
sche Strang, wissenschaftlich vor allem 
gestützt auf Paul R. Ehrlichs Hypothe-
se zur „Population Bomb“ (1968) sowie 
Dennis Meadows „The Limits to Growth“ 
(1972), steht eigentümlich quer zu der 
ökohumanistischen Wende, die Thomas 
ansonsten einfordert. Zwar plädiert er 
an keiner Stelle für eine restriktive Re-
produktionspolitik, seine Überlegungen 
zur ökologischen Tragfähigkeiten der Er-
de suggerieren jedoch, dass die ökologi-
schen Probleme, insbesondere der zu ho-
he Ressourcenverbrauch, ein Problem der 
zu hohen menschlichen Population, und 
nicht des Lebensstils vornehmlich einer 
bestimmten Gruppe der Weltbevölkerung 
sei. Abgesehen davon, dass dies eine pro-
blematische Verzerrung bedeutet, da die 
Weltregionen mit hohen Zuwachsraten 
zugleich jene mit einem vergleichsweise 
niedrigen ökologischen Fußabdruck sind, 
bleibt Thomas damit auch einer eher na-
turwissenschaftlich ausgerichteten und 
damit eben nicht holistischen Ökologie 
verhaftet.

Diese „Schlagseite“ wird auch mit 
Thomas’ Bezug auf Wilson deutlich, des-
sen Naturalismus ganz im Gegensatz zu 
den anderen vorgestellten AutorInnen 
nur schwerlich als holistisch eingeord-
net werden kann. Was von Thomas als 
„Synthese“ bezeichnet wird, ist ein strik-
ter Reduktionismus, der sämtliche For-
schungsgegenstände, bis hin zu mensch-
lichem Verhalten, explanatorisch auf die 
Naturwissenschaften zurückführen will. 
Damit handelt es sich um einen „harten“ 
Naturalismus, wenn nicht gar Szientis-
mus, der sich nicht so recht in die Tradi-
tionslinie von Thoreau, Leopold und Car-
son einpassen lässt, deren Naturalismus 
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zwar im Falle von Leopold und Carson 
auch naturwissenschaftlich unterfüttert 
ist, aber durchlässig bleibt für poetische, 
spirituelle und nicht zuletzt sinnesgesät-
tigte Zugänge zur Natur. Gerade hierin 
liegt ja die Stärke und auch Überzeu-
gungskraft der amerikanischen Natura-

listInnen: ihr auf allen Saiten spielendes 
Werben für eine sorgende Verantwortung 
des Menschen für die Natur, die sich auf 
ein Bewusstsein seines Eingebettetseins 
in diese und der vielfältigen Beziehungen, 
in die er mit ihr treten kann, stützt. Ein 
solches tatsächlich umfassendes ökolo-

gisches Bewusstsein müssen wir ausbil-
den, um unsere kulturellen Praktiken zu 
befragen und zu transformieren. Thomas’ 
Studie lädt ein, dem in der Tradition des 
amerikanischen Naturalismus á la Tho-
reau, Leopold oder Carson nachzugehen.

Ana Honnacker, Hannover

Leben im Anthropozän

Brigitte Bertelmann, Klaus Heidel (Hg.): 
Leben im Anthropozän. Christliche Per-
spektiven für eine Kultur der Nachhal-
tigkeit, München: oekom 2018, 346 S., 
ISBN 978-3-96238-060-1.

„Kirche und Theologie könnten beitragen 
zu einem kulturellen Wandel hin zu ei-
ner nachhaltigen Gesellschaft und Wirt-
schaft.“ (9) Mit diesem Eingangssatz mel-
det sich der vorliegende Sammelband in 
den aktuellen Debatten um Nachhaltig-
keit und Umweltethik zu Wort. Die Kir-
chen zeigen in den vergangenen Jahren 
ein wachsendes Bemühen, hier Stellung 
zu beziehen: nicht nur nach innen, son-
dern auch in die Gesellschaft hinein – 
und zwar in lokalen wie globalen Grö-
ßenordnungen. Als Maßstab für die Ver-
handlung dieser Herausforderungen hat 
sich inzwischen der Begriff „Anthropo-
zän“ etabliert: wörtlich „das menschlich 
(gemachte) Neue“ (260), sinngemäß „oft 
unscharf als ‚Zeitalter des Menschen‘“ 
(17) übersetzt. Mit dem Thema, was es 
heißt, in diesem Anthropozän zu leben, 
spannt der hier gewählte Titel somit ei-
nen gewaltigen Horizont großer Gegen-
wartsfragen auf.

Wesentliches Element des kirchli-
chen Bemühens ist seit 2013 der Öku-
menische Prozess „Umkehr zum Leben – 
den Wandel gestalten“.  In diesem Kontext 
gab es 2016/17 eine Veranstaltungsreihe 
zu globalen Umweltveränderungen. Da-
raus ist der vorliegende Sammelband ent-
standen. In bewusster Entscheidung für 
„formal und inhaltlich sehr unterschied-
liche Texte“ (9) erweitern die 25 Beiträge 
den gedanklichen Rahmen zu einer Viel-
falt unterschiedlicher Perspektiven, um 

der Komplexität des Themas möglichst 
gerecht zu werden. Gemeinsam ist ih-
nen dabei das Bemühen um eine offe-
ne und angemessene Wahrnehmung der 
Problematiken, um diesen aus dem je ei-
genen christlichen Selbstverständnis he-
raus Rechnung zu tragen und so Grund-
züge für einen guten gesellschaftlichen 
Umgang mit den Herausforderungen des 
Anthropozäns zu erforschen.

Dafür wurde als Struktur eine Vier-
teilung gewählt, die sich den Kapitelun-
tertiteln gemäß als Abfolge von „Zeit-
ansagen“, „Bausteinen“, „Orientierungs-
punkten“ und „Wegmarken“ darstellt. 
Der erste Schritt gilt der Rekapitulati-
on und Analyse der Faktenlage auf Ba-
sis der Erdsystemforschung (Lucht), um 
das Problem der „beschädigten Welt“ 
(Horn) als umfassende Herausforderung 
für ein „Leben im Anthropozän“ offen-

zulegen. Die zwei umfangreicheren Mit-
telteile spannen auf mehreren Ebenen 
den inhaltlichen Rahmen der Auseinan-
dersetzung um ein gutes Leben im An-
thropozän auf: von der Infragestellung 
geschichtswirksamen Handelns über Er-
zählungen als Kernelemente menschli-
chen Weltverhältnisses bis zur Grund-
lagenreflexion christlichen Selbstver-
ständnisses. Zur Umsetzung der so 
entfalteten Ansprüche führen die Bei-
träge des vierten Teils konkrete Ansätze 
und Handlungsfelder an, die notwendi-
ge Schritte auf dem Weg zu einer „Kul-
tur der Nachhaltigkeit“ markieren sollen.

Als eine Art roter Faden können die 
drei Beiträge Heidels gelesen werden. 
Sein Eingangsbeitrag zeigt anhand der 
begriffsgeschichtlichen Karriere des An-
thropozäns hin zur geochronologischen 
Epochenbezeichnung den seit der „Gro-
ßen Beschleunigung“ der 1950er Jahre 
immens gewachsenen Maßstab mensch-
licher Umwelteinwirkungen. Damit gehe 
eine unabweisbare Verantwortung ein-
her, die der moderne Mensch als erblinde-
ter Prometheus bisher jedoch weit mehr 
verdränge als annehme (30). Hier wieder 
sehen zu lernen, bildet somit das zentrale 
Anliegen der „Zeitansagen“. Die bleiben-
de Offenheit des Begriffs „Anthropozän“ 
durch seine unterschiedlichen Verwen-
dungskontexte hindurch könne dafür 
sogar ein Vorteil sein, insofern die Su-
che nach konkreten Antworten für der-
art tiefgreifende kulturelle Veränderun-
gen ohne solche Offenheit drohe, die al-
ten Engführungen lediglich durch neue 
zu ersetzen (33–35).

Aus diesem Befund zieht Heidel zu Be-
ginn des zweiten Teils den Schluss, dass ein 
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Paradigmenwechsel in der grundlegenden 
„Art und Weise, wie wir leben“ (81) und 
dieses In-der-Welt-Sein gestalten, not-
wendig sei. Nur so könnten wir der Ver-
antwortung im Maßstab einer „planetari-
schen Gerechtigkeit“ (84) gerecht werden. 
Stellt hier eine „Kultur der Nachhaltigkeit“ 
das zunächst klare Ziel dar, bleibe deren 
Konkretisierung in einzelnen Lebensberei-
chen doch immer Sache auch konflikthaf-
ter Aushandlungsprozesse. Diese erlauben 
daher keine Vorwegnahme ihres Ergeb-
nisses, sondern verweisen auf die im Hin-
tergrund präsenten Selbst- und Weltver-
ständnisse als ihre Ausgangs- und Rah-
menbedingungen.

Diese Perspektiven kulminieren in 
Heidels drittem Beitrag, einer „Wegmar-
ke“ des vierten Buchteils, im „Aufruf zu 
einem Ökumenischen Aufbruch 2030“. 
Auf ihn verweist der Autor mit zahlrei-
chen Zitaten aus einem Impulspapier des 
Ökumenischen Prozesses, mit dem jener 
in die Öffentlichkeit getragen wurde. 
Am Zeithorizont der Sustainable Deve-
lopment Goals orientiert, wird darin ver-
sucht, der paradox anmutenden Situation 
Rechnung zu tragen, dass einerseits so 
notwendig und drängend erscheinende 
Veränderungen in unseren Wirtschafts- 
und Konsummustern andererseits doch 
von einem Komplex kultureller Wechsel-
wirkungen abhängen, der solche Maß-
nahmen „allenfalls in Teilbereichen mit 
Absicht ins Werk“ (307) zu setzen zulas-
se. Die Vielfalt beteiligter Akteure, ih-
re auch widersprüchlichen Vorstellun-
gen und Zielsetzungen würden zu einer 
prinzipiellen Offenheit zwingen, der im 
Konkreten letztlich nur mit hoffnungs-
vollem Experimentieren auf der Suche 
nach gemeinschaftlichen Lösungen be-
gegnet werden könne.

Wesentliche Elemente dieser Ansätze 
finden sich jeweils in den anderen Bei-
trägen aufgegriffen, kritisch diskutiert 
und/oder weitergeführt. Im ersten Teil 
geschieht dies durch die Diskussionen 
um die notwendige Große Transforma-
tion angesichts planetarer Grenzen, die 
seit der Großen Beschleunigung erreicht 
werden und teils sogar schon überschrit-
ten sind. Die Konsequenzen dieser Ver-

änderungen des Systems Erde mögen im 
Einzelnen kaum absehbar sein. Für die 
Lebensbedingungen zahlreicher Men-
schen werden sie gleichwohl mit über-
wältigender Wahrscheinlichkeit drastisch 
ausfallen. Bereits hier werfen sie daher 
die große Frage nach Möglichkeiten des 
Umgangs auf, zugespitzt auf die ethi-
sche und politische Rolle von Kirche(n) 
und Religion.

Im zweiten Teil wird das Kernprob-
lem des geforderten Paradigmenwech-
sels thematisiert: das Verschwinden des 
Subjekts der Geschichte ins Diffuse. Die 
Menschen treten als „Handlungsträger“ 
(89) zunehmend hinter den Systemlogi-
ken von Technik und Wirtschaft zurück. 
Lösungsansätze werden daher in einer 
Kritik der dahinterstehenden „Narrati-
ve“ gesucht: Anstelle eines Abdriftens 
in apokalyptische Untergangsszenarien 
müssten positive Alternativerzählun-
gen erschlossen werden (Höfer; Rive-
ra/Nanz), was am Beispiel eines mögli-
chen Übergangs zur „Postwachstumsge-
sellschaft“ veranschaulicht wird (Gran; 
Diefenbacher). Da solche Weltdeutungen 
untrennbar mit den Grundbedingungen 
menschlichen Strebens nach Fortschritt 
verbunden sind, sind gerade hier Religio-
nen und besonders das Christentum ge-
fordert: Sie können erfahrbar machen, 
dass unter heutigen Bedingungen die 
Selbstbeschränkung des Menschen in 
Rücksicht auf die Schöpfung als Ganze 
wesentlicher Ausdruck seiner Freiheit ist 
(Göpfert; Gütter).

Der dritte Teil vertieft diesen Strang. 
Er legt dar, wie christliche Apokalyptik 
zur Hoffnungsquelle werden kann, wenn 
sie als Botschaft der Befreiung zum Kern 
des theologischen Gottes- und Selbstver-
ständnisses wird (Herms; Vogt) und von 
dort aus Niederschlag in Verkündigung 
(Rosenberger am Beispiel von Laudato 
si’) und kirchlichen Grundvollzügen fin-
det (Beringer).

Unter den „Wegmarken“ schließ-
lich nimmt neben Ökumenischem Pro-
zess und Aufbruch die Außenperspek-
tive der „transformativen Wissenschaft“ 
eine besondere Rolle ein (Escher/Singer-
Brodowski). Die Kirchen werden hier als 

Teil der Zivilgesellschaft in den Blick ge-
nommen. Als potentiell wertvolle Part-
ner sollen sie dazu beitragen, dass Wis-
senschaftsinstitutionen im Angesicht des 
Anthropozäns ihrer gesellschaftlichen 
Verantwortung gerecht werden.

Zusammenfassend zeigt sich also der 
Versuch einer adäquaten Wahrnehmung 
der Probleme ohne Verkürzung der Kom-
plexität und der Schwierigkeiten ihrer Be-
handlung. Der Zwang, auf Vorstellungen 
technischer Machbarkeit und sogar den 
Menschen als autonomes Subjekt der Ge-
schichte verzichten zu müssen, führt zur 
Suche nach indirekten Einflussmöglich-
keiten. Im Fokus stehen dafür die Kritik 
bestehender Narrative und ihre Konfron-
tation mit christlichen Alternativen. Wie 
beim Begriff „Anthropozän“, so nimmt 
auch hier die Betonung der notwendi-
gen Offenheit dieser Suchprozesse eine 
zentrale Stellung ein.

Diese Offenheit schlägt sich im Band 
selbst insofern nieder, als die vielen un-
terschiedlichen Ansatzpunkte und Per-
spektiven auf Problem und Umgangswei-
sen ohne echte Verknüpfung bleiben. Sie 
geben ein reiches Bild davon, wie vielfäl-
tig das Bemühen um ein gutes Leben im 
Anthropozän aussehen kann und wie of-
fen für Korrektur und Weitung jede ein-
zelne darauf geworfene Perspektive sein 
muss. Gerade daraus ergibt sich jedoch 
eine Schwachstelle: Durch das weitge-
hende Ausbleiben interner Bezugnahmen 
und das Fehlen bündelnder Zusammen-
fassungen wurde Potential verschenkt, 
aufgeworfene Fragen weiter zuspitzen 
und Synthesen aufzeigen zu können. 
Beispiele dafür sind zum einen der von 
Horn vorgebrachte Einwand, der Begriff 
„Anthropozän“ sei mit Blick auf die Ver-
antwortlichkeiten zu pauschal und da-
her besser durch „Kapitalozän“ zu erset-
zen (67). Zum anderen übt sie fundamen-
tale Kritik am Begriff „Nachhaltigkeit“, 
der ein fatales „immer so weiter“ impli-
ziere (68). Gerade weil die Kritikpunk-
te hier durchaus begründet sind, andere 
Autor*innen sich den daraus zu ziehen-
den Konsequenzen, die Begriffe zu mei-
den, aber offenbar nicht angeschlossen 
haben, bleibt die Diskussion dieser Streit-
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fragen den Leser*innen selbst überlassen. 
Das kann einerseits anregend und inso-
fern positiv sein. Andererseits erfordert es 
mangels interner Querverweise ausführ-
liche Lektüre und Suche, um solche un-
verbundenen Fäden überhaupt erst aus-
findig zu machen.

Die Zeit, die vielen Anregungen und 
Perspektiven zusammenzubringen, wird 
aber reichhaltig belohnt. Der Bogen 
reicht vom aktuellen Stand der natur-
wissenschaftlichen Lageeinschätzung bis 
in die Höhen von kosmischer Christolo-
gie (Herms; Beringer), Schöpfungstheo-

logie (Vogt; Rosenberger) und „transfor-
mativer Spiritualität“ (Stierle; Gütter). Er 
zeichnet somit ein umfassendes Bild des 
spezifisch christlichen Potentials, zu einer 
„Kultur der Nachhaltigkeit“ für ein gu-
tes „Leben im Anthropozän“ beizutragen.

Ivo Frankenreiter, München

Ökokatholizismus

Julia Blanc: Ökokatholizismus. Sozialethi-
sche Analysen zu ausgewählten Ländern 
und Institutionen in Europa, Marburg: 
Metropolis-Verlag 2017, 354 S., ISBN 
978-3-7316-1248-3 (Beiträge zur so-
zialethischen Nachhaltigkeitsforschung 
Bd. 21).

„Ökokatholizismus“ ist eine neue, unge-
wohnte, überraschende Wortbildung, die 
manch einem als contradictio in adiec-
to, als hölzernes Eisen, erscheinen könn-
te. Schon vor über einem halben Jahr-
hundert hat der US-amerikanische Me-
diävist Lynn Townsend White behauptet, 
das Christentum mit seiner Berufung auf 
die menschliche Gottebenbildlichkeit 
und Gottes Befehl an den Menschen, 
sich die Erde zu unterwerfen, sei haupt-
verantwortlich für die Naturzerstörung 
im Industriezeitalter. Einige Jahre später 
haben Carl Amery und Eugen Drewer-
mann der Dominium terrae-Lehre und 
einem daraus abgeleiteten despotischen 
Anthropozentrismus die Hauptschuld für 
die ökologische Krise zugewiesen. Ein 
Buchtitel wie „Ökokatholizismus“ wirft 
Fragen auf: Ist das Christentum im All-
gemeinen, der Katholizismus im Beson-
deren, doch nicht ganz so naturverges-
sen, wie manche meinen? Welche kon-
krete Erklärungen und Initiativen, die 
Schöpfung zu bewahren, gibt es in der 
katholischen Kirche? Andere werden viel-
leicht skeptisch fragen: Handelt es sich 
bei dem hier vorliegenden Werk vielleicht 
primär um eine gut konstruierte, aber 
wenig substantielle Apologie des Katho-
lizismus, gleichsam um ein katholisches 
„Greenwashing“? Die Neugierde ist ge-
weckt, und das ist sehr gut so.

	Das vorliegende Buch basiert auf der 
von Julia Blanc an der Universität Mün-
chen verfassten theologischen Disserta-
tion. Für die Drucklegung hat die Auto-
rin den Text um einige Informationen zur 
zwischenzeitlich erschienenen Umwelt-
enzyklika Laudato si’ ergänzt. Das Werk 
ist in zwei Hauptteile gegliedert: Der ers-
te stellt die theologisch-ethischen Grund-
lagen vor, von denen es wiederum zwei 
gibt: die Öffentliche Theologie, die Blanc 
der protestantischen Theologie zuord-
net, und das Sozialprinzip der Subsidiari-
tät, das aus der katholischen Soziallehre 
stammt. Im zweiten Hauptteil wird die be-
schriebene Methode auf drei Case Stu-
dies angewandt: auf relevante Veröffent-
lichungen der Deutschen Bischofskonfe-
renz, auf das Umweltengagement von Pax 
Christi Frankreich und auf die Aktivitäten 
eines an der Universität Uzghorod in der 

Ukraine angesiedelten Umweltinformati-
onszentrums, an dem die römisch-katho-
lische Kirche prominent beteiligt ist. Zwi-
schen den beiden Hauptteilen des Buches 
werden die Ergebnisse der im Jahre 2007 
veröffentlichten Umfrage des Rates der 
Europäischen Bischofskonferenzen (CCEE) 
referiert. Dieser erhob, was die Mitglie-
der des Rates bzw. die Kirchen in den je-
weiligen Ländern im Bereich von Umwelt-
schutz, Schöpfungsbewahrung und Nach-
haltigkeit tun. Am Ergebnis der Umfrage 
bemängelt Blanc zwar, dass die nationa-
len Kirchen die Weiterbildung der älteren 
Gläubigen im Umweltbereich zugunsten 
einer (zu) einseitigen Konzentration auf 
die Kinder- und Jugendarbeit vernachläs-
sigten, insgesamt schätzt sie die Situation 
jedoch durchaus positiv ein: „Viele Stel-
lungnahmen der verschiedenen Bischofs-
konferenzen zeigen, wie weit ökologisches 
Gedankengut bereits in einzelnen Gesell-
schaftsgruppen verortet und beheimatet 
ist.“ (165) Sie plädiert dafür, diesen Um-
stand zu nutzen und weiter auszubauen.

	Blancs Buch enthält eine Überfülle an 
Informationen, stellt gekonnt Querver-
bindungen zwischen Öffentlicher Theo-
logie, Politischer Theologie und Subsi-
diarität her, gibt die Debatten um ein 
angemessenes Verständnis des Subsidia-
ritätsprinzips detailliert wieder, fordert 
konsequent die Anwendung von Sub-
sidiarität auf die Kirche selbst und auf 
ihr pastorales Handeln. Blanc weist auf 
die Unterscheidung zwischen „vertika-
ler“ und „horizontaler“ Subsidiarität hin. 
Sie rezipiert die im deutschsprachigen 
Raum von Heinrich Bedford-Strohm ent-
worfene Öffentliche Theologie und de-
ren Leitlinien Traditionskohärenz, Zwei-
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sprachigkeit (biblische Begründung und 
Vernunftbegründung), Interdisziplinari-
tät, kritisch-konstruktive Einflussnah-
me auf die Politik und Globalität. Blanc 
fügt das Prinzip der Subsidiarität als er-
gänzendes Kriterium hinzu. Die doppel-
te Ausrichtung der Öffentlichen Theo-
logie, einerseits wissenschaftlich, ande-
rerseits gesellschaftsprägend, wird von 
Blanc in ihrer Arbeit in diversen Kon-
texten angewendet und reflektiert. Mit 
Akribie wird zudem das Umweltenga-
gement diverser kirchlicher Einrichtun-
gen in drei staatskirchenrechtlich unter-
schiedlich organisierten Ländern, nämlich 
Deutschland, Frankreich und der Ukraine, 
untersucht. Auf diesem Hintergrund wer-
den Umwelt und Umweltschutz abschlie-
ßend als Chance für die Kirche begriffen: 
„Nach dem Vorbild der Rolle, welche die 
Kirche bei der Verankerung sozialer Ver-

antwortung im deutschen, aber auch im 
europäischen Markt hatte, sollte dieses 
Potential nun genutzt werden, um öko-
logische Verantwortung als Markenzei-
chen zu etablieren.“ (320)

	Da ist selbstverständlich etwas Wah-
res dran. Dennoch kann ich dem nicht 
vorbehaltlos zustimmen. Weder im Hin-
blick auf soziale Gerechtigkeit und ge-
sellschaftliche Gleichheit noch im Bereich 
der Ökologie hatte und hat die katholi-
sche Kirche eine Vorreiterrolle inne. Zu-
dem sollte die Frage, ob die ökologische 
Krise eine Chance für die kirchliche Pas-
toral sein könnte, zurücktreten vor der 
Frage, ob Umweltverhalten und Lebens-
stil heute lebender Katholikinnen und Ka-
tholiken so sind, dass zukünftigen Ge-
nerationen eine Chance haben, einiger-
maßen gut zu leben oder einfach nur zu 
überleben.

	Wahrscheinlich wäre Blancs Ab-
handlung zum „Ökokatholizimus“ noch 
attraktiver ausgefallen, hätte sie ihre 
Dissertation (vor allem die zahlreichen 
überlangen Anmerkungen!) für die Ver-
öffentlichung ein wenig gestrafft, ver-
schlankt und auf zentrale Punkte fokus-
siert. Noch etwas: Die Frage nach dem 
menschlichen Umgang mit den nicht-
menschlichen Tieren hätte zumindest 
am Rande thematisiert werden sollen. 
In Blancs Buch wird zwar Biodiversität 
im Zusammenhang mit Pax Christi Frank-
reich kurz behandelt, Wohl und Würde 
schmerzsensibler Tiere jedoch finden in 
dieser Abhandlung über die christliche 
Schöpfungsverantwortung keine Erwäh-
nung. Oder habe ich angesichts der Fak-
tenfülle etwas übersehen?

Kurt Remele, Graz

Wandel als Chance oder Katastrophe

Markus Vogt: Wandel als Chance oder 
Katastrophe, München: Komplett-Me-
dia, 2018, 96 S., ISBN 978-8312-0481-6.

Dieser schmale Band in Form eines Essays 
behandelt die Frage, wie gravierende Ver-
änderungsprozesse auf das Bewusstsein 
der Menschen wirken. Ausgangspunkt 
ist dabei die Gegenwartsdiagnose einer 
„großen Transformation“, die die erste 
moderne Transformation der mensch-
lichen Gesellschaft, nämlich die brei-
te Nutzung fossiler Energien wie Kohle, 
Öl und Gas seit Einführung der Dampf-
maschine, ablösen soll. Vogt weist auf 
vielfältige Veränderungsprozesse auf 
unterschiedlichen Gebieten hin (Politik, 
Ökologie, Wirtschaft, Gesellschaft). Dabei 
wird die Möglichkeit ein breites Katast-
rophenspektrum (biblisch konnotiert: die 
Apokalypse) aufgezeigt, indem Krisens-
zenarien des Anthropozän beschrieben 
werden. Vogt möchte jedoch gegen den 
verbreiteten Pessimismus einen christ-
lich motivierten „aufgeklärten Optimis-
mus“ stellen.

In einem weiteren Abschnitt greift 
Vogt den neuerdings in Mode gekom-
menen Begriff der „Resilienz“ auf, der 
die Robustheit und Elastizität von An-
passungsleistungen angesichts von Stress 
und Veränderungen beschreibt. Resilienz 
hat eine theologische Dimension, weil im 

christlichen Glauben auch der Umgang 
und die Bewältigung mit Leiden, Nega-
tiverfahrungen etc. eine Bedeutung ha-
ben. Zielsetzung des Essays ist der letz-
te Teil: die Entfaltung einer Transfor-
mationsethik. Ausgangspunkt ist dabei 
der christliche Glaube, der im Sinne der 
Metz’schen politischen Theologie als ge-
sellschaftsveränderndes Potential gedeu-
tet wird. Zur Bewältigung der Probleme 
fordert Vogt ein gesellschaftliches En-
gagement der Wissenschaftler, ange-
sichts der hohen Komplexität und weit-
läufigen Zusammenhänge eine gewisse 
Risikobereitschaft beim Handeln und eine 
Klugheit im Umgang mit Katastrophen. 
Erforderlich sei eine Ethik der Solidari-
tät mit den Opfern von Katastrophen.

An den Essay ist die Frage zu stellen, 
ob die Ausgangsdiagnosen nicht zu ein-
seitig sind, weil sich z. B. beim Anstieg 
der Arbeitsproduktivität und des Wirt-
schaftswachstums  – im Gegensatz zur 
Diskussion über „Digitalisierung“ – kei-
ne Beschleunigung, sondern sinkende 
Raten feststellen lassen. Viele Zukunfts-
prognosen der Vergangenheit wie die 
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von Ulrich Beck über das Ende der Er-
werbsarbeit oder von Meadows (1972) 
über einen Wachstumszusammenbruch 
wegen Rohstoffmangel waren zu pes-
simistisch; sie haben z. B. das Fracking 

oder die Erschließung neuer Arbeitsfel-
der nicht vorausgesehen. Eine Auseinan-
dersetzung mit solchen Irrtümern pessi-
mistischer Zukunftsprognosen hätte der 
sympathischen Grundbotschaft, nicht in 

Ängsten zu erlahmen, sondern Wandel 
als Chance zur Gestaltung anzunehmen, 
noch mehr Substanz verleihen können.

Joachim Wiemeyer, Bochum

Stadtentwicklung, soziale Ungleichheit und Raumgerechtigkeit

Bernhard Emunds, Claudia Czingon und 
Michael Wolff (Hg.): Stadtluft macht 
reich/arm. Stadtentwicklung, soziale Un-
gleichheit und Raumgerechtigkeit, Jahr-
buch „Die Wirtschaft der Gesellschaft“, 
Band 4 (hgg. von der Forschungsstätte 
der Evangelischen Studiengemeinschaft 
und vom Oswald von Nell-Breuning Insti-
tut für Wirtschafts- und Gesellschafts-
ethik der Phil.-Theol. Hochschule Sankt 
Georgen), Marburg: Metropolis-Verlag 
2018, 382 S., ISBN 978-3-7316-1299-5.

Der vierte Band des Jahrbuchs „Die Wirt-
schaft der Gesellschaft“, herausgegeben 
von Bernhard Emunds, Claudia Czingon 
und Michael Wolff, widmet sich so-
zialräumlichen Ungleichheiten als He-
rausforderung für die Entwicklung von 
Städten und Regionen. Durch den Titel 
„Stadtluft macht reich/arm“ wird bereits 
deutlich, dass die Herausgeber*innen und 
Autor*innen davon ausgehen, dass die 
Entwicklung von Städten und Regionen 
mit sozialen Ungleichheiten verbunden 
ist, die sich räumlich konzentrieren und 
die gleichzeitig (wiederum) neue Un-
gleichheiten hervorrufen können. Oder 
anders ausgedrückt: Soziale Ungleichhei-
ten und unterschiedliche Entwicklungs-
pfade in bzw. von Städten und Regionen 
beeinflussen sich gegenseitig: Die „sozia-
len Ungleichheiten [werden] durch die 
zunehmend disparaten Entwicklungen 
der Räume verändert. Ihrerseits beein-
flussen die Ungleichheiten aber auch die 
Art und Weise, wie sich Orte und Regio-
nen entwickeln“ (S. 11).

Dafür werden in dem Sammelband 
vier zentrale Bereiche betrachtet, die 
den Herausgeber*innen mit Blick auf 
die Zukunft der Städte und ländlicher 
Räume als besonders relevant erscheinen: 

(1) der Mangel an bezahlbarem, bedarfs
gerechtem Wohnraum in prosperieren-
den Städten, (2) der ungleiche Zugang 
zu Wohnlagen und die damit verbun-
dene Segregation städtischer Wohn-
viertel, (3) Unterschiede im Zugang der 
Bewohner*innen zu kommunalen öffent-
lichen Gütern (z. B. ungleicher Zugang zu 
öffentlichen Räumen oder zur kommuna-
len Infrastruktur) sowie (4) die Polarisie-
rung zwischen prosperierenden Städten 
einerseits und abgehängten, peripheren 
Regionen andererseits, die das Prinzip der 
gleichwertigen Lebensverhältnisse in pe-
ripheren Regionen in Frage stellen und 
zu sozialräumlichen Ungleichheiten bei-
tragen.

Beeindruckend ist hierbei, wie um-
sichtig und gleichzeitig pointiert es die 
Herausgeber*innen geschafft haben, so-
ziale Ungleichheiten auf verschiedenen 
räumlichen Ebenen (z. B. innerhalb einer 
Stadt, zwischen urbanen Zentren und 

ländlichen Regionen) zu betrachten und 
verschiedene disziplinäre Sichtweisen 
(u. a. Sozialwissenschaften, Wirtschafts-
wissenschaften, Geographie, Stadtpla-
nung sowie Ethik/Philosophie) zusam-
menzuführen. Dadurch gelingt es dem 
Sammelband, einen spannenden „Bo-
gen“ zwischen den einzelnen Beiträgen 
zu bilden und zum Weiterdenken (auch 
über die eigenen disziplinären Grenzen 
hinaus) anzuregen. Die Struktur des Sam-
melbandes, inklusive des sehr guten und 
übersichtlichen Einführungsbeitrags von 
Bernhard Emunds, Claudia Czingon und 
Michael Wolff, ermöglicht ein zielgerich-
tetes Lesen, da die vielfältigen Zugän-
ge zum Thema der sozialräumlichen Un-
gleichheiten sehr gut abgebildet werden. 
Gleichzeitig finden sich die vier Argu-
mentationsstränge (siehe oben) sowie die 
unterschiedlichen räumlichen Ebenen in 
allen Teilen explizit wieder, so dass die 
Diskussionen über sozialräumliche Un-
gleichheiten immer „dichter“ werden.

Im ersten Teil des Sammelbandes 
(„Prozesse der Stadtentwicklung – Ana-
lysen und Kritik“) werden – u. a. aus so-
ziologischer, (stadt-)geographischer und 
immobilienwirtschaftlicher Perspektive – 
zunächst verschiedene Ursachen für die 
Entstehung sozialräumlicher Ungleich-
heiten analysiert und kritisch betrach-
tet. Nach einem historischem Rückblick 
über soziale Ungleichheiten in Städten 
(Beitrag von Friedrich Lenger) liegt der 
Fokus auf Segregation und Integration 
und deren Auswirkungen auf soziale Un-
gleichheit in Städten (siehe Beiträge von 
Sebastian Schipper und Michael Parzer), 
bevor in einem anschließenden Schritt 
die Verschiebungen in den städtischen 
Eigentumsverhältnissen hin zu Finanzin-
vestoren und deren Auswirkungen auf 
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das soziale Gefüge in Städten vorgestellt 
werden (Beiträge von Susanne Heeg und 
Stefan Kofner). Abgerundet wird der ers-
te, sehr informative und lesenswerte Teil 
durch den Beitrag von Manfred Kühn, der 
sich nicht mit innerstädtischen sozialen 
Ungleichheiten beschäftigt, sondern sich 
auf das Verhältnis zwischen prosperieren-
den und stagnierenden oder schrumpfen-
den Städten und Regionen konzentriert.

Im zweiten Teil des Sammelbandes 
(„Raumgerechtigkeit“) geht es um die ethi-
sche Reflexion raumbezogener Gerechtig-
keitsfragen. Dies ist aus meiner Sicht ein 
absoluter Mehrwert des Sammelbandes, 
da diese Perspektive – zumindest in raum- 
und planungswissenschaftlichen Diskur-
sen – oftmals eher nachrangig betrach-
tet wird. Matthias Möhring-Hesse disku-
tiert in seinem Beitrag unterschiedliche 
Gerechtigkeitsansprüche an Städte, be-
vor Thorsten Meireis den Zugang zu und 
die Nutzung von öffentlichen Räumen aus 
ethischer Sicht reflektiert. Während die 
beiden Beiträge sich mit Ungerechtigkei-
ten des städtischen Raumes beschäftigen, 
konzentriert sich Martin Schneider in sei-
nem Beitrag auf den gerechtigkeitsthe-
oretischen Diskurs über räumliche Un-
gleichheiten zwischen Städten und länd-
lichen Räumen. Insgesamt gelingt es den 
Herausgeber*innen mit der Ausrichtung 
dieser drei Beiträge, die im ersten Teil 
des Sammelbandes identifizierten Phä-
nomene und Ursachen sozialräumlicher 
Ungleichheiten aus ethischer Sicht zu re-
flektieren sowie neue Denkanstöße für 
die Entwicklung von Handlungsstrate-
gien und Lösungsmöglichkeiten zu geben.

Um diese „Handlungsperspektiven“ 
geht es im dritten Teil des Sammelban-
des. Die Skizzierung von Handlungsan-
sätzen und Lösungsstrategien ist den 
Herausgeber*innen ein besonderes An-
liegen. Aus ihrer Sicht handelt es sich 
bei der Entstehung sozialräumlicher Un-
gleichheiten „um Prozesse, die weder un-
aufhaltbar noch alternativlos sind. Wie 
sich der Wohnraummangel und der da-
mit verbundene Anstieg der Wohnkosten, 
die Segregation städtischer Wohnvier-
tel, die Verfügbarkeit und Zugänglich-
keit öffentlicher Güter sowie die regio-

nalen Polarisierungstendenzen in Zu-
kunft weiterentwickeln werden, ist vor 
allem eine Frage des politischen Willens 
[…]“ (S.  24) und der Entwicklung ge-
eigneter Handlungsansätze. Diese grei-
fen die Argumentationslinien der ersten 
beiden Teile des Sammelbandes wieder 
auf, in dem sie fiskalische Ansätze einer 
Bodensteuerreform entwickeln (Beitrag 
von Matthias Kalkuhl, Ottmar Edenho-
fer und Jonas Hagedorn), die Potenziale 
von Urban Gardening für die Teilhabe 
verschiedener gesellschaftlicher Grup-
pen bei der Gestaltung von Raum und 
öffentlichen Gütern skizzieren (Beitrag 
von Runrid Fox-Kämper) oder auch die 
Rückbesinnung auf gemeinnützige Woh-
nungswirtschaft und den (konsequenten) 
Einsatz stadtplanerischer Instrumente 
als wesentliche Schritte zu mehr Ver-
teilungsgerechtigkeit beim Wohnraum 
anregen (Beitrag von Philipp Feldmann, 
Martin Wentz, Conny Petzold und Nils 
Bremer). Darüber hinaus wird hier auch 
skizziert, wie einzelne Akteursgruppen – 
z. B. zivilgesellschaftliche Bündnisse (Bei-
trag von Berthold Vogel), migrantische 
Unternehmer*innen (Beitrag von Feli-
citas Hillmann) oder auch Kirchen und 
kirchliche Organisationen (Beitrag von 
Petra Potz und Carola Scholz) – zu ei-
ner sozialgerechten bzw. gemeinwesen-
orientierten Stadtentwicklung beitra-
gen können.

Insgesamt gelingt es den Herausge
ber*innen aus meiner Sicht sehr gut, in 
dem Sammelband verschiedene diszipli-
näre Ansätze zusammenzubringen und 
die Debatte über sozialräumliche Un-
gleichheiten konstruktiv voranzubringen. 
Die Dreiteilung des Sammelbandes ist da-
bei sehr gelungen, obwohl viele analy-
tische Beiträge auch konzeptionelle An-
sätze enthalten und umgekehrt, so dass 
eine eindeutige Zuordnung nicht immer 
gegeben ist. Insgesamt schaffen es die 
Herausgeber*innen mit der Struktur und 
der überzeugenden Einleitung aber, die 
inhaltlichen Bezüge und Querverbindun-
gen zwischen den einzelnen Beiträgen 
sehr gut herauszustellen und den Dis-
kurs über sozialräumliche Ungleichhei-
ten zu vertiefen.

Verwunderlich ist lediglich, dass Stadt-
planung als Disziplin relativ wenig Spiel-
raum bei der Debatte zu Stadtentwick-
lung, sozialer Ungleichheit und Raumge-
rechtigkeit eingeräumt wird. An einzelnen 
Stellen wird zwar immer wieder die Rolle 
der Planung (z. B. Eingrenzung sozialräu-
mlicher Ungleichheiten durch stadtplane-
rische Instrumente) betont, ein ausführ-
licher Diskurs über konkrete stadtpla-
nerische Ansätze (und deren ethischer 
Reflexion) fehlt in dem Sammelband 
aber – leider – weitestgehend. Darüber 
hinaus wäre auch ein abschließendes, zu-
sammenfassendes Kapitel wünschenswert 
gewesen, um die unterschiedlichen Per-
spektiven, Interpretationen und Auswir-
kungen der einzelnen Beiträge noch ein-
mal grundsätzlich zu reflektieren. Aber 
auch ohne dieses Kapitel handelt es sich 
bei der vorliegenden Publikation um ein 
absolut lesenswertes und inspirierendes 
Buch, das zu einer konstruktiven inter-
disziplinären Debatte über sozialräumli-
che Ungleichheiten einlädt (S. 6).

Frank Othengrafen, Hannover



Buchbesprechungen

50 MOSINTERNATIONAL 13. Jg. (2019) Heft 1

Flucht und Religion

Judith Könemann, Marie-Theres Wacker 
(Hg.), Flucht und Religion. Hintergrün-
de – Analysen – Perspektiven, Münster: 
Aschendorff 2018, 246 S., ISBN 978-3-
402-12310-2.

Flucht und Migration führen zu prekären 
sozialen Lagen und sind deshalb seit je-
her ein Thema christlicher Theologie und 
Ethik. Seit den Flüchtlingswellen im Zu-
ge des Syrienkrieges drängen sie sich in 
besonderer Schärfe auf die Agenda der 
sozialethischen Debatte, insbesondere 
aus zwei Gründen: Einerseits waren die 
Flüchtlingszahlen im Jahr 2015 beson-
ders hoch. Andererseits traf die Flucht-
bewegung auf ein Europa, dessen Länder 
aufgrund der je eigenen Historie auf sehr 
unterschiedliche Weise mit dem Phäno-
men umzugehen in der Lage waren und 
sind. Dass das Christentum als kulturel-
ler Wurzelgrund europäischer Identität 
benannt werden kann, fordert die Theo-
logie zu einer gründlichen Stellungnah-
me angesichts der aktuellen Lage heraus.

Dies ist der Hintergrund des Bandes 
„Flucht und Religion“, der auf eine Ring-
vorlesung der Münsteraner Katholisch-
Theologischen Fakultät im Jahr 2016/17 
zurückgeht. Der Anspruch lautet, eine 
grundständige Orientierung der christ-
lichen Theologie zum Thema „Flucht“ zu 
skizzieren – und dies auf der Basis der 
historischen, politischen und rechtlichen 
Kontexte, auf die Theologie reagieren 
muss, wenn ihre grundsätzlichen Aus-
sagen auch konkret relevant sein sollen.

Im ersten Teil des Buches geht es um 
diese Kontexte: Es werden die Situation 
in Syrien (Kenan Engin), die Hintergrün-
de für Flucht und Migration aus afrikani-
schen Ländern generell (Wolfgang Scho-
necke) sowie die Zuwanderung aus der 
ehemaligen Sowjetunion (Olga Gulina) 
aus einer vor allem politikwissenschaft-
lichen Perspektive beleuchtet. Zwei Bei-
träge (Sabine Riedel, Fabian Wittreck) er-
klären den rechtlichen Rahmen, ein In-
terview mit dem Münsteraner Priester 
und stellvertretenden Generalvikar Jo-
chen Reidegeld wirft ein Licht auf die Si-

tuation der Jesiden, mit denen der Inter-
viewte innerhalb einer Hilfsinitiative zu 
tun hat. Der zweite Teil des Bandes geht 
unter dem Titel „Religion als ‚Ressour-
ce‘“ nun theologisch vor. Hier kommt ne-
ben der muslimisch-theologischen Stim-
me (Amir Dziri) eine christlich-alttesta-
mentliche (Johannes Schnocks) zu Wort. 
Beide erläutern, weshalb von den norma-
tiven heiligen Texten der jeweiligen Re-
ligion eine Auseinandersetzung mit der 
Thematik und auch eine bestimmte, von 
Empathie und Sorge getragene Perspek-
tive angemessen erscheint. Heinz-Gün-
ther Stobbes Überlegungen zum Ver-
hältnis von Menschenwürde und Men-
schenrechten folgen die zwei eigentlich 
sozialethischen Beiträge des Bandes: Ma-
rianne Heimbach-Steins entwirft „Kon-
turen einer Ethik globaler Migration“, 
während sich Walter Lesch kritisch mit 
der Annahme auseinandersetzt, Religion 
sei in jedem Fall als eine Ressource für 
Einwanderung und Integration zu be-
zeichnen. Judith Könemann und Clauß 
Peter Sajak schließen den Band ab. Ihr Fo-
kus liegt auf der Frage, ob und wie inter-
religiöse und interkulturelle Bildung ein 
Beitrag zum gelingenden gesellschaftli-
chen Miteinander sein können.

Die Publikation kommt zur rech-
ten Zeit: Nicht nur legen Vertreter ei-
ner rechtspopulistischen und identitä-
ren „Politik des christlichen Abendlan-
des“ eine ganz bestimmte Lesart des 
sogenannten christlichen Europas nahe. 
Es gibt auch irrlichternde Stimmen inner-
halb der christlichen Theologie, die sol-
chen Intuitionen zu folgen bereit sind. 
Die vorliegende Publikation hingegen 
verfolgt einen breiten Ansatz, der al-
lein der Thematik gerecht wird. Die im 
zweiten Teil entwickelten theologischen 
Perspektiven entfalten ihre Plausibilität 
überhaupt erst, weil die politisch-soziale 
Realität zuvor in ihrer ganzen Vieldeu-
tigkeit, Konflikt- und Kompromisshaftig-
keit dargelegt wurde. Es wird damit auch 
ein bestimmtes Verständnis dessen vor-
gelegt, was Theologie leisten kann und 
soll: Sie ist nicht dazu da, angesichts be-
stimmter Ambivalenzen der Wirklichkeit 
neue Eindeutigkeiten zu behaupten, zu 
denen sie nur kommen kann, wenn sie an 
der Wirklichkeit vorbei Position bezieht. 
Ihre Aufgabe ist es vielmehr, innerhalb 
der realen Lage ein stets kompromissbe-
haftetes Orientieren zu ermöglichen. Ei-
ne solche Rolle theologischer Reflexion 
am aktuellen Thema entlang vorzufüh-
ren, ist das große Verdienst des Bandes.

Er hilft, über manch Unverfügtes hin-
wegzusehen: Man hätte sich eine viel sys-
tematischere Auseinandersetzung mit der 
wichtigen Unterscheidung von „Flucht“ 
und „Migration“ gewünscht, ebenso ei-
ne Diskussion darüber, wie der im deut-
schen Verfassungsrecht gewährte An-
spruch auf „politisches Asyl“ vom sach-
lichen Gehalt zu verstehen ist und wie er 
innerhalb der politischen Diskussion be-
rücksichtigt wird. Die Beiträge zur Flucht 
aus Syrien und der Migration aus Afrika – 
ein ganzer Kontinent als viel zu großer 
Referenzpunkt! – fallen stark auseinan-
der: hier die zeitlich-räumliche Mikro-
analyse, dort der grobkörnige Pauschal-
blick. Auch das Nebeneinander von sy-
rischer, afrikanischer und sowjetischer 
Migrationssituation hätte eine verglei-
chende und analysierende Zusammen-
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schau verdient, die leider ausbleibt. Das 
Interview zur Lage der Jesiden ist zwei-
felsohne eine lebendige Bereicherung der 
Lektüre, steht aber etwas uneingebunden 
inmitten des Buches. Das gilt auch für den 
Beitrag zu Menschenrechten und Men-
schenwürde. Hier fehlt der Bezug zum 
Titelstichwort „Flucht“ beinahe vollstän-
dig. Hier und anderswo macht sich be-
merkbar, dass im mündlichen Genre mit 

der Möglichkeit zu Austausch und Rück-
fragen machbar ist, was in schriftlicher 
Form aufstößt.

Entschädigt werden Leserin und Leser 
aber durch viele hervorstechende „Ein-
zelleistungen“: Ob es die anspruchsvol-
le bibeltheologische Reflexion von Jo-
hannes Schnocks ist, die rechtlich luzi-
den und auch für den juristischen Laien 
verfangenden Einordnungen eines Fabian 

Wittreck oder die klugen sozialethischen 
Anfragen an die Instrumentalisierung ei-
ner vermeintlichen „Ressource“ Religion 
von Walter Lesch – diese und andere Bei-
träge machen den Band lesenswert und 
zur Fundgrube für aktuelle gesellschaft-
lich-politische Debatten.

Daniel Bogner, Fribourg

Migration ein Bild geben

Christoph Rass, Melanie Ulz (Hrsg.): 
Migration ein Bild geben. Visuelle Aus-
handlungen von Diversität (Reihe: Mi-
grationsgesellschaften), Wiesbaden: 
Springer VS 2018, 454 S., ISBN 978-3-
658-10441-2

Migration produziert Bilder und wird – 
zumal in der politischen und (massen)
medialen Darstellung – durch verschie-
denste politische und gesellschaftliche 
Akteure einschließlich der Migrierenden 
selbst über Fotografien oder Videos kom-
mentiert.

Es ist also Zeit, dass auch die Migrati-
onsforschung visuelle Repräsentationen 
von Migration wortwörtlich in den Blick 
nimmt. Eine erste umfangreiche, primär 
auf den deutschsprachigen Raum gerich-
tete Diskussion der im Kontext von Mi-
gration verwendeten Bilder bietet der 
vorliegende Band. In 16 Beiträgen ana-
lysieren Autoren unterschiedlicher sozial- 
und geisteswissenschaftlicher Disziplinen 
visuelle Repräsentationen von Migrati-
onen aus Gegenwart und jüngerer Ver-
gangenheit. Vorangestellt ist dem Band 
eine Einleitung der Herausgebenden, in 
der der Bogen der versammelten Themen 
aufgespannt sowie die einzelnen Beiträ-
ge kurz vorgestellt werden.

Innerhalb des bundesrepublikanischen 
Kontexts befassen sich zwei Beiträge mit 
visuellen Darstellungen von Gastarbei-
tern seit den 1950er Jahren. Im Bei-
trag „Armando Rodrigues de Sá revisi-
ted“ widmen sich die beiden Herausgeber 
der Frage, wie das Foto des Portugiesen 

Armando Rodrigues de Sá, der als ein-
millionster Gastarbeiter bei seiner An-
kunft im Bahnhof Köln-Deutz ein Mo-
kick geschenkt bekam, seine Schlüssel-
rolle erhielt. Die Autoren arbeiten heraus, 
dass sich das Bild zwar in einen histori-
schen Kontext einfügt, dessen enge Kon-
turen jedoch überschreitet. Zunehmend 
verschwimmen und überlagern sich bio-
grafische Details de Sás zugunsten der 
Repräsentation von Gastarbeit in den 
Anfangsjahren der Bundesrepublik. Das 
Bild übernimmt so eine Art Stellvertre-
terfunktion für Situationen, von denen 
keine Abbildung existiert.

Der Beitrag „Fotografische Ihr-Bil-
dungen“ von Burcu Dogramaci befasst 
sich ebenfalls mit der visuellen Darstel-

lung von Gastarbeitern und hier ins-
besondere türkischer Arbeitnehmer, die 
infolge des Anwerbeabkommens von 
1961 nach Deutschland kamen. Der Ar-
tikel befasst sich differenziert mit Foto-
grafien, die in verschiedenen Medien wie 
Zeitungen oder Schulbüchern verwendet 
werden. Die Autorin zeigt, dass wieder-
kehrende Motive genutzt werden, um zu-
nächst Ankunft (Koffer, Bahnhöfe, Aus-
weisdokumente) und später Fremdheit 
trotz räumlicher Nähe (exotische Klei-
dung, Religiosität) zu verdeutlichen. Sie 
betont aber auch, dass trotz aller Ab-
grenzung, die aus den Bildern spricht, 
eine neue gesellschaftliche Realität ge-
zeigt wird, die zu Reaktionen und Han-
deln auffordert.

Weiterhin befassen sich mehrere Bei-
träge mit der Frage, wie Migration und 
Diversität im Schul- und Hochschul- 
sowie im Museumskontext vermittelt 
werden. Der Aufsatz „Fotografien von 
‚Flucht und Vertreibung‘ in deutschen 
Geschichtsschulbüchern“ von Stephan 
Scholz widmet sich der Zwangsmigration 
Deutscher aus Osteuropa in der Endphase 
des Zweiten Weltkriegs. Zu diesem spezi-
ellen Thema werden, so die Auswertung 
des Autors, vor allem Bilder genutzt, die 
im Kontext nationalsozialistischer Pro-
paganda entstanden sind und teils auch 
auf falschen Zuschreibungen basieren. 
Der Beitrag „Das Boot ist voll“ von Ale-
xandra Budke und Andreas Hoogen un-
tersucht die Illustration illegaler mari-
timer Migration in Geographieschulbü-
chern. Gegenüber dem Beitrag von Scholz 
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gewinnt diese Untersuchung durch In-
terviews mit Schülern und Autoren der 
Schulbücher, in denen die (gewünsch-
te) Wirkung der verwendeten Bilder re-
flektiert wird. Budke und Hoogen be-
legen, dass die bewusst ausgewählten, 
teils plakativen Bilder überfüllter Boo-
te starke Assoziationen der Schüler her-
vorrufen und bei ihnen u. a. eine Vorstel-
lung defizitärer Herkunfts- und sehr po-
sitiv besetzter Zielländer evozieren. Nicht 
zu Unrecht formulieren die Autoren da-
her die Notwendigkeit, gerade im schu-
lischen Kontext solche Bilder nicht unre-
flektiert zu verwenden. Der Artikel „Bilder 
und Bildordnungen von Studierenden im 
Themenfeld Migration und Interkultu-
ralität“ von Hans-Joachim Roth ergänzt 
diese Erörterungen, indem er der Frage 
der Bebilderung interkultureller Bildung 
in der Didaktik und Lehrerbildung nach-
geht. Leider stützt sich der Beitrag auf die 
sehr spezifische, an Studierende gerich-
tete Arbeitsaufgabe der Erstellung von 
Emblemata, d. h. Bild-Text-Kollagen, die 
sich mit Interkulturalität auseinanderset-
zen, und kann daher nur wenige allge-
meine Aussagen treffen.

Der Beitrag „Transversale After-Ef-
fects“ von Natalie Bayer wirft dagegen 
einen differenzierten und erhellenden 
Blick auf die Darstellung von Migration 
in deutschen Museen und hier insbeson-
dere historischen oder regionalen Mu-
seen. Bayer zeichnet nach, wie Migration 
zu einem in Ausstellungen aufgegriffe-
nen Thema wurde, lange aber durch die 
Darstellung der Nation und ihrer „Mit-
gliedsordnung“ bestimmt blieb. Zugleich, 
so betont sie, geht mit der zunehmen-
den Berücksichtigung von Migration in 
den Ausstellungskonzepten keine Reprä-
sentation von Migranten in der Muse-
umsadministration einher. Bayer formu-
liert nicht zuletzt deswegen einen Appell, 
der zumindest teilweise auf Schulen und 
Hochschulen übertragen werden kann: 
nämlich das Museum zu einem Ort zu 
machen, an dem Gesellschaftskritik zu 
politischem Handeln führt.

Im Bildungskontext bewegt sich auch 
der erste von zwei Beiträgen, die sich mit 
Darstellungen von Migration im Nach-

richtenmagazin Der Spiegel befassen. 
Unter dem Titel „Das Wunder von Neu-
kölln“ zeichnet die Autorin Patricia Stošić 
nach, wie sich die mediale Berichterstat-
tung über die Berliner Rütli-Schule von 
einer Institution, die an nicht-integrier-
baren Jugendlichen mit Migrationshin-
tergrund in ihrem Bildungsauftrag schei-
tert, zu einer Musterschule für Integra-
tion wandelt. Stošić belegt dies durch 
Analysen der verwendeten Fotografi-
en und weist nach, wie Bilder den Te-
nor eines journalistischen Texts verstär-
ken können.

Ein weiterer Beitrag befasst sich eben-
falls mit der Darstellung von Einwande-
rung im Spiegel. In dem „Weiße Gemein-
schaft und Schwarze ‚Gifthändler‘“ beti-
telten Aufsatz zeichnet Katrin Hunsicker 
nach, wie in einer Serie von Artikeln der 
1980er und 1990er Jahre und dazugehö-
rigem Bildmaterial Schwarze als in deut-
schen Großstädten tätige Drogendea-
ler dargestellt werden, die die deutsche 
Gesellschaft „vergiften“ wollen. Obwohl 
Hunsicker als Leitfrage formuliert, „wel-
che Identitätskonstruktionen der so ge-
nannten ‚Anderen‘“ vorgenommen wer-
den, ist ihre Erörterung früh durch die 
von ihr formulierten These geprägt, wo-
nach die Spiegel-Journalisten die „Ver-
giftung der deutschen Gesellschaft“ und 
hier nur vordergründig die durch Drogen 
beschreiben. Obwohl belegt, erscheint 
diese These daher bisweilen sehr stark. 
Eine Differenzierung, zum Beispiel durch 
den Hinweis auf einen späteren Wandel in 
der Berichterstattung, wäre daher wün-
schenswert gewesen.

Drei, im Band aufeinanderfolgende 
Beiträge befassen sich mit Darstellun-
gen von Migration in der Schweiz. So-
wohl Claudio Scarvaglieris Artikel „Das 
Fremde in der Linguistic Landscape“, der 
sich Aussagen zu Einwanderung auf Pla-
katen der Schweizer Volkspartei widmet, 
als auch der von Jeannine Wintzer und 
Sophie Hirsig verfasste Aufsatz „Migra-
tion als ‚Masseneinwanderung‘, der eine 
Bildanalyse der Initiative „Gegen Mas-
seneinwanderung“ zum Inhalt hat, stel-
len eine Zunahme politischer Kampagnen 
mit xenophoben Inhalten fest. Dass dies 

einem längerfristigen Trend entspricht, 
zeigt Christelle Maire in „We Are the 
Other Half“. Sie wertet darin Kampag-
nen von Akteuren, die den xenophoben 
Tendenzen begegnen möchten, seit den 
1970er Jahren aus.

Von den Artikeln, die sich explizit 
nicht dem deutschen oder schweizeri-
schen gesellschaftlichen Kontext wid-
men, seien zwei hervorgehoben.

Ewelina Chwiejda zeigt in ihrem Bei-
trag „(Re)presenting, Creating, Manipu-
lating“ anhand dreier Bildbeispiele, dass 
Darstellungen von Migration nicht nur 
die aufnehmenden Gesellschaften prä-
gen, sondern auch die Migranten und 
ihr Selbstbild. Das von Chwiejda referen-
zierte Bildmaterial umfasst ankommen-
de Bootsflüchtlinge auf Lampedusa, das 
Roma-Schulmädchen Leonarda Dibrani, 
das mit seinen Eltern ohne Aufenthalts-
erlaubnis nach Frankreich gekommen 
war, sowie – weniger explizit und nicht 
durch Bildbeispiele belegt – Bilder dicht-
gedrängter menschlicher Körper. Dieses 
letzte Motiv ist auch insofern wichtig, als 
Migranten trotz der regelmäßigen Dar-
stellung zahlreicher und teils auch leb-
loser Körper vielfach anonym und un-
sichtbar bleiben.

Das Paradox gleichzeitiger Sicht- und 
Unsichtbarkeit der Migrierenden greift 
auch Heidrun Friese in ihrem Artikel „Re-
präsentationen illegalisierter Mobilität“ 
auf. Ihr Hauptfokus liegt wiederum auf 
Lampedusa, das ihr „als Symbol für undo-
kumentierte Migration im Mittelmeer“ 
gilt. Als eine der wenigen Autoren des 
Bandes betrachtet sie von Migranten er-
zeugte Bilder in Form der YouTube-Clips 
der Harragas, die in zwei Varianten auf-
treten: erstens als Remixes bereits vor-
handenen Bild-, Video- und Tonmaterials 
und zweitens als dokumentarische Clips 
von Migrierenden, die z. B. den Moment 
der Grenzüberschreitung oder Navigati-
onstechnik zeigen. Interessant ist, dass 
auch hier medial bekannte Bildmotive 
wie Boote, leblos im Wasser treibende 
Körper oder Gruppen männlicher Reise-
gefährten auftauchen, diese jedoch eher 
der Identifikation und – im Fall der doku-
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mentarischen Clips – auch der Solidarität 
und der Ermächtigung dienen.

Der Band bietet insgesamt nicht zu-
letzt durch die große Vielfalt der Beiträ-
ge und der methodischen Zugänge einen 
gelungen Einstieg in die Thematik visuel-
ler Darstellungen von Migration. Zugleich 

wird deutlich, dass Bilder nur selten oh-
ne weitere Anmerkungen als unmissver-
ständliche Illustrationen oder Beispiele 
herangezogen werden können. In diesem 
Sinne sei abschließend an einen Aspekt 
erinnert, den mehrere Beiträge betonen: 
nämlich, welch großen Interpretations-

spielraum Bilder im Vergleich zu Texten 
bieten. Es scheint geboten, dass auch Mi-
grationsforscher sich bei dem von ihnen 
verwendeten Bildmaterial an die damit 
verbundene Gefahr zu weiter Interpre-
tation erinnern.

Verena Risse, Dortmund

Jüdische Stimmen zur Zukunft Deutschlands und Europas

Walter Homolka, Jonas Fegert, Jo Frank 
(Hg.): Weil ich hier leben will. Jüdische 
Stimmen zur Zukunft Deutschlands und 
Europas, Freiburg: Herder 2018, 224 S., 
ISBN 978-3-451-38287-1.

Naive Leser*innen eines solchen Titels 
könnten denken, es sei doch schön, ein 
Buch von Juden zu lesen, über Juden hier 
und heute in diesem Land. Greta Zele-
ner ist mit ihren Eltern aus Odessa am 
Schwarzen Meer nach Deutschland ein-
gewandert. In ihrem Beitrag setzt sie sich 
für jüdische Erwachsenenbildung ein. 
Viele der Autor*innen des Bandes hät-
ten eine solche in der Tat mehr als nötig. 
Sandra Anusiewicz-Baer beschäftigt sich 
in ihrem Beitrag mit der Geschichte jüdi-
scher Schulen vor allem seit 1993, da sich 
mit dem Zuzug von zehntausenden Ju-
den aus der ehemaligen Sowjetunion de-
ren Anzahl in der Bundesrepublik in ganz 
kurzer Zeit nahezu verzehnfachte (auf ca. 
200.000, auch wenn offiziell nur ca. die 
Hälfte als Juden anerkannt und Mitglied 
Jüdischer Gemeinden sind, da viele nur 
väterlicherseits, also nicht halachisch jü-
disch sind). Problematisch wird es, wenn 
Anusiewicz-Baer schreibt, es komme auf 
das jeweilige „Familiennarrativ“ an, wie 
die Geschichte des Nationalsozialismus, 
des Zweiten Weltkriegs und der Shoah 
erzählt werde. Dadurch fällt der univer-
sell zu erinnernde Zivilisationsbruch Au-
schwitz in den Raum der Beliebigkeit. Das 
passt zum Mit-Autor Max Czollek und 
dessen Bestseller „Desintegriert euch“; 
darin behauptet er ernsthaft, viele neu-
deutschen (ex-sowjetischen) Juden wür-
den sich als Sieger der Geschichte sehen 
und grade nicht als Nachfahren von Op-

fern. Das mag aus der Innenperspektive 
einiger weniger Überlebenden stimmen, 
ist aber analytisch falsch, da die Juden 
Opfer der Shoah wurden und nicht die 
Sieger des Zweiten Weltkriegs sind.

Der Kern des vorliegenden Buches 
besteht darin, dass sich hier junge, zu-
meist zwischen Anfang der 1970er und 
den 1990er Jahren geborene Juden (so-
wie Nicht-Juden oder Konvertiten wie 
Homolka, Jg. 1964) gegen den gesamt-
gesellschaftlich marginalen jüdischen 
Mainstream stellen. Der Zentralrat der 
Juden in Deutschland ist ein Feindbild 
für viele Artikel. Warum? Weil der Zen-
tralrat der Juden genau dafür steht, wo-
für die jungjüdischen Autor*innen nicht 
stehen: für die Erinnerung an die Sho-
ah, für die Kritik am Antisemitismus in 
all seinen Formen und für die Unterstüt-
zung Israels.

Der Band kommt zum zehnjährigen 
Jubiläum des Ernst Ludwig Ehrlich Studi-
enwerks (ELES) heraus. Ca. 600 Studieren-
de und Promovierende sind bislang vom 
ELES gefördert worden. Die 15 Beiträge 
in dem 224 Seiten dünnen Buch, inklu-
sive Vorwort und einer „Hinführung“ via 
einem Gespräch von Homolka mit einem 
Berliner Senator, Klaus Lederer (Die Lin-
ke), stehen laut Umschlagstext für „das 
jüdische Leben in Deutschland in einer 
ungeahnten Vielfalt. Junge Jüdinnen und 
Juden ergreifen das Wort“.

So schreibt Meytal Rozental: „Als Kind 
war es mein Traum, Botschafterin zu wer-
den. Damals dachte ich, das sei der ein-
zige Weg, um die Ferne zu erleben. Erst 
später habe ich verstanden, dass man als 
Botschafterin den Staat Israel repräsen-
tieren muss. und [sic!] das kam für mich 
nicht infrage.“ Hier geht es nicht um die 
nachvollziehbare Kritik an der gegenwär-
tigen Regierung unter Benjamin Netan-
yahu, die so rechts ist wie keine frühere 
Regierung Israels. Nein, hier geht es um 
das Repräsentieren des jüdischen und de-
mokratischen Staates Israel an und für 
sich. Das abzulehnen ist antizionistischer 
Antisemitismus und delegitimiert Israel. 
Rozental zeigt sich als Fanatikerin gegen 
den jüdischen Nationalstaat. Sie schreibt 
offenbar ohne Kenntnis der Literatur zum 
Zionismus vor 1933 oder vor 1939: „Ei-
ne Sache, die mir sehr wichtig ist, ist 
die Wahrnehmung von Juden vor dem 
Zweiten Weltkrieg – als Universalisten, 
als Menschen, die mit keinem National-
staat verbunden sind, nicht sein können 
oder dürfen!“ Juden „dürfen“ demnach 
keinen eigenen jüdischen Staat haben. 
Das ist die Ideologie von Post- und An-
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tizionisten wie Judith Butler; auch Mi-
cha Brumlik, der im Beirat von ELES sitzt, 
geht in diese Richtung.

Max Czollek findet es unerträglich, 
dass die 2006 eröffnete Synagoge in 
München gleich im Eingangsbereich an 
die Shoah erinnert. Er tut so, als ob es 
Mainstream wäre, den Holocaust zu er-
innern und sieht gar nicht die wachsende 
Holocausttrivialisierung – zu beobachten 
etwa bei Altbundespräsident Gauck, der 
Rot und Braun analogisiert und in anti-
semitischen Büchern (z. B. mit dem Titel 
„der rote Holocaust“) publizierte, oder bei 
postkolonialen (schwarzen) Autor*innen, 
die die Sklaverei als größeres Verbrechen 
imaginieren als die Shoah.

Dafür kokettiert Hannah Peaceman 
mit der so falschen wie anstößigen Be-
zeichnung „Zentralrat der rassistischen 
Juden“ und setzt diese Diffamierung – 
die auf einer Attacke u. a. von Armin Lan-
ger beruht, der dem Zentralrat unterstellt, 
für eine „Obergrenze“ für Flüchtlinge zu 
sein (was falsch ist, wie der Präsident des 
Zentralrats, Josef Schuster, vor Monaten 
unterstrich) – in Beziehung zu „Machloket 
L’shem Shemayim“, eine „Streitbarkeit um 
des Himmels Willen“, ohne angeblich ein 
Ziel und ohne Recht haben zu wollen. Ent-
gegen Langers Diffamierung ist der Zen-
tralrat der Juden sehr kritisch gegenüber 
Rassismus, Rechtsextremismus und Anti-
semitismus: Auf einer Gedenkveranstal-
tung zum 80. Jahrestag der Novemberpo-
grome vom 9. November lud die Jüdische 
Gemeinde alle Parteien ein und Zentral-
ratspräsident Schuster begründete die 
Nicht-Einladung der antisemitischen AfD.

Auch höchst problematische Publi
zist*innen, die wahlweise den Antisemi-
tismus oder Islamismus kleinreden, wie 
Yasemin Shooman, die z. B. Pro-BDS Ver-
anstaltungen mit Aktivisten wie Sa’ed 
Atshan für das Jüdische Museum Ber-
lin organisierte, gehören zu ihren trü-
ben Quellen. Peaceman ist Mitbegründe-
rin und Mitherausgeberin der Zeitschrift 
Jalta – Positionen zur jüdischen Gegen-
wart, in der Shooman 2018 mit einer At-
tacke auf die Jüdische Gemeinde zu Berlin 
und deren Kritik am islamistischen Anti-
semitismus gedruckt wurde.

Es geht um eine „strategische Identi-
tätspolitik“, wie Tobias Herzberg unter-
streicht. Es geht um die muslimischen Re-
ferenzen in dem Band, so etwa um Küb-
ra Gümüsay, die nicht nur für obsessives 
Kopftuchtragen steht, sondern meint, es 
gebe keine Alternative zur AKP in der Tür-
kei. Herzberg zitiert sie mit der Auffor-
derung, „Liebe zu organisieren“.

Für Benjamin Fischer ist Deutschland 
„das spannendste Projekt für die jüdi-
sche Gemeinschaft in Europa“, was exem-
plarisch steht für den ganzen Band. Der 
enorme Anstieg (quantitativ und quali-
tativ) von Antisemitismus in den letzten 
Jahren wird einfach entwirklicht: Dazu 
gehören namentlich die zweite Intifada 
im Herbst 2000, 9/11, die Hetze gegen 
die Beschneidung (Brit Mila) – angesichts 
einer Landgerichtsurteils aus Köln – von 
der FAZ über die Hauspostille Bahamas 
bis zur Giordano Bruno Stiftung im Jahr 
2002, die Mavi Marmara Aktion 2010, der 
Krieg Israels gegen die Hamas 2014 so-
wie die jihadistischen Massaker in Frank-
reich 2015 und andernorts wie auch de-
ren Nachwirkungen in Deutschland.

Auch Frederek Musalls Text, der den 
HipHop vorstellt und für ELES in Stel-
lung bringt, ist von dem überall hörbaren 
Schweigen über einen Skandal im Ernst 
Ludwig Ehrlich Studienwerk überlagert. 
In dem Band wird nämlich mit keinem 
Wort erwähnt, dass eine ELES-Stipendia-
tin, Stavit Sinai, als Störerin einer Veran-
staltung mit einer Holocaustüberleben-
den und einer israelischen Politikerin im 
Juni 2017 an der Humboldt-Universität 
Berlin beteiligt war. Die drei Hetzer*innen 
publizierten danach eine Selbstbezichti-
gung, die im Netz steht. Darin verwen-
den die Autor*innen den Begriff „crimes 
against humanity“ bezüglich Israel. Das 
ist Antisemitismus, eine Verharmlosung 
der Shoah und eine Diffamierung, Dä-
monisierung und Delegitimierung Israels. 
Die Uni erstattete Anzeige und der Ver-
fassungsschutz berichtete über die anti-
jüdische Aktion. Sinai ist als Unterstüt-
zerin der antisemitischen Boykottbewe-
gung gegen Israel (Boycott Divestment 
Sanctions, BDS) bekannt, was man in ei-
ner BDS Resolution gegen die Uni Wien 
vom November 2018 sehen kann.

Schließlich ist da der Text des „Ge-
samtsprechers“ der Stipendiat*innen von 
ELES, Yan Wissmann, der 2013 von Bra-
silien nach Deutschland kam. Für Wiss-
mann waren Juden „im Ersten Weltkrieg 
bis zu den hervorragenden Leistungen in 
der Weimarer Republik“ in der „deutsch-
nationalen Geschichte bis zum Zweiten 
Weltkrieg immer präsent und übernah-
men, soweit es ging, eine mitgestaltende 
Rolle“. Die drei Herausgeber, der Verlag 
und ELES haben das nicht weglektoriert, 
sondern gedruckt. Jüdischer Geschichts-
revisionismus?

Wenig später schreibt Wissmann, „die 
600.000 Juden, die in Deutschland ge-
lebt haben“ (wann, lässt er im Dunkel, 
meint er das Jahr 1933? Da waren es ca. 
500.000), hätten „nach der Auswande-
rung“ viel Gutes für jüdische Gemein-
den geleistet. Möchte er damit sagen, alle 
1933/39 in Deutschland lebenden Juden 
seien ausgewandert? Selbst wenn er da-
mit auch jene Juden meint, die vor 1933 
emigrierten, ist das eine perfide Zahl, weil 
sie die 160.000 deutschen Juden, die in 
der Shoah ermordet wurden, einfach ver-
leugnet und in der „Auswanderung“ nach 
1933 etwas Gutes sieht.

Fazit: Das Ernst Ludwig Ehrlich Stu-
dienwerk (ELES) promotet sich als offen, 
liberal und tolerant, aber schweigt zu ei-
ner aggressiven Anti-Israel und BDS-Ak-
tivistin. ELES ist gerade Teil des Problems, 
wenn es um den Kampf gegen Antisemi-
tismus, für die Erinnerung an die Shoah 
als präzedenzlosem Verbrechen und für 
die Sicherheit von Juden geht. Deutsch-
land hat Kritik verdient und kein Rum-
geschmuse von identitätsbesoffenen 
(„Hauptsache Schnaps“, so Carmen Rei-
chert) jungdeutschen Juden.

Clemens Heni, Berlin

Der Rezensent ist Politikwissenschaftler, 
Direktor des Berlin International Center 
for the Study of Antisemitism (BICSA), 
war von 2002 bis 2005 Promotionssti-
pendiat der Hans-Böckler-Stiftung (HBS) 
und hat 2002 den antizionistischen Anti-
semitismus eines migrantischen HBS-Sti-
pendiaten skandalisiert.
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Marian Feist, Dirk Messner: Climate 
Politics, Digitalisation and Social Cohe-
sion. The Great Transformation under 
New Conditions

The Sustainable Development Goals 
(SDGs) and the Paris Agreement were two 
crucial steps for the great transforma-
tion toward sustainability. This does not 
mean, however, that the societal frame-
work for this transformation can be con-
sidered constant. Rather, the contextual 
dynamics that the great transformation 
is embedded in are continually chang-
ing. This article discusses three areas that 
are essential to the transformation and 
that highlight the evolution of the re-
lated challenges: climate politics, digi-
talisation, and social cohesion. All three 
aspects relate to developments that had 
already begun by the time of the SDGs 
and the Paris Agreement, but the signif-
icance of which has become particularly 
clear in recent years.

Johannes Wallacher: Impulses from the 
Post-Growth Movement for a Social and 
Ecological Transformation. With par-
ticular Focus on Food Safety

The International Community relies 
with its Agenda 2030 on “inclusive and 
sustainable growth”. The post-growth 
movement considers the fixation on 
growth, however, with a critical eye; it 
points towards the limited capacities of 
our planet and the social consequences of 
encreased competition. Growth, however, 
must not be neither rejected nor is it an 
end in itself. We need a social-ecologi-
cal transformation of economy and soci-
ety, which encourages innovation and the 
efficient use of resources; most impor-
tant instruments here are costs-by-cause 

prices of environment consumption. The 
relevant distribution effects have to be 
cushioned by socially responsible meas-
ures. The post-growth movement justly 
points out that the structural changes 
are to be forestalled and supplemented 
by a thorough change in culture, aware-
ness and values. This is explained by the 
example of food safety.

Claudia Kemfert: Energy Transition in 
Germany. Prototype or Dead End?

For the energy transition in Germany 
it takes a complete change of the pow-
er-supply and transport system. This al-
so implies a complete coal phase-out, a 
consistently energetic building refurbish-
ment, new mobility concepts, addition-
al improvements of emissions trade and 
the use of further political and economic 
instruments. This paper outlines specific 
ways towards a further turnaround in the 
direction of the full use of renewables. 
Among the necessary conditions for the 
transition are a matching system of taxes 
and rates, decentralized flexible supply 
structures and a broad participation of 
citizens as energy consumers and energy 
producers (prosumers). It is also shown 
inasmuch the advantges of a comprehen-
sive energy transition exceeds its costs.

Doris Fuchs, Sophie Dolinga: Finding 
the Right Measure. Ways of Transfor-
mation towards Sustainable Consump-
tion

Material consumption is deeply root-
ed in our society. In its current form it is, 
however, a major reason for the encreas-
ing ecological exhaustion of the earth 
and for social inequality. Far-reach-
ing structural changes are necessary to 

achieve a transformation towards sus-
tainable consumption patters. Here, how-
ever, mere efficiency increases in produc-
tion and use of products are not suffi-
cient, rather the measure of consumption 
has to be given prominence. Such a suf-
ficiency-oriented approach can be po-
sitioned against a wide-spread ‘always 
more’-attitude. Based on this, the con-
cept of consumption corridors shows the 
vision of a world in which a good life and 
social justice are possible for everybody. 
The minimal or maximal limits of com-
sumption have to be politically negoti-
ated and implemented.

Helge Peukert: What Kind of Finan-
cial Market Policy do we Need for the 
Social-Ecological Turnaround? Essen-
tials of a National and International 
Re-Organization

The present monetary and financial 
system is oversized, over-complex and 
growth-oriented. This paper will sug-
gest some basic reform proposals which 
contribute to an avoidance of further fi-
nancial crises and to a social-ecological 
turnaround: the introduction of a posi-
tive money system (money creation only 
through the central bank) or at least a 
separate banking system, i. e. the separa-
tion of the investment banks; the partial 
financing of ecological change by ‘gift 
money’ from the central banks (no pay-
back obligation); the ban of short selling 
and credit default swaps; the divestiture 
of mega banks and control of shadow 
banking; the introduction of a financial 
transaction tax, of people’s shares and 
minium durability of one day.

Summaries
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Marian Feist, Dirk Messner : Politique 
climatique, numérisation et cohésion 
sociale. La grande transformation sous 
de nouveaux auspices

Les objectifs du développement du-
rable (ODD) et l’Accord de Paris étaient 
deux étapes essentielles dans la grande 
transformation vers la durabilité. Cela ne 
veut pas dire que, sur le plan social, les 
conditions-cadre soient constantes. Au 
contraire, les dynamiques comtextuelles, 
dans lesquelles s’inscrit la grande trans-
formation sont en train de changer. Cet 
article met en lumière trois domaines qui 
sont essentiels à la transformation et qui 
illustrent le changement des défis qui y 
sont liés : politique climatique, numéri-
sation et cohésion sociale. Ces trois as-
pects ont trait à des développements qui 
avaient déjà commencé à l’époque des 
ODD et de l’Accord de Paris, mais dont 
l’importance est devenue particulière-
ment évidente ces dernières années.

Johannes Wallacher : Suggestions du 
mouvement »  post-croissance  « pour 
une transformation socio-écologique, 
tenant compte en particulier de la sécu-
rité alimentaire

Avec son Agenda 2030, la commu-
nauté internationale met l’accent sur 
une » croissance inclusive et durable «. 
Le mouvement » post-croissance «, quant 
à lui, voit d’un oeil critique la fixation 
sur la croissance ; il souligne les limites 
du stress planétaire et les conséquences 
sociales de l’intensification de la concur-
rence et de la pensée compétitive. Toute-
fois, la croissance ne peut être globale-
ment rejetée. Elle n’est pas non plus une 
fin en soi de la politique économique. 
Ce qu’il faut, c’est une transformation 
socio-écologique de l’économie et de la 
société qui favorise les innovations aus-
si bien que l’utilisation efficace des res-
sources. L’instrument le plus important 
est un prix équitable à la base du principe 
pollueur – payeur. Les effets de redistri-

bution qui y sont liés doivent être amortis 
d’une manière socialement acceptable. Le 
mouvement » post-croissance « souligne 
à juste titre que les changements struc-
turels doivent être préparés et complétés 
par un profond changement de culture, 
de conscience et de valeurs. Cela est illus-
tré à l’exemple de la sécurité alimentaire.

Claudia Kemfert  : La transition éner-
gétique en Allemagne. Modèle ou 
impasse ?

La transition énergétique en Alle-
magne exige une restructuration com-
plète des systèmes énergétique et de 
transport. Il s’agit notamment de l’aban-
don complet de la production d’électrici-
té à partir du charbon, d’une rénovation 
de bâtiments qui soit cohérente et éco-
nome en énergie, de nouveaux concepts 
de mobilité, des améliorations supplé-
mentaires de la bourse du carbone et de 
l’utilisation de nouveaux instruments de 
contrôle politique et économique. Cet 
article esquisse des moyens concrets de 
passer à un approvisionnement complet 
en énergies renouvelables. Les condi-
tions-cadres nécessaires à la transforma-
tion comprennent un système de taxes et 
de droits adapté, des structures d’appro-
visionnement décentralisées et flexibles 
et la large participation des citoyens en 
tant que consommateurs et producteurs 
d’énergie (» prosommateurs «). Il montre 
également dans quelle mesure les avan-
tages d’une transition énergétique com-
plète dépassent ses coûts.

Doris Fuchs, Sophie Dolinga : Trouver 
la bonne mesure. Chemins de transfor-
mation vers une consommation durable

La consommation matérielle est pro-
fondément enracinée dans notre socié-
té. Dans sa forme actuelle, cependant, 
c’est une des raisons majeures de l’ac-
croissement de la surcharge écologique 
de la terre ainsi que de l’inégalité so-
ciale. D’importants changements struc-

turels sont nécessaires pour rendre pos-
sible une transformation vers des modes 
de consommation durables. L’augmenta-
tion pure et simple de l’efficacité dans la 
fabrication et l’utilisation des produits ne 
suffit pas, C’est le niveau de consomma-
tion qui doit entrer en ligne de compte. 
Une telle approche axée sur les besoins 
réels peut contrer le phénomène répan-
du du » toujours plus «. Partant de cela, 
le concept de corridors de consommation 
révèle la vision d’un monde qui rend pos-
sible pour tous tant une vie bonne que de 
la justice sociale. Les limites minimales et 
maximales de consommation qui en ré-
sultent doivent être négociées et mises 
en œuvre politiquement.

Helge Peukert : Pour la tansition éco-
sociale, de quelle politique avons-nous 
besoin au niveau des marchés finan-
ciers ? Points clés d’une réorganisation 
nationale et internationale

Le système monétaire et financier ac-
tuel est surdimensionné, surcomplexe et 
axé sur la croissance. L’article suivant pro-
pose un certain nombre de réformes fon-
damentales destinées à éviter de nou-
velles crises financières et à contribuer 
à une transition éco-sociale : l’introduc-
tion d’un système de monnaie intégrale 
(création de monnaie uniquement par la 
banque centrale) ou pour le moins l’in-
troduction d’un système bancaire diffé-
rencié, à savoir la disjonction entre les 
banques d’investissement et les banques 
traditionnelles  ; le financement partiel 
de la transformation écologique par le 
» gift money « de la banque centrale (pas 
d’obligation de remboursement)  ; l’in-
terdiction des ventes à découvert et de 
l’assurance crédit ; la décartellisation des 
mégabanques et le contrôle des banques 
parallèles ; l’introduction d’une taxe sur 
les transactions financières, des actions 
destinées au grand public et une durée 
minimale de détention d’ un jour.
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